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Bekanntmachung 

. 


der Neufassung der Verordnung zur Durchführung des Außenwirtschaftsgesetzes 

(Außenwirtschaftsverordnung — AWV) 

Vom 20. Dezember 1966 

Auf Grund des § 2 der Neunten Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung vom 
23. August 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 521) wird nach¬ 
stehend der Wortlaut der Verordnung zur Durch¬ 
führung des Außenwirtschaftsgesetzes (Außen¬ 
wirtschaftsverordnung — AWV) in der jetzt gelten¬ 
den Fassung bekanntgegeben, wie sie sich aus der 
oben angeführten Änderungsverordnung und den 
Änderungsverordnungen 

vom 3. Mai 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 270), 

vom 27. Juli 1962 . (Bundesgesetzbl. I S. 477), 

vom 3. Oktober 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 659), 

vom 17. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 888), 

vom 31. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 566), 

vom 3. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 50), 

vom 27. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2174) 

und 

vom 30. März 1966 (Bundesanzeiger Nr. 63 

vom 31. März 1966) 

ergibt. 

Die Rechtsvorschriften sind auf Grund des § 27 in 
Verbindung mit den §§ 2, 5 bis 8, 10, 11, 14, 17, 18, 

20, 21, 23, 26, 33, 34 und 46 des Außenwirtschafts¬ 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 481), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände¬ 
rung des Durchführungsgesetzes EWG Milch und 
Milcherzeugnisse und des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 18. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 892), er¬ 
lassen worden. 


Bonn, den 20. Dezember 1966 


Der Bundes minister für Wirtschaft 

Schiller 
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Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
5 bis 8, 10, 11, 14, 17, 18, 20, 21, 23, 26, 33, 34 und 46 
des Außenwirtschaflsgesetzes vom 28. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 481) verordnet die Bundes¬ 
regierung: 

Kapitel I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Antragsrecht 

Anträge auf Erteilung einer Genehmigung können, 
wenn im folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
von jedem gestellt werden, der das genehmigungs¬ 
bedürftige Rechtsgeschäft oder die genehmigungs¬ 
bedürftige Handlung vornimmt. Antragsberechtigt 
ist auch derjenige, der einen Anspruch aus dem 
Rechtsgeschäft herleitet oder einen Anspruch auf 
Vornahme der Handlung geltend macht. 

§ 2 

Sammelgenehmigungen 

Dem Antragsteller kann eine befristete Genehmi¬ 
gung für eine unbestimmte Anzahl gleichartiger 
Rechtsgeschäfte oder Handlungen (Sammelgenehmi¬ 
gung) erteilt werden, wenn dies wegen der beab¬ 
sichtigten Wiederholung der Rechtsgeschäfte oder 
Handlungen zweckmäßig erscheint. 

§ 3 

Rückgabe von Genehmigungsbescheiden 

Ein Genehmigungsbescheid ist der Genehmigungs¬ 
stelle unverzüglich zurückzugeben, wenn 

1. die erteilte Genehmigung ungültig wird, bevor 
sie ausgenutzt wurde, 

2. der Begünstigte die Absicht aufgibt, die Geneh¬ 
migung auszunutzen, oder 

3. der Bescheid, der nach Verlust durch eine Zweit¬ 
ausfertigung ersetzt worden war, wieder aufge¬ 
funden wird. 

§ 4 

Warenwert, Wertgrenzen 

(1) Wert einer Ware ist das dem Empfänger in 
Rechnung gestellte Entgelt, in Ermangelung eines 
Empfängers oder eines feststellbaren Entgelts der 
Grenzübergangswert im Sinne der Vorschriften über 
die Statistik des grenzüberschreitenden Waren¬ 
verkehrs. 

(2) Stellt sich ein Rechtsgeschäft oder eine Hand¬ 
lung als Teil eines einheitlichen wirtschaftlichen 
Gesamtvorganges dar, so ist bei Anwendung der 
Wortgrenzen dieser Verordnung der Wert des 
Gesamtvorganges zugrunde zu legen. 


Kapitel II 
Warenausfuhr 

1.Titel 

Beschränkungen 

§ 5 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Ausfuhr der in Teil I der Ausfuhrliste 
(Anlage AL) genannten Waren bedarf der Geneh¬ 
migung. Das gleiche gilt für die Unterlagen zur 
Fertigung der Waren, die in Teil I Abschnitt A, B 
und C der Ausfuhrliste genannt sind. 

(2) Die in Teil I Abschnitt C und D der Ausfuhr¬ 
liste genannten Waren dürfen ohne Genehmigung 
ausgeführt werden, wenn das Verbrauchsland ein 
Land der Länderlisten A oder B (Abschnitt II der 
Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz) ist und wenn 
nach dem der Ausfuhr zugrunde liegenden Vertrag 
Waren im Werte von nicht mehr als eintausend 
Deutsche Mark geliefert werden sollen. 

(3) Der Begriff des Verbrauchslandes bestimmt 
sich nach den Vorschriften über die Statistik des 
grenzüberschreitenden Warenverkehrs. 

§ 6 

Beschränkung nach § 8 Abs. 1 AWG 

Die Ausfuhr der in Teil II Spalte 3 der Ausfuhr¬ 
liste mit B gekennzeichneten Waren bedarf der 
Genehmigung. 

§ 6a 

Beschränkung nach § 5 AWG zur Erfüllung 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
W irtschaf tsgemeinschaft 

(1) Die Ausfuhr der in Teil II Spalte 3 der Aus¬ 
fuhrliste mit. E gekennzeichneten Waren bedarf der 
Genehmigung. 

(2) Die Ausfuhr der in Teil II Spalte 3 der Aus¬ 
fuhrliste mit G gekennzeichneten Waren ist nach 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft nur zulässig, wenn die Waren den im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver¬ 
öffentlichten gemeinsamen Qualitätsnormen ent¬ 
sprechen, die auf Grund der Artikel 42 und 43 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 766) 

a) in der Verordnung Nr. 23 des Rates der Euro¬ 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 4. April 
1962 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten S. 965) in der jeweils geltenden Fassung oder 

b) in den auf Grund dieser Verordnung, insbe¬ 
sondere deren Artikel 2 und 4, ergangenen Ver¬ 
ordnungen des Rates oder der Kommission über 
Qu al i t ä t sno rmen 

festgelegt sind. 
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§ 7 

Beschränkung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 AWG 

Verträge über die Ausfuhr von Waren mit einem 
Gebietsfremden in einem Land der Länderliste C 
(Anlage L) bedürfen der Genehmigung, wenn eine 
längere Stundung des Entgelts als 180 Tage nach 
Lieferung der Ware vereinbart wird. 

2. Titel 

Verfahrens- und Meldevorschriften 
nach den §§ 26 und 46 Abs. 3 AWG 

§ 8 

Begriffsbestimmungen 

(1) Ausführer ist, wer Waren nach fremden Wirt¬ 
schaftsgebieten verbringt oder verbringen läßt. 
Liegt der Ausfuhr ein Ausfuhrvertrag mit einem 
Gebietsfremden zugrunde, so ist nur der gebiets¬ 
ansässige Vertragspartner Ausführer. Wer ledig¬ 
lich als Spediteur oder Frachtführer oder in einer 
ähnlichen Stellung bei dem Verbringen von Waren 
tätig wird, ist nicht Ausführer. 

(2) Ausfuhrsendung ist die Warenmenge, die ein 
Ausführer gleichzeitig über dieselbe Ausgangszoll¬ 
stelle für dasselbe Käuferland nach demselben Ver¬ 
brauchsland ausführt. 

(3) Ausfuhrscheine sind die Ausfuhrerklärung 
(Anlage A 1) und bei Ausfuhrsendungen im Werte 
bis zu eintausend Deutsche Mark die Klein-Aus- 
fuhrerklärung (Anlage A 2). Die Ausfuhrerklärung 
ist mit einer vom Bundesamt für gewerbliche Wirt¬ 
schaft zugeteilten Nummer versehen. 

1. Untertitel 

Genehmigungsfreie Ausfuhr 
§ 9 

Gestellung und Anmeldung 

(1) Der Ausführer hat zur Ausfuhrabfertigung 
(zollamtliche Behandlung der Ausfuhrsendung) 

1. der Versandzollstelle jede Ausfuhrsendung unter 
Vorlage eines Ausfuhrscheins zu gestehen und 

2. der Ausgangszollstelle den Ausfuhrschein abzu¬ 
geben und ihr die Ausfuhrsendung auf Verlangen 
zu gestehen. 

(2) Der Ausführer kann die Ausfuhrsendung bei 
der Versandzohstelle mit einem Vordruck nach An¬ 
lage A 6 unter Vorlage des Ausfuhrscheins anmel¬ 
den, anstatt sie bei ihr zu gestehen. Die Anmeldung 
ist nur zulässig, wenn die Waren im Bezirk der 
nach § 10 zuständigen Versandzohstelle verpackt 
oder verladen werden. Sie muß so rechtzeitig er¬ 
folgen, daß die zollamtliche Behandlung der Aus¬ 
fuhrsendung möglich ist. 

(3) Die zollamtliche Behandlung durch die Ver¬ 
sandzollstehe ist bei Ausfuhrsendungen im Werte 
bis zu eintausend Deutsche Mark nicht, erforderlich. 


(4) Die zollamtliche Behandlung durch die Aus- 
gangszohstelle ist bei Versand durch die Post nicht 
erforderlich. 

§ 10 

Zuständige Zollstellen 

(1) Versandzohstelle ist die Zollstelle, in deren 
Bezirk der Ausführer seinen Wohnsitz oder Sitz, 
eine Zweigniederlassung oder Betriebsstätte hat. 
Die Oberfinanzdirektion kann abweichend von Satz 1 
für einzelne Ausführer eine andere Versandzohstelle 
bestimmen. Das für den Ort des Verpackens oder 
Verladens der Waren zuständige Hauptzollamt läßt 
die Gestellung und Anmeldung bei der für diesen 
Ort zuständigen Zollstelle zu, wenn die Waren im 
Bezirk der nach Satz 1 zuständigen Zollstelle nur 
unter besonderen Schwierigkeiten verpackt oder 
verladen werden können. 

(2) Ist der Ausführer Gebietsfremder, so ist Ver- 
sandzollstelle jede Zollstelle, in deren Bezirk sich 
die Waren befinden. 

(3) Ausgangszollstelle ist die nach den Zollvor¬ 
schriften für die Gestellung bei der Ausfuhr zu¬ 
ständige Zollstelle. Ausgangszollstelle ist auch die 
Grenzkontrollstelle. Für die seewärtige Ausfuhr 
über ein Zollfreigebiet ist die Zollstelle des Zollfrei- 
gebiets Ausgangszollstelle; im Freihafen Hamburg 
gilt das Freihafenamt als Ausgangszollstelle. 

§ 11 

Verfahren bei der zollamtlichen Behandlung 

(1) Die Zollstelle prüft die Zulässigkeit der Aus¬ 
fuhr. Sie kann zu diesem Zweck von dem Ausführer 
weitere Angaben und Beweismittel, insbesondere 
auch die Vorlage der Verladescheine verlangen. 
Für die zollamtliche Behandlung gelten im übrigen 
die Zollvorschriften über die Erfassung des Waren¬ 
verkehrs und die Zollbehandlung sinngemäß. 

(2) Die Ausgangszollstelle lehnt die zollamtliche 
Behandlung ab, wenn die Versandzollstelle nicht die 
erforderliche zollamtliche Behandlung vorgenom¬ 
men hat. 

(3) Bei Versand durch die Post ist der Ausfuhr¬ 
schein der Einlieferungspostanstalt abzugeben. Die 
Postanstalt verweigert die Annahme, wenn die Ver¬ 
sandzollstelle nicht die erforderliche zollamtliche 
Behandlung vorgenommen hat oder wenn Nämlich¬ 
keitsmittel verletzt sind. 

(4) Eine Ausfuhrsendung, deren Anmeldung die 
Versandzollstelle bescheinigt hat, darf von dem in 
der Anmeldung angegebenen Ort erst nach Ablauf 
der angegebenen Zeit oder nach Zollbeschau ent¬ 
fernt werden. 

§ 12 

Versand-Ausfuhrerklärung 

(1) Ein gebietsansässiger Ausführer kann statt 
des Ausfuhrscheins eine Versand-Ausfuhrerklärung 
(Anlage A 3) verwenden, die mit einer vom Bundes¬ 
amt für gewerbliche Wirtschaft zugeteilten Num¬ 
mer versehen ist. 
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(2) Im Falle des Absatzes 1 hat der Ausführer 
innerhalb von zehn Tagen nach Aufgabe der Ware 
zum Versand bei der nach § 10 Abs. 1 Satz 1 zu¬ 
ständigen Versandzollstelle einen Ausfuhrschein ab¬ 
zugeben. Er kann die Angaben mehrerer Versand- 
Ausfuhrerklärungen in einem Ausfuhrschein zusam¬ 
menfassen, wenn die Waren in einer Ausfuhrsendung 
ausgeführt worden sind. 

(3) Das Hauptzollamt kann einzelnen Ausführern 
für mehrere, im Laufe eines Kalendermonats nach 
demselben Verbrauchsland für dasselbe Käuferland 
ausgeführte Sendungen die Abgabe eines Ausfuhr¬ 
scheins gestatten. Der Ausfuhrschein hat alle Aus¬ 
fuhren zu umfassen, für welche die Versand-Aus¬ 
fuhrerklärungen bis zum Monatsende an die Ver¬ 
sandzollstelle zurückgelangt sind. Er hat außerdem 
die Ausfuhren des Vormonats zu umfassen, für 
welche die Versand-Ausfuhrerklärungen nicht an die 
Versandzollstelle zurückgelangt sind. Der Ausfuhr¬ 
schein ist am zweiten Werktage des folgenden 
Monats abzugeben, wenn die Versandzollstelle nichts 
anderes bestimmt. Die Ausfuhren über 

1. Hamburg, 

2. Bremen und Bremerhaven, 

3. Lübeck sowie 

4. sonstige Ausgangszollstellen und sonstige Ein¬ 
lieferungspost ans falten 

sind jeweils in einem Aus fuhr sch ein zusammenzu¬ 
fassen. 

§ 13 

Versender 

(1) Wer auf Veranlassung eines Ausführers, dem 
er zur Lieferung verpflichtet ist, die Ware zur Er¬ 
füllung eines Liefervertrages des Ausführers an 
dessen gebietsfremden Abnehmer liefert (Versen¬ 
der), kann an Stelle des Ausführers die zollamtliche 
Behandlung vornehmen lassen; er hat dabei eine 
Versand-Ausfuhrerklärung zu verwenden. Die §§ 9 
bis 11 gelten für den Versender sinngemäß. 

(2) Der Versender hat dem Ausführer den Ver¬ 
sand der Waren und die Nummer der Versand- 
Ausfuhrerklärung unverzüglich mitzuteilen. Die 
Pflichten des Ausführers nach § 12 Abs. 2 und 3 
bleiben unberührt. 

(3) Veranlaßt der Versender einen Dritten, die 
Ware an den gebietsfremden Abnehmer des Aus¬ 
führers zu liefern, so kann auch der Dritte die zoll¬ 
amtliche Behandlung mit Versand-Ausfuhrerklärung 
vornehmen lassen. Die für den Versender geltenden 
Vorschriften finden auf den Dritten sinngemäß mit 
der Maßgabe Anwendung, daß 

1. in der Versand-Ausfuhrerklärung an Stelle des 
Ausführers der Versender anzugeben ist und 

2. der Versand der Ware und die Nummer der 
Versand-Ausfuhrerklärung dem Versender mit¬ 
zuteilen sind. 

Der Versender hat unverzüglich seiner Versandzoll¬ 
stelle eine weitere Versand-Ausfuhrerklärung abzu¬ 
geben, in welche die Angaben aus der Versand-Aus¬ 


fuhrerklärung des Dritten sowie Name, Anschrift 
und Versandzollstelle des Ausführers aufzunehmen 
sind, und dem Ausführer den Versand der Ware 
sowie die Nummer der weiteren Versand-Ausfuhr¬ 
erklärung mitzuteilen. Die Pflichten des Ausführers 
nach § 12 Abs. 2 und 3 bleiben unberührt. 

(4) Sind die Waren nach Absatz 1 oder 3 zoll¬ 
amtlich behandelt worden, so entfällt die Pflicht des 
Ausführers nach § 9. 

§ 14 

Zulieferer 

(1) Wer auf Grund eines Vertrages mit einem Ge¬ 
bietsfremden Waren an einen Ausführer liefert, der 
sie nach Be- oder Verarbeitung oder zusammen mit 
anderen Waren auf Grund eines selbständigen Ver¬ 
trages mit einem Gebietsfremden ausführt (Zulie¬ 
ferer), hat die Waren, die er an den Ausführer lie¬ 
fert, der Versandzollstelle zu gestehen oder bei ihr 
anzumelden. Er hat eine Versand-Ausfuhrerklärung 
vorzulegen und diese nach der zollamtlichen Be¬ 
handlung dem Ausführer zu übersenden. 

(2) Der Ausführer hat im Ausfuhrscliein an Stelle 
des Wertes der Ausfuhrsendung den Wert seiner 
eigenen Leistung anzugeben; er hat auf die Zuliefe¬ 
rung hinzu weisen und dabei die zugelieferte Ware, 
die Nummer der Versand-Ausfuhrerklärung des Zu¬ 
lieferers sowie dessen Namen und Anschrift anzu¬ 
geben. Er hat die ihm nach Absatz 1 übersandte 
Versand-Ausfuhrerklärung bei der Versandzollstelle 
vorzulegen und bei der Ausgangszollstelle abzuge¬ 
ben. In die Versand-Ausfuhrerklärung ist die Num¬ 
mer des Ausiuhrscheins einzutragen. 

(3) Der Ausführer hat dem Zulieferer den Versand 
der Waren unverzüglich mitzuteilen. Der Zulieferer 
hat innerhalb von zehn Tagen nach Versand der 
Ware einen Ausfuhrschein bei der Versandzollstelle 
abzugeben. Im übrigen gilt § 12 Abs. 2 und 3 für 
den Zulieferer sinngemäß. 

(4) § 9 Abs. 3 findet keine Anwendung. 


§ 15 

Vorausanmeldung 

(1) Das Hauptzollamt kann auf Antrag gestatten, 
daß Waren, die innerhalb eines Monats zum Ver¬ 
sand kommen sollen, im voraus bei der Versand¬ 
zollstelle angemeldet werden. Im Antrag sind die 
auszuführenden Waren zu benennen; die Nummer 
des Warenverzeichnisses für die Außenhandelssta¬ 
tistik ist anzugeben. 

(2) Die Ausfuhrscheine müssen bei der Voraus¬ 
anmeldung Namen, Anschrift und Unterschrift des 
Ausführers enthalten. Die Versandzollstelle bestä¬ 
tigt die Vorausanmeldung im Ausfuhrschein; die 
übrigen Angaben sind vor Versand der Ware im 
Ausfuhrschein zu ergänzen. 

(3) In den Fällen der §§ 12 und 13 genügt in 
der Versand-Ausfuhrerklärung die Angabe des 
Namens des Antragstellers. Die für den Ausführer 
zuständige Versandzollstelle ist anzugeben, wenn 
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sie bekannt ist. Die Versandzollstelle bestätigt die 
Vorausanmeidung in der Versand-Ausfuhrerklä¬ 
rung ; die übrigen Angaben sind vor Versand der 
Ware in der Versand-Ausluhrerklärung zu ergänzen. 

(4) Ort und Zeit des Verpackens oder Verladens 
der Waren sind der Versandzollstelle im voraus 
bekanntzugeben; sie dürfen nur nach rechtzeitiger 
Benachrichtigung der Versandzollstelle geändert 
werden. 

(5) Die Ausfuhr ist in diesem Verfahren nur zu¬ 
lässig, wenn die Waren innerhalb eines Monats 
nach der Vorausanmeldung versandt werden. 

(6) Die Oberfinanzdirektion kann vertrauens¬ 
würdigen Ausführern, die ständig zahlreiche Sen¬ 
dungen ausführen, gestatten, im Verfahren der Vor¬ 
ausanmeldung an Stelle des Ausfuhrscheines eine 
Ausfuhrkontrollmeldung (Anlage A 7) zu verwen¬ 
den, wenn bei dem Ausführer die fortlaufende, voll¬ 
ständige und richtige Erfassung der Ausfuhrsendun¬ 
gen nach der Art des betrieblichen Rechnungswe¬ 
sens, insbesondere mit Hilfe einer elektronischen 
Datenverarbeitungsanlage, gewährleistet ist. Die 
Ausfuhrkontroilmeldungen müssen bei der Voraus¬ 
anmeldung auch Angaben über die auszuführenden 
Waren enthalten. 

§ 16 

Vereinfachtes Verfahren 

(1) Die Oberfinanzdirektion kann, wenn die Über¬ 
wachung der Ausfuhr nicht beeinträchtigt wird, 
einzelne Ausführer oder Versender von der Pflicht 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 befreien, sofern die Gestellung 
oder Anmeldung der Waren bei der Versandzoll- 
stelle nur unter besonderen Schwierigkeiten möglich 
ist. In diesen Fällen bedarf es auch keiner Anmel¬ 
dung der Waren. Die Versandzollstelle bestätigt die 
Befreiung im Ausfuhrschein oder in den Fällen der 
§§ 12 und 13 in der Versand-Ausfuhrerklärung. Bei 
Versand durch die Post werden Befreiungen nicht 
erteilt. 

(2) Die Oberfinanzdirektion kann, wenn die Über¬ 
wachung der Ausfuhr nicht beeinträchtigt wird, ein¬ 
zelnen Ausführern für die Ausfuhr von Massengü¬ 
tern gestatten, daß der Ausfuhrschein erst innerhalb 
einer von ihr zu bestimmenden Frist nach der Aus¬ 
fuhr abzugeben ist. 

(3) Die Oberfinanzdirektion kann, wenn die Über¬ 
wachung der Ausfuhr nicht beeinträchtigt wird, ein¬ 
zelnen Ausführern gestatten, die zollamtliche Be¬ 
handlung der Ausfuhrsendung abweichend von den 
§§ 9 und 10 Abs. 1 bei der für den Versender 
(§ 13 Abs. 1) zuständigen Versandzollstelle vor¬ 
nehmen zu lassen, sofern der Ausfuhrschein vom 
Versender als Vertreter des Ausführers ausgestellt 
ist. 

2. Untertitel 

Genehmigungsbedürftige Ausfuhr 

§ 17 

Ausfuhrgenehmigung 

(1) Die Ausfuhrgenehmigung ist auf einem Vor¬ 
druck nach Anlage A 5 zu beantiagen und zu ertei¬ 
len. Antragsberechtigt ist nur der Ausführer. 


(2) Dem Antrag auf Genehmigung der Ausfuhr 
von Waren, die in Teil I Abschnitt A, B und C der 
Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt sind, sind beizu¬ 
fügen 

1. eine Unbedenklichkeitsbestätigung („Import Cer¬ 
tificate") des Käuferlandes, wenn dieses in der 
Länderliste D (Anlage L) genannt ist, oder 

2. eine Unbedenklichkeitsbestätigung („Import Cer¬ 
tificate") des Verbrauchslandes, wenn nicht das 
Käuferland, aber das Verbrauchsland in der Län¬ 
derliste D genannt ist, oder 

3. andere Unterlagen zum Nachweis des Verbleibs 
der Waren in dem im Antrag angegebenen Ver¬ 
brauchsland, wenn weder das Käufer- noch das 
Verbrauchsland in der Länderliste D genannt ist. 

§ 18 

Besondere Verfahrens Vorschriften 

(1) Für die genehmigungsbedürftige Ausfuhr gel¬ 
ten § 9 Abs. 1, 2 und 4, §§ 10 bis 14 und 16 Abs. 1, 
soweit nicht nachstehend etwas anderes bestimmt 
ist. 

(2) Die Ausfuhrgenehmigung ist der Versandzoll¬ 
stelle cies Ausführers mit dem Ausfuhrschein vor¬ 
zulegen; eine Durchschrift der Ausfuhrgenehmigung 
ist abzugeben. 

(3) Ist eine Befreiung nach § 16 Abs. 1 erteilt, 
so dürfen die Waren nur mit Versand-Ausfuhrer- 
klärung ausgeführt werden. 

(4) Ausführer, denen für die genehmigungsfreie 

Ausfuhr die Verfahrenserleichterung nach § 15 

Abs. 6 gewährt worden ist, können für die geneh¬ 
migungsbedürftige Ausfuhr an Stelle des Ausfuhr¬ 
scheins eine Ausfuhrkontrollmeldung zur Ausfuhr¬ 
abfertigung nach § 9 Abs. 1 und 2 vorlegen. 

3. Titel 

Sonderregelungen 

§ 19 

Befreiungen 

(1) Die §§ 5, 6, 6a, 9, 10 Abs. 1 und 2, §§ 11 bis 18 
gelten nicht für die Ausfuhr von Waren in folgen¬ 
den Fällen: 

1. Waren bis zu einem Wert von fünfzig Deutsche 
Mark je Ausfuhrsendung, ausgenommen Saat¬ 
gut; 

2. Drucksachen im Sinne der postalischen Vor¬ 
schriften; 

3. Akten, Geschäftspapiere, Urkunden, Korrektur¬ 
bogen, andere Schriftstücke sowie Manuskripte, 
die nicht als Handelsware ausgeführt werden: 

4. Tonträger, die nur Mitteilungen enthalten, Fern¬ 
sehbandaufzeichnungen sowie bespielte Ton¬ 
träger und belichtete Filme, auch entwickelt, für 
Rundfunk- und Fernsehanstalten, es sei denn 
daß die Tonträger, Fernsehbandaufzeichnungen 
und Filme Handelsware sind; 
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4a. Umkehrfilme, die nach Entwicklung im Wirt¬ 
schaftsgebiet wieder ausgeführt werden; 

5. Entwürfe, technische Zeichnungen, Planpausen, 
Beschreibungen und ähnliche Unterlagen, die 
nicht als Handelsware ausgeführt werden; 

6. Geschenke bis zu einem Wert von fünfhundert 
Deutsche Mark je Aus fuhr Sendung; 

7. Waren zum Verbrauch oder Gebrauch auf deut¬ 
schen Lotsendampfern oder Feuerschiffen außer¬ 
halb des Wirtschaftsgebiets, sowie auf Anlagen 
oder Vorrichtungen, die im Bereich des deut¬ 
schen Festlandssockels zur Aufsuchung und Ge¬ 
winnung von Bodenschätzen errichtet sind; 

8. Beförderungsmittel nebst Zubehör und Lademit¬ 
tel, es sei denn, daß sie Handelsware sind; 

9. Teile von Eisenbahnfahrzeugen, Behältern und 
Lademitteln, die zurückgeliefert werden, sowie 
Ersatzstücke für beschädigte Teile nach zwischen¬ 
staatlichen Vereinbarungen; 

10. Waren, die auf Beförderungsmitteln mitgeführt 
werden und zu deren Ausrüstung, Betrieb, Un¬ 
terhaltung oder Ausbesserung, zur Behandlung 
der Ladung, zum Gebrauch oder Verbrauch wäh¬ 
rend der Reise oder zum Verkauf an Reisende 
bestimmt sind; 

11. Gegenstände, die gebietsansässige Luftfahrtun¬ 
ternehmen zur Ausbesserung ihrer Luftfahrzeuge 
oder zur Durchführung des Flugverkehrs aus¬ 
führen; 

12. Baubedarf, Betriebsmittel und andere Dienst¬ 
gegenstände für Anschlußstrecken und für vor¬ 
geschobene Eisenbahndienststellen, Zollstellen 
und Postanstalten in fremden Wirtschaftsgebie¬ 
ten; 

12a. Gegenstände im zwischenstaatlichen Amts- und 
Rechtshilfe verkehr; 

13. Gegenstände, die Behörden und Dienststellen 
der Bundesrepublik Deutschland zur Erledigung 
dienstlicher Aufgaben, zur eigenen dienstlichen 
Verwendung, zur Lagerung oder Ausbesserung 
aus führen; 

14. Geschenke, die Staatsoberhäupter, Regierungs¬ 
und Parlamentsmitglieder im Rahmen zwischen¬ 
staatlicher Beziehungen von amtlichen Stellen 
erhalten; 

15. Orden, Ehrengaben, Ehrenpreise, Denkmünzen 
und Erinnerungszeichen, die nicht zum Handel 
bestimmt sind; 

16. Waren, welche die im Wirtschaftsgebiet sta¬ 
tionierten ausländischen Truppen, die ihnen 
gleichgestellten Organisationen, das zivile Ge¬ 
folge sowie deren Mitglieder und Angehörige 
der Mitglieder im Besitz haben; 

17. Diplomaten- und Konsulargut; 

18. Gegenstände nach dienstlicher Verwendung 
durch ausländische oder internationale Behör¬ 
den; 

19. Ersatzlieferungen für ausgeführte Waren, die 
in das Wirtschaftsgebiet zurückgesandt worden 
sind oder zurückgesandt werden sollen oder 


unter zollamtlicher Überwachung vernichtet wor¬ 
den sind, und handelsübliche Nachlieferungen 
zu bereits aus ge führten Waren; 

20. Ballast, der nicht als Handelsware ausgeführt 
wird; 

21. Waren, die vom gebietsansässigen Empfänger 
nicht angenommen werden oder die unbestell¬ 
bar sind, wenn sie im Gewahrsam der Zoll¬ 
behörde verblieben sind; Waren, die irrtümlich 
in das Wirtschaftsgebiet verbracht worden und 
im Gewahrsam des Beförderungsunternehmens 
verblieben sind; 

22. Heiratsgut, übersiedlungsgut und Erbschaftsgut; 

23. Gegenstände zum Ausbau, zum Erhalten oder 
Ausschmücken von Gräbern und Totengedenk¬ 
stätten, wenn sie nicht als Handelsware ausge¬ 
führt werden; 

24. Brieftauben, die nicht als Handelsware ausge¬ 
führt werden; 

25. Briefmarken und Ganzsachen zu Tauschzwecken 
sowie die dazu gehörenden Alben; 

26. Werbegegenstände, die sich durch ihre Aufma¬ 
chung, Beschaffenheit oder Menge von Waren 
des üblichen Warenverkehrs unterscheiden, 
Werbedrucke, Gebrauchsanweisungen, Preisver¬ 
zeichnisse, Fahrpläne und Vordrucke, es sei 
denn, daß sie Handelsware sind; 

27. Kabel, die zur Herstellung oder Ausbesserung 
von Seekabelverbindungen ausgeführt werden, 
soweit die Arbeiten für Rechnung eines Ge¬ 
bietsansässigen vorgenommen werden; 

28. Waren, die auf Grund von internationalen Zoll¬ 
passierscheinheften ausgeführt werden; 

29. Umschließungen, Paletten, Behälter und Verpak- 
kungsmittel, die zur Beförderung von Waren 
dienen oder zurückgesandt werden, sowie zum 
Frischhalten beigepacktes Eis; 

30. Waren zur Verwendung bei der Ersten Hilfe in 
Katastrophenfällen; 

31. Waren, die von Reisenden zum eigenen Ge¬ 
brauch oder Verbrauch oder üblicherweise zur 
Ausübung ihres Berufes mitgeführt oder ihnen 
zu diesen Zwecken vorausgesandt oder nach¬ 
gesandt werden; Waren bis zu einem Wert von 
eintausend Deutsche Mark, die gebietsansäs¬ 
sige Reisende als Geschenke mitführen; nicht 
zum Handel bestimmte Waren, die gebiets¬ 
fremde Reisende im Wirtschaftsgebiet erworben 
haben und bei der Ausreise mitführen; 

32. im Verkehr zwischen Personen, die in benach¬ 
barten, durch zwischenstaatliche Abkommen 
festgelegten Zollgrenzzonen oder in benach¬ 
barten Zollgrenzbezirken ansässig sind (kleiner 
Grenzverkehr), 

a) von diesen Personen mitgeführte Waren, 
die nicht zum Handel bestimmt sind und 
deren Wert fünfhundert Deutsche Mark täg¬ 
lich nicht übersteigt, 

b) Waren, die diesen Personen als Teil des 
Lohnes für innerhalb des Wirtschaftsgebiets 
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geleis leie Arbeit oder auf Grund von gesetz¬ 
lichen Unterhalts- oder Altenteils Verpflich¬ 
tungen gewährt werden; 

33. Tiere, Saatgut:, Düngemittel, Fahrzeuge, Maschi¬ 
nen und sonstige Waren, deren Ausfuhr durch 
die örtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
in Zollgrenzzonen oder Zollgrenzbezirken be¬ 
dingt ist und die nach zwischenstaatlichen Ver¬ 
trägen von Ausfuhrbeschränkungen befreit sind; 

34. Erzeugnisse des Ackerbaus, der Viehzucht, des 
Gartenbaus und der Forstwirtschaft solcher 
grenzdurchschnittener Betriebe, die von fremden 
Wirtschaftsgebieten aus bewirtschaftet werden; 

35. Futter- und Streumittel, die zur Fütterung und 
Wartung von mitgeführten Tieren dienen, wenn 
sie nach Art und Menge dem üblichen und mut¬ 
maßlichen Bedarf für die Dauer der Beförderung 
entsprechen; 

36. elektrischer Strom, Wasser, Stadtgas, Ferngas 
und ähnliche Gase in Leitungen; 

37. Deputatkohle; 

38. Baubedarf, Instandsetzungs- und Betriebsmittel 
für Stauwerke, Kraftwerke, Brücken, Straßen 
und sonstige Bauten, die beiderseits der Grenze 
errichtet, betrieben oder benutzt werden; 

39. Waren zur Auslands läge rung; 

40. Waren zur Auslandsbeförderung; 

41. a) Waren, die in das Wirtschaftsgebiet einge¬ 

führt worden sind und unverändert in das 
Versendungsland wieder ausgeführt werden, 
wenn sie noch nicht oder zur vorübergehen¬ 
den Zoll gut Verwendung ei nfuhr rechtlich ab- 
gefertigt. worden sind; 

b) Waren, die unter den sonstigen in Buchstabe a 
bezeichnten Voraussetzungen in ein anderes 
als das Versendungsland wieder ausgeführt 
werden; 

42. gebrauchte Kleidungsstücke, die nicht zum Han¬ 
del bestimmt sind. 

(2) Die Ausfuhrsendung ist der Ausgangszollstelle 
zu gestehen, wenn diese die Gestellung verlangt. 
Der Ausführer oder Versender (§ 13 Abs. 1) hat: bei 
der Ausfuhr der Ausgangszollstelle oder bei Ver¬ 
sand durch die Post der Postanstalt schriftlich zu 
erklären, daß ein Fall des Absatzes 1 vorliegt. Die 
Erklärung ist der Ausfuhr Sendung beizufügen; sie 
kann auch auf einem Begleitpapier oder dem Pack¬ 
stück abgegeben werden. Die Sätze 2 und 3 gelten 
nicht, 

1. wenn sich die Voraussetzungen für die Anwen¬ 
dung des Absatzes 1 aus der Art der Ausfuhr¬ 
sendung oder aus sonstigen Umständen ergeben 
oder 

2. wenn Waren der in Absatz 1 Nr. 10 genannten 
Art auf Schiffe in Seehäfen verbracht werden. 

(3) Absatz 1 Nr. 1 bis 12 a, 17 bis 20, 22, 26 bis 32, 
38, 39 und 41 Buchstabe b findet keine Anwendung 
auf die in Teil I Abschnitt A, B und C der Ausfuhr¬ 
liste (Anlage AL) genannten Waren und auf die 
Unterlagen zur Fertigung dieser Waren. 


(4) Absatz 1 Nr. 19 findet keine Anwendung aul 
die in Teil II Spalte 3 der Ausfuhrliste mit E oder G 
gekennzeichneten Waren. 

§ 20 

Kohleausfuhr 

(1) Feste Brennstoffe der Nummern 2701 10, 2701 50, 
2702 10, 2702 50, 2702 80, 2704 19 und 2704 50 des 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik 
brauchen bei der Versandzollstelle nicht gestellt 
oder angemeldet zu werden. Der Ausgangszollstelle 
ist eine Kohle-Versand-Ausfuhrerklärung auf einem 
Vordruck nach Anlage A 4 vorzulegen. Die Kohle- 
Versand-Ausfuhrerklärung ist eine Versand-Aus¬ 
fuhrerklärung im Sinne der §§ 12 bis 14. 

(2) Der Ausfuhrschein ist abweichend von § 12 
Abs. 2 Satz 1 dem Bundesamt für gewerbliche Wirt¬ 
schaft abzugeben. Die Erlaubnis nach § 12 Abs. 3 gilt 
als erteilt; die Frist zur Vorlage des Ausfuhrscheines 
läuft am siebenten Tage des folgenden Monats ab, 
wenn das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft für 
einzelne Ausführer nichts anderes bestimmt. 

§ 20 a 

Ausfuhr von Obst und Gemüse nach den Mitglied¬ 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Bei der zollamtlichen Behandlung (§§ 9 bis 11) der 
in Teil II der Ausfuhrliste mit G gekennzeichneten 
Waren ist der Ausgangszollstelle eine Kontroll- 
bescheinigung über die Güteklasse der Waren vor¬ 
zulegen, wenn sie nach einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ausgeführt 
werden. Die Kontrollbescheinigung muß vom 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft oder 
von einer von der Landesregierung bestimmten 
Stelle auf einem Vordruck nach Anhang II zur Ver¬ 
ordnung Nr. 60 der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 21. Juni 1962 (Amts¬ 
blatt der Europäischen Gemeinschaften S. 1665) aus¬ 
gestellt sein. Die Vorlage der Kontrollbescheinigung 
ist nicht erforderlich, soweit für die Ausfuhr der 
Waren die Befreiungen nach § 19 Abs. 1 und 2 gelten. 

§ 21 

Warenbegleitschein 

Ist für das Verbringen einer Ware aus dem Wirt¬ 
schaftsgebiet ein Warenbegleitschein auf Grund 
der Interzonenhandelsverordnung vom 18. Juli 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 463) ausgestellt worden, so 
bedarf es für die Dauer der Gültigkeit des Waren¬ 
begleitscheines keiner Ausfuhrgenehmigung. 

Kapitel III 
Wareneinfuhr 

1.Titel 

Beschränkungen 

§ 22 

Beschränkung nach § 11 AWG 

Bei der genehmigungsfreien Einfuhr bedarf die 
Vereinbarung oder Inanspruchnahme einer Liefer¬ 
frist der Genehmigung, wenn 
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1. die für den Bezug der Ware aus dem betreffenden 
Einkaufsland handelsübliche Lieferfrist, 

2. eine Lieferfrist von vierundzwanzig Monaten nach 
V ertragsschluß 

oder 

3. eine Lieferfrist, die in der Einfuhrliste für den 
Bezug einzelner Waren vorgesehen ist, 

überschritten wird. Satz 1 gilt nicht für die Einfuhr 
von elektrischem Strom. 

2. Titel 

Verfahrens- und Meldevorschriften 
nach § 26 AWG 

§ 23 

Begriffsbestimmungen 

(1) Einführer ist, wer Waren in das Wirtschafts¬ 
gebiet verbringt oder verbringen läßt. Liegt der 
Einfuhr ein Vertrag mit einem Gebietsfremden über 
den Erwerb von Waren zum Zwecke der Einfuhr 
(Einfuhrvertrag) zugrunde, so ist nur der gebiets¬ 
ansässige Vertragspartner Einführer. Wer lediglich 
als Spediteur oder Frachtführer oder in einer ähn¬ 
lichen Stellung bei dem Verbringen der Waren tätig 
wird, ist nicht Einführer. 

(2) Einfuhrsendung ist die Warenmenge, die an 
demselben Tage von demselben Lieferer an den¬ 
selben Einführer abgesandt worden ist und von der¬ 
selben Zollstelle abgefertigt wird. 

1. Untertitel 

Genehmigungsfreie Einfuhr 
§ 24 

Abgabe der Einfuhrerklärung 

(1) Der Einführer hat vor der Einfuhr bei der 
Deutschen Bundesbank (Landeszentralbank, Haupt¬ 
stelle oder Zweigstelle) eine Einfuhrerklärung auf 
einem Vordruck nach Anlage E 1 abzugeben. 

(2) Die Einfuhrerklärung ist, wenn der Einfuhr 
ein Einfuhrvertrag zugrunde liegt, binnen vierzehn 
Tagen nach Vertragsschluß abzugeben. Sie kann 
bereits vor Vertragsschluß abgegeben werden, 
wenn 

1. Waren bis zu einem Entgelt von fünftausend 
Deutsche Mark, 

2. leicht verderbliche Waren der Ernährung und 
Landwirtschaft, oder 

3. a) Zubehör, Teile und Werkzeuge für Maschinen, 

Apparate, Geräte und Fahrzeuge, 

b) Waren zum Bau, Umbau oder Ausbessern von 
Luftfahrzeugen, 

c) Uhren und Uhrenteile, 

d) Waren des Buchhandels oder 

e) Laborchemikalien 
eingeführt werden sollen. 


Die für die Erteilung von Einfuhrgenehmigun¬ 
gen zuständigen Stellen können vertrauenswürdi¬ 
gen Einführern, die nach Art und Umfang ihres 
Gewerbes ständig bestimmte Waren in zahlreichen 
Sendungen einführen, gestatten, Einfuhrerklärungen 
für einen begrenzten Zeitraum vor Abschluß der 
Einführverträge, aber nicht über sechs Monate hin¬ 
aus, abzugeben. 

(3) An Stelle des Einführers kann ein Gebiets¬ 
ansässiger im eigenen Namen die Einfuhrerklärung 
für Waren abgeben, die auf Grund eines Einfuhr¬ 
vertrages geliefert werden, wenn er 

1. als Handelsvertreter des gebietsfremden Ver¬ 
tragspartners am Abschluß des Einfuhrvertrages 
mitgewirkt hat oder 

2. in Ausübung seines Gewerbes auf Grund eines 
Vertrages mit dem gebietsfremden Vertrags¬ 
partner 

a) an der Beförderung der Waren mitwirkt 
oder 

b) den Zollantrag auf Abfertigung der Waren 
zum freien Verkehr stellt. 

Ist eine Einfuhrerklärung nach Satz 1 abgegeben, 
so entfällt die Pflicht des Einführers nach den Ab¬ 
sätzen 1 und 2. 

(4) Eine Vertretung durch Gebietsfremde ist bei 
der Abgabe der Einfuhrerklärung unzulässig. 

§ 25 

Angaben in der Einfuhrerklärung 

(1) In einer Einfuhrerklärung können Angaben 
über verschiedenartige Waren oder mehrere Ver¬ 
träge zusammengefaßt werden, wenn 

1. die Waren zu demselben Zuständigkeitsbereich 
(Spalte 3 der Einfuhrliste) gehören, 

2. die Waren aus demselben Ursprungsland stam¬ 
men und 

3. ihr Einkaufsland dasselbe Land ist. 

Angaben über Waren, die in § 24 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 3 genannt sind, können auch dann in einer Ein¬ 
fuhrerklärung zusammengefaßt werden, wenn die 
Waren nicht zu demselben Zuständigkeitsbereich 
gehören. 

(2) In der Einfuhrerklärung ist der in § 28 Abs. 3 
bezeichnete Endtermin für die Einfuhrabfertigung 
anzugeben. 

§ 26 

Abstempelung der Einfuhrerklärung 

(1) Die Deutsche Bundesbank (§ 24 Abs. 1) stem¬ 
pelt beide Ausfertigungen der Einfuhrerklärung ab 
und gibt eine Ausfertigung zurück. Die Abstempe¬ 
lung ist keine Bestätigung, daß die Einfuhr genehmi¬ 
gungsfrei zulässig ist. 

(2) Die Abstempelung ist abzulehnen, wenn er¬ 
sichtlich ist, daß der Einführer Gebietsfremder ist, 
oder wenn die Ausfertigungen nicht überein¬ 
stimmend ausgefüllt sind. 
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(3) Die Ausfertigung der EinJuhrerklärung ist 
unverzüglich der Deutschen Bundesbank zurück¬ 
zugeben, wenn 

1. die Angaben über die Benennung der Ware, die 
Nummer des Warenverzeichnisses für die Außen¬ 
handelsstatistik, das Einkaufsland, das Ursprungs¬ 
land oder über die besonderen in der Einfuhr¬ 
liste für die Einfuhr der Ware bestimmten Vor¬ 
aussetzungen nicht mehr zutreffen oder 

2. der Einführer die Absicht aufgibt, die Ware ein¬ 
zuführen. 

§ 27 

Antrag auf Einfuhrabfertigung 

(1) Der Einführer hat die Einfuhrabfertigung 
durch Vorlage der abgestempelten Einfuhrerklärung 
bei einer Zollstelle zu beantragen. Hat eine der in 
§ 24 Abs. 3 genannten Personen die Einfuhrerklä¬ 
rung abgegeben, so hat sie die Einfuhrabfertigung 
zu beantragen. Bei der Einfuhr in den Freihafen 
Hamburg kann der Antrag beim Freihafenamt 
Hamburg gestellt werden? das Freihafenamt Ham¬ 
burg gilt als Zollstelle im Sinne dieses Kapitels. 

(2) Mit der Einfuhrerklärung sind vorzulegen 

1. die Rechnung oder sonstige Unterlagen, aus 
denen das Einkaufsland und das Ursprungsland 
der Waren ersichtlich sind, 

2. ein Ursprungszeugnis, wenn die Waren in Spalte 
5 der Einfuhrliste mit „U" gekennzeichnet sind, 
und 

3. eine Einfuhrkontrollmeldung auf einem Vordruck 
nach Anlage E 2, wenn die Waren in Spalte 3 
der Einfuhrlistc mit 00, 01 f 02, 03 oder 08 ge¬ 
kennzeichnet sind und der Wert der Einfuhrsen¬ 
dung fünfzig Deutsche Mark übersteigt; bei der 
Einfuhr von Saatgut ist für jede Einfuhrsendung 
eine Einfuhrkontrollmeldung vorzulegen. 

(3) Der Antrag ist zu stellen 

1. mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum freien 
Verkehr, zum aktiven Veredelungsverkehr, zum 
Umwandlungsverkehr oder zur Zollgutverwen¬ 
dung, 

2. für Waren, die von der Gestellung befreit sind, 
mit der Abgabe der Zollanmeldung, 

2a. für Waren, die von dem Lagerinhaber aus einem 
Zollaufschublager durch Anschreibung in einen 
ihm bewilligten aktiven Veredelungsverkehr 
oder Umwandlungsverkehr oder eine ihm be¬ 
willigte Zollgutverwendung übergeführt worden 
sind, mit der Abgabe der Zollanmeldung, 

3. für Waren, die zur vorübergehenden Zollgut¬ 
verwendung eingeführt worden sind, sobald diese 
Waren als in den freien Verkehr entnommen 
gelten, 

4. mit dem Antrag auf Abfertigung zum Bevor¬ 
ratungsverkehr (§ 6 des Abschöpfungserhebungs¬ 
gesetzes vom 25. Juli 1962 — Bundesgesetzbl, I 

S. 453 —), 


5. vor Gebrauch, Verbrauch, Bearbeitung oder Ver¬ 
arbeitung der Waren in einem Freihafen oder auf 

der Insel Helgoland oder 

6. vor Wiederausfuhr von Waren, für die eine Ein- 

fuhrerklärung abgegeben worden ist. 

(4) Mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum Zoll¬ 
gutversand oder zur Zollgutlagerung und während 
der Zollgutlagerung kann der Antrag nur gestellt 
werden, wenn ein dringendes wirtschaftliches Be¬ 
dürfnis dargetan wird und zwingende dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. Bei der Einlagerung 
und während der Lagerung in einem Freihafen kann 
der Antrag nur gestellt werden, wenn die Waren 
dort überwacht werden können. 

(5) Bei der Einfuhr von Wasser, elektrischem 
Strom sowie Stadtgas, Ferngas und ähnlichen Gasen 
in Leitungen entfällt die Einfuhrabfertigung. 

§ 28 

Verfahren bei der Einfuhrabfertigung 

(1) Die Zollstelle prüft die Zulässigkeit der Ein¬ 
fuhr. Sie lehnt die Einfuhrabfertigung ab, wenn 
die Waren nicht den Angaben in den nach § 27 
Abs. 1 und 2 vorzulegenden Unterlagen entsprechen. 

(2) Die Zollstelle fertigt Mehrlieferungen bis zu 
zehn vom Hundert des in der Einfuhrerklärung an¬ 
gegebenen Warenwertes ab. Überschreitet die 
Mehrlieferung diesen Hundertsatz, so ist der Zoll¬ 
stelle eine zusätzliche Einfuhrerklärung über die 
gesamte Mehrlieferung vorzulegen. 

(3) Die Einfuhrabfertigung darf nur bis zwei Mo¬ 
nate nach Ablauf der gemäß § 22 zulässigen oder 
genehmigten Lieferfrist vorgenommen werden. Wird 
eine Einfuhrerklärung vor Vertragsschluß abge¬ 
geben (§ 24 Abs. 2), so darf die Einfuhrabfertigung 
bis zum Ablauf von sechs Monaten nach dem Aus¬ 
stellungstag der Einfuhrerklärung vorgenommen 
werden. 

(4) Für die Einfuhrabfertigung gelten im übrigen 
die Zollvorschriften über die Erfassung des Waren¬ 
verkehrs und die Zollbehandlung sinngemäß. 

(5) Die Zollstelle vermerkt die Einfuhrabfertigung 
im Zollbefund. 

§ 29 

Ursprungszeugnis 

(1) Bei der Einfuhrabfertigung von Waren, die in 
Spalte 5 der Einfuhrliste mit „U ,J gekennzeichnet 
sind, ist ein Ursprungszeugnis nicht vorzulegen, 
wenn der in der Einfuhrerklärung angegebene 
Warenwert eintausend Deutsche Mark nicht über¬ 
steigt. Dies gilt nicht für Textilien, deren Ursprungs¬ 
land Hongkong oder Macau ist. 

(2) Das Ursprungszeugnis muß von einer berech¬ 
tigten Stelle des Ursprungslandes ausgestellt sein. 
Der Bundesminister für Wirtschaft macht die be¬ 
rechtigten Stellen im Bundesanzeiger bekannt. Ist 
das Versendungsland nicht das Ursprungsland, so 
genügt die Vorlage eines Ursprungszeugnisses einer 
berechtigten Stelle des Versendungslandes, wenn 
Ursprungs- und Versendungsland dem Internationa- 
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len Abkommen zur Vereinfachung der Zollförmlich¬ 
keiten vom 3. November 1923 (Reichsgesetzbl. 1925 
II S. 672) angehören. Gehört nur das Versendungs¬ 
land dem Abkommen an, so genügt ein von einer 
berechtigten Stelle dieses Landes ausgestelltes Ur¬ 
sprungszeugnis, wenn darin bescheinigt wird, daß 
ein von einer berechtigten Stelle des Ursprungs¬ 
landes ausgestelltes Ursprungszeugnis Vorgelegen 
hat. 

2. Untertitel 

Genehmigungsbedürftige Einfuhr 

§ 30 

Einfuhrgenehmigung 

(1) Die Einfuhrgenehmigung ist auf einem Vor¬ 
druck nach Anlage E 3 zu beantragen und zu ertei¬ 
len. Antragsberechtigt ist nur der Einführer. 

(2) Auf einem Vordruck können Anträge für ver¬ 
schiedenartige Waren gestellt werden, wenn 

1. sie in derselben Ausschreibung genannt sind, 

2. sie zu demselben Zuständigkeitsbereich nach 

Spalte 3 der Einfuhrliste gehören und 

3. ihr Einkaufsland dasselbe Land ist. 

(3) Die für die Erteilung von Einfuhrgenehmi¬ 
gungen zuständigen Stellen können verlangen, daß 
für bestimmte Waren oder Warengruppen getrennte 
Anträge gestellt werden, soweit es zur Über¬ 
wachung der Einfuhr, zur Beschleunigung des Ge¬ 
nehmigungsverfahrens oder zur Wahrung sonstiger 
durch das Außenwirtschaftsgesetz geschützter Be¬ 
lange erforderlich ist. Falls getrennte Anträge 
verlangt werden, soll darauf in der Ausschreibung 
hingewiesen werden. 

(4) Die Genehmigungsstellen sollen Anträge, die 
innerhalb einer angemessenen Frist nach der Aus¬ 
schreibung bei ihnen eingehen, als gleichzeitig 
gestellt behandeln. Die Frist soll in der Ausschrei¬ 
bung bekanntgegeben werden. 

§ 31 

Einfulimbfertigung 

(1) Für die genehmigungsbedürftige Einfuhr gel¬ 
ten die §§ 27, 28 Abs. 1, 4 und 5 und § 29 Abs. 2 mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle der Einfuhrerklärung 
die Einfuhrgenehmigung tritt und daß ein Ur¬ 
sprungszeugnis dann vorzulegen ist, wenn dies in 
der Einfuhrgenehmigung vorgeschrieben ist. 

(2) Die Zollstelle vermerkt auf der Einfuhrgeneh- 
migung den Wert oder die Menge der abgefertigten 
Waren. 

3. Titel 

Sonderregelungen 
nach § 10 Abs. 5 und § 26 AWG 

§ 32 

Erleichtertes Verfahren 

(1) Gebietsansässige und Gebietsfremde dürfen 
ohne Einfuhrgenehmigung einführen 


1. Waren des Buchhandels und Erzeugnisse des 
graphischen Gewerbes sowie Mikrofilme bis 
zu einem Wert von eintausend Deutsche Mark je 
Einfuhrsendung, wenn Einkaufs-, Ursprungs- und 
Versendungsland in den Länderlisten A oder B 
(Abschnitt II der Anlage zum Außenwirtschafts¬ 
gesetz) genannt sind; 

2. belichtete und entwickelte kinematographische 
Filme und die dazugehörenden Tonträger; 

3. bis zu einem Grenzübergangswert von zwei¬ 
hundertvierzig Deutsche Mark je Einfuhrsen¬ 
dung 

a) Waren der gewerblichen Wirtschaft (Waren, 
die in Spalte 3 der Einfuhrliste mit 01 bis 19 
gekennzeichnet sind), ausgenommen Waren 
des Buchhandels und Erzeugnisse des graphi¬ 
schen Gewerbes, belichtete und entwickelte 
kinematographische Filme und die dazugehö¬ 
renden Tonträger sowie Mikrofilme, 

b) aus dem Bereich der Ernährung und Land¬ 
wirtschaft: 

Tee und Mate, Auszüge oder Essenzen aus 
Tee oder Mate, Zubereitungen auf der Grund¬ 
lage solcher Auszüge oder Essenzen, 

Kakao und Zubereitungen aus Kakao, ausge¬ 
nommen Speiseeis, 

Backwaren, 

Obst- und Gemüsekonserven sowie Frucht¬ 
säfte, 

Getränke und alkoholische Flüssigkeiten; 

Wein und Traubenmost jedoch nur bis zu 
den Mengen, die nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 
3 der Wein-Zollordnung vom 17. Juli 1909 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich S, 333) 
in der jeweils geltenden Fassung von der 
amtlichen Untersuchung auf ihre Einfuhr¬ 
fähigkeit befreit sind; 

das erleichterte Verfahren gilt nicht für die Ein¬ 
fuhr aus einem Zollfreigebiet oder einem Zoll¬ 
verkehr sowie für die genehmigungsbedürftige 
Einfuhr von Waren, die zum Handel oder zu 
einer anderen gewerblichen Verwendung be¬ 
stimmt sind; 

4. Muster und Proben für einschlägige Handels¬ 
unternehmen oder Verarbeitungsbetriebe 

a) von Waren der gewerblichen Wirtschaft bis 
zu einem Grenzübergangswert von zweihun¬ 
dert Deutsche Mark je Einfuhrsendung, 

b) von Erzeugnissen der Ernährung und Land¬ 
wirtschaft bis zu einem Grenzübergangswert 
von einhundert Deutsche Mark je Einfuhr¬ 
sendung, ausgenommen Saatgut; 

5. Geschenke bis zu einem Wert von fünfhundert 
Deutsche Mark je Einfuhrsendung; 

6. Briefmarken und Ganzsachen sowie die dazu¬ 
gehörenden Alben; 

7. Drucksachen im Sinne der postalischen Vor¬ 
schriften; 

8. Kunstgegenstände, die von Gebietsansässigen 
während eines vorübergehenden Aufenthaltes 
in fremden Wirtschaftsgebieten geschaffen wor¬ 
den sind; 
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9. Akten, Geschäftspapiere, Urkunden, Korrektur¬ 
bogen, andere Schriftstücke sowie Manuskripte, 
die nicht a]s Handelsware eingeführt werden; 

10. Tonträger, die nur Mitteilungen enthalten, und 
F e r n s eh b an d au I z e i chn un ge n; 

11. Waren zu wissenschaftlichen, erzieherischen 
oder kulturellen Zwecken, wenn für ihre Be¬ 
schaffung UNESCO-Coupons ausgegeben worden 
sind und der Zollstelle eine Bescheinigung der 
Ausgabestelle über den Verwendungszweck der 
Coupons vorgelegt wird; 

12. Bunkerkohle und sonstige Betriebsstoffe für 
Schiffe und Luftfahrzeuge zur zollfreien Ver¬ 
wendung unter zollamtlicher Überwachung; 

12a. Waren, die von einem Gebietsfremden auf ei¬ 
gene Rechnung einem Gebietsansässigen zum 
Ausbessern von Schiffen zur Verfügung gestellt 
werden, wenn das Schiff in einem Freihafen 
oder unter zollamtlicher Überwachung für Rech¬ 
nung des Gebietsfremden ausgebessert wird; 

12b. gebrauchte Kleidungsstücke, die nicht zum Han¬ 
del bestimmt sind; 

13. Waren, die Aussteller zum unmittelbaren Ver¬ 
zehr als Kostproben auf internationalen Messen 
oder Ausstellungen einführen, wenn der Wert 
der in einem Kapitel der Warenliste zusammen¬ 
gefaßten Waren zweitausend Deutsche Mark 
je Messe oder Ausstellung nicht übersteigt; 
hierbei ist der Wert der Waren mehrerer Aus¬ 
steller, die sich durch dieselbe Person vertre¬ 
ten lassen, zusammenzurechnen; 

14. Seetang, Seegras, Steine und andere Waren 
mit Ausnahme der in Nummer 33 Buchstaben r 
und s genannten, die Gebietsansässige auf ho¬ 
her See sowie im schweizerischen Teil des 
Untersees und des Rheins von deutschen Schif¬ 
fen aus gewinnen und unmittelbar in das Wirt¬ 
schaftsgebiet ve rb r in gen; 

15. Waren bis zu einem Grenzübergangs wert von 
zehntausend Deutsche Mark, die von deutschen 
Schiffen aus einem an den Küsten des Wirt¬ 
schaftsgebiets gestrandeten Schiff geborgen oder 
aus einem auf hoher See beschädigten Schiff ge¬ 
rettet und unmittelbar in das Wirtschaftsgebiet 
verbracht werden; von deutschen Schiffen aufge- 
fischtcs und an Land gebrachtes seetriftiges 
Gut; 

16. Waren, welche die im Wirtschaftsgebiet sta¬ 
tionierten ausländischen Truppen, die ihnen 
gleichgestellten Organisationen, das zivile Ge¬ 
folge sowie deren Mitglieder und Angehörige 
der Mitglieder zu ihrer eigenen Verwendung 
ein führen; 

17. Waren zur Lieferung an die im Wirtschaftsge¬ 
biet stationierten ausländischen Truppen, die ih¬ 
nen gleichgestellten Organisationen, das zivile 
Gefolge sowie an ihre Mitglieder und die An¬ 
gehörigen der Mitglieder, wenn nach zwischen¬ 
staatlichen Verträgen oder den Vorschriften des 
Truppenzollgesetzes Zollfrciheit gewährt wird; 

18. Zollgut aus dem Besitz der im Wirtschafts¬ 
gebiet stationierten ausländischen Truppen, der 


ihnen gleichgestellten Organisationen, des zi¬ 
vilen Gefolges sowie aus dem Besitz der Mit¬ 
glieder und der Angehörigen der Mitglieder; 

19. Abfälle, die im Wirtschaftsgebiet bei der Bear¬ 
beitung, Verarbeitung oder Ausbesserung von 
eingeführten und zur Wiederausfuhr bestimmten 
Waren anfallen, wenn für die Überlassung der 
Abfälle kein Entgelt gewährt wird; 

20. Abfälle, Fegsel und zum ursprünglichen Zweck 
nicht mehr verwendbare Waren, die in Häfen, 
Zollgutlagern oder in einem sonstigen Zollver¬ 
kehr im Wirtschaftsgebiet anfallen; 

21. Waren, die zum vorübergehenden Gebrauch in 
ein Zollfreigebiet oder zur vorübergehenden 
Zollgutverwendung in das Wirtschaftsgebiet 
verbracht worden sind und zum ursprünglichen 
Zweck nicht mehr verwendet werden können, 
oder Teile davon, die bei der Ausbesserung 
im Wirtschaftsgebiet anfallen; 

22. Ersatzlieferungen für eingeführte Waren, die in 
fremde Wirtschaftsgebiete zurückgesandt wor¬ 
den sind oder zurückgesandt werden sollen 
oder unter zollamtlicher Überwachung vernich¬ 
tet worden sind, und handelsübliche Nachliefe¬ 
rungen zu bereits eingeführten Waren; 

23. Ballast, der nicht als Handelsware eingeführt 
wird; 

24. Brieftauben, die nicht als Handelsware einge¬ 
führt werden; 

25. Waren zur Verwendung bei der Ersten Hilfe 
in Katastrophenfällen; 

26. Eis zum Frischhalten von Waren bei der Ein¬ 
fuhr; 

27. Reisegerät, Reiseverzehr, Reisemitbringsel und 
besonderes Reisegerät der Verkehrsunterneh¬ 
men, wenn außertarifliche Zollfreiheit gewährt 
wird; nicht zum Handel bestimmte Waren bis 
zu einem Wert von eintausend Deutsche Mark, 
die Reisende mitführen; 

28. im Verkehr zwischen Personen, die in benach¬ 
barten, durch zwischenstaatliche Abkommen 
festgelegten Zollgrenzzonen oder in benachbar¬ 
ten Zollgrenzbezirken ansässig sind (kleiner 
Grenz verkehr), 

a) von diesen Personen mitgeführte Waren, 
die nicht zum Handel bestimmt sind und 
deren Wert fünfhundert Deutsche Mark täg¬ 
lich nicht übersteigt, 

b) Waren, die diesen Personen als Teil des 
Lohnes oder auf Grund von gesetzlichen Un¬ 
terhalts- oder Altenleilsverpflichtungen ge¬ 
währt werden; 

29. Tiere, Saatgut, Düngemittel, Fahrzeuge, Maschi¬ 
nen und sonstige Waren, deren Einfuhr durch 
die örtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
in Zollgrenzzonen oder Zollgrenzbezirken be¬ 
dingt ist und die nach zwischenstaatlichen Ver¬ 
trägen von Einfuhrbeschränkungen befreit sind; 

30. Erzeugnisse des Ackerbaus, der Viehzucht, des 
Gartenbaus und der Forstwirtschaft solcher 
grenzdurchschnittener Betriebe, die vom Wirt- 
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schallsgobiel aus bewirtschaftet werden, wenn 
für diese Erzeugnisse außertarifliche Zollfreiheit 
gewährt wird; 

31. Deputatkohle; 

32. Baubedarf, Instandsetzungs- und Betriebsmittel 
für Stauwerke, Kraftwerke, Brücken, Straßen 
und sonstige Bauten, die beiderseits der Grenze 
errichtet, betrieben oder benutzt werden; 

33. Waren, wenn für sie außertarifliche Zollfreiheit 
nach den §§ 32 bis 44, 50, 52, 53, 55 bis 58 und 61 
bis 71 der Allgemeinen Zollordnung vom 29. No¬ 
vember 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1937) gewährt 
wird, insbesondere 

a) Amtsschilder, 

b) Photographien, Drucke, 

c) Werbemittel, Gebrauchsanweisungen, 

d) Warenmuster und -proben, Vorbilder; Wa¬ 
ren, die zur Erprobung oder Untersuchung 
verwendet, bearbeitet oder verarbeitet wer¬ 
den, 

e) Verteidigungsgut, 

f) Gegenstände für off entliehe Sammlungen; 
Forschungs- und Bildungsmittel, 

g) Beweisstücke, Dienstgegenstände, 

h) Gegenstände zum Ausbau, zum Erhalten oder 
Aus schmücken von Gräbern und Totenge¬ 
denkstätten, 

i) Heiratsgut, übersiedlungsgut, Erbschaftsgut, 

k) Umschließungen, 

l) Mund- und Schiffs vor rat, 

m) Futter für Tiere, 

n) Geschenke im öffentlichen Interesse, 

o) Liebesgaben für Bedürftige, 

p) Waren nach Auslandsbeförderung und Aus¬ 
landslagerung, 

q) Rückwaren, 

r) Fänge gebietsansässiger Fischer, 

s) Fische, die im schweizerischen Teil des Unter¬ 
sees und des Rheins gefangen werden; in 
diesen Gebieten erlegtes Wild, 

t) Waren, die im Wirtschaftsgebiet unter zoll¬ 
amtlicher Überwachung vorübergehend ver¬ 
wendet und danach wieder ausgeführt wer¬ 
den, wie Beförderungsmittel, Baugerät, Mu¬ 
ster, Ausstellungsgut; dies gilt für Säcke und 
Beutel zu Verpackungszwecken aus Jute so¬ 
wie für nicht umflochtene und nicht umhüllte 
Getränkeflaschen nur, wenn Einkaufs- und 
Ursprungsland in den Länderlisten A oder B 
(Abschnitt II der Anlage zum Außenwirt¬ 
schaftsgesetz) genannt sind, 

u) Speisewagenvorräte, Bordvorräte der Luft¬ 
fahrzeuge, 

v) Waren für fremde Staatsoberhäupter; Diplo¬ 
maten- und Konsulargut, 

w) Baubedarf, Betriebsmittel und andere Dienst¬ 
gegenstände für ausländische Dienststellen; 
Ausstattungsgegenstände für öffentliche kul¬ 
turelle oder wissenschaftliche Einrichtungen 
ausländischer Staaten, 


x) Betriebsstoffe für Landkraftfahrzeuge und 
Schienenfahrzeuge; 

34. Waren in Zollfreigebiete unter den Voraus¬ 
setzungen und Bedingungen, unter denen sie 
nach Nummer 27 und Nummer 33 im erleichter¬ 
ten Verfahren eingeführt werden können; 

35. Waren, die der Bundesminister der Verteidi¬ 
gung, seine nachgeordneten Behörden und 
Dienststellen im Rahmen des Abkommens zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über gegen¬ 
seitige Verteidigungshilfe vom 30. Juni 1955 
(Bundesgesetzbl. II S. 1049) oder nach Lagerung, 
Ausbesserung oder dienstlichem Gebrauch in 
fremden Wirtschaftsgebieten einführen; 

36. Waren, für die außertarifliche Zollfreiheit ge¬ 
währt wird nach den Beitrittsgesetzen zu zwi¬ 
schenstaatlichen Verträgen sowie nach Rechts¬ 
verordnungen der Bundesregierung auf Grund 
von Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Juni 1954 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land zum Abkommen über die Vorrechte und Be¬ 
freiungen der Sonderorganisationen der Verein¬ 
ten Nationen vom 21. November 1947 und über 
die Gewährung von Vorrechten und Befreiungen 
an andere zwischenstaatliche Organisationen 
(Bundesgesetzbl. 1954 II S. 639) in der Fassung 
des Zweiten Änderungsgesetzes vom 28. Fe¬ 
bruar 1964 (Bundesgesetzbl.il S. 187). 

(2) Die §§ 22, 24 bis 31 gelten nicht für die in 
Absatz 1 genannten Einfuhren. Ein Ursprungszeug¬ 
nis nach Spalte 5 der Einfuhrliste ist nicht erforder¬ 
lich. Der Einführer oder die in § 24 Abs. 3 genannte 
Person hat die Waren einer Zollstelle zu gestellen 
oder bei ihr anzumelden. Für den Zeitpunkt der Ge¬ 
stellung oder Anmeldung gilt § 27 Abs, 3 sinngemäß. 
Der Einführer hat der Zollstelle auf Verlangen nach¬ 
zuweisen, daß die Voraussetzungen des Absatzes 
1 vorliegen. Die Sätze 3 bis 5 gelten nicht für Wa¬ 
ren, die nach den Zollvorschriften von der Gestel¬ 
lung und Anmeldung befreit sind. 

§ 32 a 

Lagerung in Freihäfen, Zollgutlagern oder 
Z ollauf Schublagern 

Gebietsansässige und Gebietsfremde dürfen ohne 
Einfuhrgenehmigung und ohne Einfuhrerklärung 
Waren zur Lagerung in Freihäfen, Zollgutlagern 
oder Zollaufschublagern einführen. Die Einfuhrge¬ 
nehmigung oder die Einfuhrerklärung sowie die Ein¬ 
fuhrabfertigung sind in diesen Fällen erst erforder¬ 
lich, wenn die Waren in den zollamtlich nicht über¬ 
wachten freien Verkehr verbracht werden. Dem 
Verbringen der Waren in den zollamtlich nicht 
überwachten freien Verkehr stehen insoweit die 
Abfertigung der Waren zum aktiven Eigenverede¬ 
lungsverkehr, zum Umwandlungsverkehr oder zur 
bleibenden Zollgutverwendung sowie der Gebrauch, 
der Verbrauch und die Bearbeitung oder die Ver¬ 
arbeitung für Rechnung eines Gebietsansässigen in 
einem Freihafen oder auf der Insel Helgoland gleich. 
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§ 32 b 

Lagerung im zollamtlich nicht überwachten 
freien Verkehr 

(1) Sollen eingangsabgabenfreie Waren, deren 
Einfuhr genehmigungslrei ist, zur Lagerung für 
Rechnung eines Gebjetsfremden in den zollamtlich 
nicht überwachten freien Verkehr eingeführt wer¬ 
den, so ist in der Einfuhrerklärung „Lagerung im 
freien Verkehr" anzugeben. Eine Einfuhrerklärung 
kann die Angaben lür alle Waren umfassen, die 
voraussichtlich innerhalb eines Jahres nach Ausstel¬ 
lung der Einfuhrerklärung eingelagert werden; § 25 
Abs. 1 bleibt unberührt. 

(2) Sollen eingangsabgabenfreie Waren, deren 
Einfuhr der Genehmigung bedarf und deren spätere 
Verwendung ungewiß ist, in den zollamtlich nicht 
überwachten freien Verkehr zur Lagerung einge¬ 
führt werden, so ist im Antrag auf Einfuhrgeneh¬ 
migung „Lagerung im freien Verkehr" anzugeben. 
Die Einfuhrgenehmigung kann unter der Auflage 
erteilt werden, daß die Waren ohne Zustimmung 
der Genehmigungsstelle nur zur Ausfuhr ausge¬ 
lagert werden dürfen. 

§ 33 

Aktive Lohnveredelung im zollrechtlichen 

Veredehmgsverkehi oder in den Freihäfen 

(1) Gebietsansässige dürfen Waren zur aktiven 
LohnveredeJung ohne Einfuhrgenehmigung und 
ohne Einfuhrerklärung einführen, wenn die Waren 

1. zur Zollgutveredelung abgefertigt werden, 

2. a) zur Freigutveredelung abgefertigt werden, 

b) als Nachholgut im Rahmen einer Freigutver¬ 
edelung zum zollamtlich nicht überwachten 
freien Verkehr abgefertigt werden, 

3. in einem Freihafen für Rechnung eines Gebiets¬ 
fremden bearbeitet oder verarbeitet werden. 

Die Einfuhrabfertigung kann mündlich beantragt wer¬ 
den; eine Einluhrkontrollmeldung, ein Ursprungs¬ 
zeugnis und andere Nachweise über das Ursprungs¬ 
land und das Einkaufsland der Waren brauchen 
nicht vorgelegt zu werden. 

(2) Sollen die nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 oder 3 
eingeführten Waren oder die veredelten Waren in 
der zollamtlich nicht überwachten freien Verkehr 
verbracht werden oder gelten sie als in den freien 
Verkehr entnommen, so ist eine Einfuhrgeneh¬ 
migung oder eine Einfuhrerklärung sowie die Ein¬ 
fuhrabfertigung erforderlich. Dem Verbringen der 
Waren in den zollamtlich nicht überwachten freien 
Verkehr stehen insoweit die Abfertigung der Waren 
zum aktiven Eigenveredelungsverkehr, zum Um¬ 
wandlungsverkehr oder zur bleibenden Zollgutver¬ 
wendung sowie der Gebrauch, der Verbrauch und 
die Bearbeitung oder die Verarbeitung für Rechnung 
eines Gebietsansässigen in einem Freihafen oder auf 
der Insel Helgoland gleich. Gelangen die zur Frei¬ 
gutveredelung nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a ein¬ 
geführten Waren oder die veredelten Waren in den 
zollamtlich nicht überwachten freien Verkehr, so 
ist eine EinVhrgeruJirmgung oder eine Einfuhrer¬ 
klärung sowie die Einfuhrabfertigung nur erforder¬ 


lich, wenn das Ersatzgut nicht innerhalb der zoll¬ 
amtlich festgesetzten Frist gestellt wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die Ein¬ 
fuhr von Baumwoll ge weben der Warennummern 
5509 02 bis 5509 87 und von Geweben aus synthe¬ 
tischen oder künstlichen Spinnfasern der Waren¬ 
nummern 5607 01 bis 5607 94 der Einfuhrliste. Sollen 
diese Gewebe zur aktiven Lohnveredelung im zoll¬ 
amtlich überwachten Verkehr oder im Freihafen ein¬ 
geführt werden, so ist in der Einfuhrerklarung oder 
in dem Antrag auf Einfuhrgenehmigung „Einfuhr 
zur Lohnveredelung" und als Einkaufsland das Land 
anzugeben, in dem der gebietsfremde Vertrags¬ 
partner ansässig ist. Sind andere Gewebe und Ge¬ 
wirke aus den Kapiteln 50 bis 60 der Einfuhrliste, 
deren Einfuhr nach § 10 AWG und der Einfuhrliste 
der Genehmigung bedarf, nach Absatz 1 eingeführt 
worden, so bedarf es einer Einfuhrgenehmigung, 
wenn die veredelten Waren in den zollamtlich nicht 
überwaditen freien Verkehr verbracht werden oder 
als in den freien Verkehr entnommen gelten. 

§ 33 a 

Aktive Lohnveredelung 

im zollamtlich nicht überwachten freien Verkehr 

Sollen Waren zur aktiven Lohnveredelung in den 
zollamtlich nicht überwachten freien Verkehr ein¬ 
geführt werden, so sind in der Einfuhrerklärung 
oder in dem Antrag auf Einfuhrgenehmigung 
„Lohnveredelung im freien Verkehr", in dem An¬ 
trag auf Einfuhrgenehmigung außerdem der voraus¬ 
sichtliche Zeitpunkt der Ausfuhr anzugeben. Als 
Einkaufsland ist das Land anzugeben, in dem der 
gebietsfremde Vertragspartner ansässig ist. 

§ 33 b 

Einfuhr nach passiver Lohnveredelung 

(1) Sollen Waren, die aus dem freien Verkehr 
des Wirtschaftsgebiets zur Bearbeitung, Verarbei¬ 
tung oder Ausbesserung in fremde Wirtschaftsge¬ 
biete verbracht worden sind, nach Bearbeitung, Ver¬ 
arbeitung oder Ausbesserung wieder eingeführt 
werden, so sind eine Einfuhrerklärung oder eine 
Einfuhrgenehmigung sowie die Einfuhrabfertigung 
erforderlich. In der Einfuhrerklarung oder in dem 
Antrag auf Einfuhrgenehmigung ist zu vermerken 
„Einfuhr nach Lohnveredelung" und an Stelle des 
Einkaufslandes ist das Versendungsland anzugeben. 

(2) Sollen Waren, die ein Gebietsansässiger in 
fremden Wirtschaftsgebieten erworben hat, erst 
nach Bearbeitung, Verarbeitung oder Ausbesserung 
eingeführt werden, so ist in der Einfuhrerklärung 
oder in dem Antrag auf Einfuhrgenehmigung als 
Einkaufsland das Land anzugeben, in dem der Ge¬ 
bietsfremde ansässig ist, von dem die unveredelte 
Ware erworben wurde, und zu vermerken „Einfuhr 
nach Bearbeitung, Verarbeitung oder Ausbesse¬ 
rung". 

§ 34 

Saar-Einfuhr 

(1) Für die abgabenbegünstigte Einfuhr von 
Waren nach Artikel 63 des Saarvertrages vom 



Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 


15 


27. Oktober 1956 (Bundcsgcsetzbl. II S. 1587) in Ver¬ 
bindung mit Artikel 1 Buchstaben b und c der An¬ 
lage 20 des Saarverlrügos durch saarländische Ein¬ 
führer gellen die Vorschriften für die genehmi- 
gungsbedürftige Einfuhr mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der Einfuhrgenehmigung der Saar-Ein- 
fuhrschein nach Anlage E 4 tritt. An Stelle des saar¬ 
ländischen Einführers kann ein im Saarland ansäs¬ 
siger Handelsvertreter des gebietsfremden Ver¬ 
tragspartners den Saar-Einfuhrschein im eigenen 
Namen beantragen, wenn er den Einfuhrvertrag ab¬ 
schließt oder vermittelt. § 27 Abs. 3 und 4 findet 
keine Anwendung. Die Einfuhrabfertigung darf nur 
gleichzeitig mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum 
freien Verkehr, zum aktiven Eigenveredelungsver¬ 
kehr oder zur Zollgutverwendung bei einer Zoll¬ 
stelle im Saarland beantragt werden. Bei der Ein¬ 
fuhrabfertigung ist eine Einfuhrkontrollmeldung 
vorzulegen. Ist einem Handelsvertreter nach Satz 2 
ein Saar-Einfuhrschein erteilt worden, so hat er die 
Einfuhrabfertigung zu beantragen. 

(2) Die abgabenbegünstigte Einfuhr handwerk¬ 
licher und landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit Aus¬ 
nahme der in Anlage 21 des Saarvertrages genann¬ 
ten Waren aus Frankreich in das Saarland bedarf 
keines Saar-Einfuhrscheines, keiner Einfuhrgeneh¬ 
migung, Einfuhrerklärung, Einfuhrkontrollmeldung 
und keines Ursprungszeugnisses, wenn der Zoll- 
steile im Saarland ein Berechtigungsschein der 
Dienststelle „Services d'Expansion Economique“ in 
Saarbrücken vorgelegt wird. Die Zollstelle vermerkt 
auf dem Berechtigungsschein den Wert der einge¬ 
führten Waren. 

(3) Die abgabenbegünstigte Einfuhr von Waren 
nach Artikel 1 Buchstabe a der Anlage 20 des Saar¬ 
vertrages im Zollstellenverfahren durch saarländi¬ 
sche Einführer bedarf keiner Einfuhrgenehmigung 
und keiner Einfuhrerklärung. Bei der Einfuhrab¬ 
fertigung ist eine Einfuhrkontrollmeldung vorzu¬ 
legen; sie entfällt bei der Einfuhr von Wein. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 kann die 
Einfuhrabfertigung mündlich beantragt werden. 

§ 35 

Schrotteinfuhr 

(1) Ist bei der Einfuhr von Eisen- und Stahlschrott 
(Warennummern 7303 01 bis 7303 59 der Einfuhr¬ 
liste), von Schrottblöcken aus legiertem Stahl 
(Warennummer 7315 47) sowie von gebrauchten 
Schienen von mehr als 2,50 Meter Länge, nicht ge¬ 
richtet oder mit angestückten Teilen, und von ge¬ 
brauchten Schienen bis zu 2,50 Meter Länge (aus 
Warennummern 7316 12 und 7316 16) das europäi¬ 
sche Gebiet eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl Versendungs¬ 
land, so hat der Einführer dem Bundesamt für ge¬ 
werbliche Wirtschaft vor der Einfuhr eine Kontroll- 
bescheinigung für die Schrotteinfuhr auf einem 
Vordruck nach Anlage E5 vorzulegen. Das Bundes¬ 
amt versieht die Kontrollbeschcinigung mit einem 
Sichtvermerk. Der Einführer hat dem Bundesamt 
die Zollabfertigung der Waren zum freien Verkehr 
durch eine Bescheinigung der Zollstelle auf einer 


Ausfertigung der Kontrollbescheinigung innerhalb 
von vier Monaten nach Erteilung des Sichtvermerks 
nachzuweisen. Die Zollstelle stellt die Bescheinigung 
nur aus, wenn ihr mit der Kontrollbeschcinigung 
die Freiverkehrsbescheinigung (Sonderbescheini¬ 
gung für Schrott und gebrauchte Schienen) vorge¬ 
legt wird. 

(2) Ist bei der Einfuhr von Aschen und Rück¬ 
ständen von Kupfer (Warennummer 2603 25) sowie 
von Bearbeitungsabfällen und Schrott von Kupfer, 
Aluminium und Blei (Warennummern 7401 80, 
7401 90, 7601 91 bis 7601 99 und 7801 90) ein Mit¬ 
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
Versendungsland, so hat der Einführer dem Bundes¬ 
amt für gewerbliche Wirtschaft vor der Einfuhr eine 
Verbleibskontrollbescheinigung vorzulegen. Das 
Bundesamt versieht die Verbleibskontrollbeschei¬ 
nigung mit einem Sichtvermerk. Der Einführer hat 
dem Bundesamt die Zollabfertigung der Waren zum 
freien Verkehr durch eine Bescheinigung der Zoll¬ 
stelle auf einer Ausfertigung der Verbleibskontroll¬ 
bescheinigung innerhalb von vier Monaten nach 
Erteilung des Sichtvermerks nachzuweisen. 

§ 35 a 

Einfuhr von Obst und Gemüse 

(1) Bei der Einfuhr der in Anhang I zur Verord¬ 
nung Nr. 23 des Rates der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft vom 4. April 1962 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften, Ausgabe in deutscher 
Sprache, S. 965) in der jeweils geltenden Fassung 
aufgeführten Waren prüft das Bundesamt für Ernäh¬ 
rung und Forstwirtschaft vor der Einfuhrabfertigung, 
ob die Waren den in der Einfuhrliste oder in der 
Einfuhrgenehmigung festgelegten Qualitätsnormen 
entsprechen. 

(2) Bei der genehmigungsfreien Einfuhr der in 
Absatz 1 genannten Waren ist der Zollstelle mit 
der Einfuhrerklärung eine Kontrollbescheinigung 
über die Güteklasse der Waren vorzulegen, wenn 
Ursprungs- oder Versendungsland ein Mitglied¬ 
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist. 
Die Kontrollbescheinigung muß auf einem Vordruck 
nach Anhang II zur Verordnung Nr. 60 der Kom¬ 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 21. Juni 1962 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften, Ausgabe in deutscher Sprache, 
S. 1665) ausgestellt sein. Die Vorlage einer Kon¬ 
trollbescheinigung ist nicht erforderlich, wenn die 
Waren in dem erleichterten Verfahren nach § 32 
Abs. 1 und 2 eingeführt werden. 

§ 35 b 

Einfuhr von Kaffee aus den Mitgliedstaaten 
des Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1962 

(1) Bei der Einfuhr von Kaffee (Warennummern 
0901 11 bis 0901 25 der Einfuhrliste), von Auszügen 
oder Essenzen aus Kaffee ohne Zusatz von Kaffee¬ 
mitteln sowie von Zubereitungen auf der Grundlage 
solcher Auszüge oder Essenzen (Warennummer 
2102 11) ist der Zollstelle mit dem Antrag auf Ein¬ 
fuhrabfertigung ein Ursprungszeugnis oder Wieder- 
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ausfuhrzeugnis vorzulegen, wenn das Ursprungs¬ 
land oder das Versendungsland der Waren ein 
Mitgliedstaat des Internationalen Kaffee-Überein¬ 
kommens 1962 (Bundesgesetzbl. 1963 II S. 915) ist; an 
Stelle des Ursprungszeugnisses oder Wiederaus¬ 
fuhrzeugnisses können auch Ersatz-Ursprungszeug¬ 
nisse oder Ersatz-Wiederausfuhrzeugnisse vorgelegt 
werden. 

(2) Das Ursprungszeugnis, das Wiederausfuhr¬ 
zeugnis und die Ersatzzeugnisse werden auf Vor¬ 
drucken in der von den Mitgliedstaaten des Inter¬ 
nationalen Kaffee-Übereinkommens 1962 verein¬ 
barten Fassung von einer berechtigten Stelle aus¬ 
gestellt. Der Bundesminister für Wirtschaft gibt die 
Vordrucke und die berechtigten Stellen im Bundes¬ 
anzeiger bekannt. 

(3) Die Vorlage eines Ursprungszeugnisses, Wie¬ 
derausfuhrzeugnisses oder Ersatzzeugnisses ist nicht 
erforderlich 

1. bei der Einfuhr von Rohkaffee bis zu 300 kg, 
nichtenthülstem Kaffee bis zu 375 kg, geröstetem 
Kaffee bis zu 252 kg, löslichem oder flüssigem 
Kaffee bis zu 100 kg und Kaffeefrüchten (Kaffee¬ 
kirschen) bis zu 600 kg Reingewicht je Einfuhr¬ 
sendung; 

2. bei der Einfuhr von Mustern; 

3. bei Einfuhren im erleichterten Verfahren nach 
§ 32 Abs. 1 Nr. 5, 13, 15, 16, 18 bis 20, 25, 27, 28, 
33 Buchstaben 1, n bis p, u und v, Nr. 34 und 
Abs. 2; 

4. bei der Einfuhr zur Lagerung in Freihäfen, Zoll¬ 
gutlagern und Zollaufschublagern ohne Einfuhr¬ 
abfertigung nach § 32 a Satz 1. 

Die Vorlage eines Ursprungszeugnisses, Wieder¬ 
ausfuhrzeugnisses oder Ersatzzeugnisses ist jedoch 
erforderlich bei der Einfuhr zur aktiven Lohnver¬ 
edelung und nach passiver Lohnveredelung nach 
§ 33 Abs. 1 und §§ 33 a und 33 b. 

(4) § 29 findet keine Anwendung. 

§ 36 

Zwangsvollstreckung 

Soll eine Zwangsvollstreckung in Waren vorge¬ 
nommen werden, die sich in einem Freihafen, einem 
Zollgutlager oder einem Zollaufschublager befinden, 
so kann der Gläubiger eine Einfuhrerklärung ab¬ 
geben oder eine Einfuhrgenehmigung sowie die 
Einfuhrabfertigung beantragen. In der Einfuhrer¬ 
klärung oder im Antrag auf Einfuhrgenehmigung 
ist zu vermerken: „Zwangsvollstreckung 

§ 37 

Wiedereinfuhr bestimmter Waren 

Die Wiedereinfuhr von Waren nach Artikel 91 
Abs. 2 des Vertrages zur Gründung der Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft bedarf keiner Ein¬ 
fuhrgenehmigung. In der Einfuhrerklärung ist zu 
vermerken: „Einfuhr nach Artikel 91 Abs. 2 EWG- 
Vertrag". 


Kapitel IV 

Sonstiger Warenverkehr 

1. Titel 

Warendurchfuhr 
§ 38 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

Die Durchfuhr der in Teil I Abschnitt A, B und C 
der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren ist 
verboten, wenn die Waren 

1. nicht in ein Land der Länderlisten A oder B (Ab¬ 
schnitt II der Anlage zum Außenwirtschaftsge¬ 
setz) als Verbrauchsland verbracht werden sollen, 

2. aus einem in der Länderliste E (Anlage L) auf¬ 
geführten Land oder für Rechnung einer in einem 
dieser Länder ansässigen Person versandt worden 
sind, 

3. im Wirtschaftsgebiet umgeladen oder gelagert 
worden sind und 

4. nicht, a) von einer Bescheinigung des Versen¬ 

dungslandes, daß die Waren ausgeführt 
werden dürfen (Durchfuhrberechtigungs¬ 
schein), oder 

b) im Falle der Versendung aus Schweden 
oder der Schweiz von einer beglaubig¬ 
ten Abschrift der Ausfuhrgenehmigung 
des Versendungslandes 
begleitet werden. 

§ 39 

Durchfuhrverfahren 

(1) Die Ausgangszollstelle prüft beim Ausgang 
der Waren aus dem Wirtschaftsgebiet die Zulässig¬ 
keit der Durchfuhr. Sie kann zu diesem Zweck von 
dem Warenführer oder von den Verfügungsberech¬ 
tigten weitere Angaben und Beweismittel, insbe¬ 
sondere auch die Vorlage der Verladescheine ver¬ 
langen. Im übrigen gelten die Zollvorschriften über 
die Erfassung des Warenverkehrs und die Zollbe¬ 
handlung sinngemäß. 

(2) Durchfuhrberechtigungsscheine müssen durch 
die in der Länderliste E (Anlage L) aufgeführten 
Behörden ausgestellt sein. Durchfuhrberechtigungs¬ 
scheine und beglaubigte Abschriften der Ausfuhr¬ 
genehmigung werden vier Monate nach dem Aus¬ 
gang der Ware aus dem Versendungsland nicht 
mehr anerkannt. 

(3) Die Ausgangszollstelle vermerkt den Ausgang 
der Waren auf dem Durchfuhrberechtigungsschein 
oder auf der beglaubigten Abschrift der Ausfuhr¬ 
genehmigung. 

(4) § 10 Abs. 3 gilt entsprechend. 

2. Titel 

Transithandel 
§ 40 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Veräußerung der in Teil I Abschnitt A, 
B und C der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten 
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Waren im Rahmen eines Transätbandelsgeschäftes 
bedarf der Genehmigung, wenn das Käufer- oder 
Verbrauchsland in der Länderlisie C (Anlage L) auf¬ 
geführt. ist. Die Genehmigung ist nicht erforderlich, 
wenn die Ware im Rahmen des Transithandels- 
geschältes ausgeführt wird und die Ausfuhr nach 
§ 5 einer Ausfuhrgenehmigung bedarf. 

(2) Transithandelsgeschäfte sind Geschäfte, bei 
denen außerhalb des Wirtschaftsgebiets befindliche 
Waren oder in das Wirtschaftsgebiet verbrachte, 
jedoch einfuhr rechtlich noch nicht abgefertigte 
Waren durch Gebietsansässige von Gebietsfremden 
erworben und an Gebietsfremde veräußert werden; 
ihnen stehen Rechtsgeschäfte gleich, bei denen diese 
Waren • vor der Veräußerung an Gebietsfrernde 
an andere Gebietsansässige veräußert werden. 

§ 41 

Beschränkung nach § 14 AWG 

Die Veräußerung von Nadelrohholz (Nummern 
4403 10, 4403 20, 4403 30, 4403 31, 4403 33, 4403 41 
und 4403 49 des Warenverzeichnisses für die Außen¬ 
handelsstatistik) im Rahmen eines Transithandels¬ 
geschäftes bedarf der Genehmigung, wenn Ur¬ 
sprungsland der Ware Österreich ist. 

§ 42 

Beschränkung nach § 6 Abs. 2 AWG 

Rechtsgeschäfte über die Lieferung von Waren, 
die in einem Land der Länderliste C (Anlage L) 
ihren Ursprung haben, in ein Land der Länderliste 
A oder B (Abschnitt II der Anlage zum Außenwirt¬ 
schaftsgesetz) im Rahmen eines Transithandelsge¬ 
schäftes sind verboten, es sei denn, daß in Angebot 
und Rechnung das Ursprungsland der Waren ange¬ 
geben ist oder die Waren als Transithandelswaren 
bezeichnet sind. 

§ 43 

T ransithandelsgenehmigung 

Die Transithandelsgenehmigung ist auf einem 
Vordruck nach Anlage T 1 zu beantragen und zu 
erteilen. 

§ 43 a 

Beschränkung nach § 8 Abs. 1 und § 14 AWG 

Die Ausfuhr von Blumenzwiebeln der Nummer 
06 01 60 des Warenverzeichnisses für die Außen¬ 
handelsstatistik nach Ländern außerhalb der Euro¬ 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und ihre Veräuße¬ 
rung im Rahmen eines Transithandelsgeschäftes an 
Gebietsfremde in Ländern außerhalb der Euro¬ 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft bedürfen der Ge¬ 
nehmigung, wenn Ursprungsland die Niederlande 
sind. 

Kapitel V 

Dienstleistungsverkehr 

1. Titel 

Beschränkungen 

des aktiven Dienstleistungsverkehrs 

§ 44 

Beschränkung nach den §§ 6 und 7 Abs. 1 AWG 

(1) Das Verchartern von Seeschiffen, welche die 
Bundesflagge führen, bedarf der Genehmigung, 


wenn der Chartervertrag mit einem Gebietsfremden 
abgeschlossen wird, der in einem Land der Länder¬ 
liste C (Anlage L) oder in Kuba ansässig ist. 

(2) Die Mitwirkung von Gebietsansässigen als 
Stellvertreter, Vermittler oder in ähnlicher Weise 
beim Abschluß von Frachtverträgen zur Beförderung 
einzelner Güter (Stückgüter) durch Seeschiffe frem¬ 
der Flagge zwischen einem Gebietsfremden, der 
nicht in einem Land der Länderliste F 1 oder F 2 
(Anlage L) ansässig ist, und einem weiteren Ge¬ 
bietsfremden bedarf der Genehmigung, wenn das 
Entgelt für die Beförderung eintausend Deutsche 
Mark übersteigt. 

§ 45 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Der Einbau von in Teil I Abschnitt A ( B und C 
der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren in 
Schiffe oder Luftfahrzeuge von Gebietsfremden, die 
in einem Land der Länderliste C (Anlage L) ansässig 
sind, bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Weitergabe von nicht allgemein zugäng¬ 
lichen Kenntnissen über gewerbliche Schutzrechte, 
Erfindungen, Herstellungsverfahren und Erfahrun¬ 
gen in bezug auf die Fertigung der in Teil I Abschnitt 
A, B und C der Ausfuhrliste genannten Waren an 
Gebietsfrernde, die in einem Land der Länderliste C. 
ansässig sind, bedarf der Genehmigung. 

2. Titel 

Beschränkungen 

des passiven Dienstleistungsverkehrs 

§ 46 

Beschränkung nach § 18 AWG 

(1) Der Abschluß von Frachtverträgen zur Beför¬ 
derung einzelner Güter (Stückgüter) durch Seeschiffe 
fremder Flagge zwischen Gebietsansässigen und 
Gebietsfremden, die nicht in einem Land der Länder¬ 
liste F 1 oder F 2 (Anlage L) ansässig sind, bedarf 
der Genehmigung, wenn das Entgelt für die Dienst¬ 
leistung eintausend Deutsche Mark übersteigt. 

(2) Das Chartern von Seeschiffen fremder Flagge 
bedarf der Genehmigung, wenn der Chartervertrag 
zwischen Gebietsansässigen und Gebietsfremden, 
die nicht in einem Land der Länderliste F 2 ansässig 
sind, geschlossen wird. 

§ 47 

Beschränkung nach § 20 AWG 

(1) Rechtsgeschäfte zwischen Gebietsansässigen 
und Gebietsfremden, die 

1. das Mieten von Binnenschiffen, die nicht in einem 

Binnenschiffsregister im Wirtschaftsgebiet ein¬ 
getragen sind, 

2. die Beförderung von Gütern mit solchen Binnen¬ 
schiffen oder 

3. das Schleppen durch solche Binnenschiffe 

im Güterverkehr innerhalb des Wirtschaftsgebiets 
zum Gegenstand haben, bedürfen der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung ist nicht erforderlich für 
Rechtsgeschäfte nach Absatz 1, die eine Verwendung 
des Binnenschiffs nur 


2 
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1. im Verkehr mit Beginn und Ende im Rheinstrom¬ 
gebiet oder 

2. im Wechsel verkehr zwischen dem Rheinstrom- 
gebiet, und den Häfen des westdeutschen Kanal¬ 
gebiets bis Dortmund und Ilamm 

vorsehen. 

§ 48 

Beschränkung nach § 6 Abs. 2 und § 17 AWG 

Rechtsgeschäfte über 

1. den Erwerb von Vorführungs- oder Senderechten 
an Spielfilmen von Gebictsfremden oder 

2. die Herstellung von Filmen in Gemeinschafts¬ 
produktion mit Gebietsfremden 

bedürfen der Genehmigung, wenn die Filme im 
Wirtschaltsgebiet in deutscher Sprache vorgeführt 
oder gesendet werden sollen. 

§ 49 

Beschränkung nach § 21 AWG 

(1) Rechtsgeschäfte zwischen Gebietsansässigen 
und Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem 
fremden Wirtschaftsgebiet über 

1. Schiffskasko- und Schiffshaftpflichtversicherun¬ 
gen, 

2. Luftfahrtversicherungen, ausgenommen Verkehrs- 
fhiggast-Unfallversicherungcn, oder 

3. sonstige Transportversicherungen, wenn sie unter 
Mitwirkung einer gebietsansässigen Nieder¬ 
lassung oder Agentur des Versicherungsunter¬ 
nehmens vorgenommen werden, 

bedürfen der Genehmigung. 

(2) Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn 
das Versicherungsunternehmen 

1. bei Versicherungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 in 
einem Land der Länderliste G 1 (Anlage L), 

2. bei Versicherungen nach Absatz 1 Nr. 2 in einem 
Land der Ländcriiste G 2 

seinen Sitz hat, 

(3) Eine Genehmigung ist ferner nicht erforderlich, 
wenn das Rechtsgeschäft unter Mitwirkung einer 
Niederlassung oder Agentur vorgenommen wird, die 
ihre Tätigkeit auf Grund einer Genehmigung nach 
dem Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen vom 
6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 315) ausübt. 

3. Titel 

Meldevorschriften nach § 26 AWG 

§ 50 

Meldungen im Seeverkehr 

(1) Gebietsansässige, die ein Seeschiffahrtsunter¬ 
nehmen betreiben, haben 

1. a) den Abschluß von Charter- und Frachtver¬ 
trägen mit Gebietsfremden alsbald nach 
Vertragsschluß, 

b) die Durchführung von Charter- und Fracht¬ 
verträgen mit Gebietsansässigen im See¬ 
verkehr mit fremden Wirtschaftsgebieten 


alsbald nach Beginn der Durchführung des 
Vertrages 

mit Vordruck „Aktive Dienstleistungen im See¬ 
verkehr" (Anlage S 1), 

2. die Aufnahme von Schiffahrtsverbindungen in 
einem bestimmten Fahrtgebiet mit regelmäßigen 
Abfahrten (Linienverkehr), deren Änderung oder 
Einstellung formlos alsbald nach der Aufnahme, 
Änderung oder Einstellung 
zu melden. Nummer 1 gilt nicht für Frachtverträge 
im Linienverkehr, für Zeitcharterverträge sowie für 
Charterverträge, die mit der Maßgabe abgeschlossen 
werden, daß der Charterer die Schiffsbesatzung stellt 
(bare-boat-charter). 

(2) Gebietsansässige haben den Abschluß von 
Charter- und Frachtverträgen mit Gebietsfremden 
zur Beförderung von Gütern durch Seeschiffe frem¬ 
der Flagge außerhalb des Linienverkehrs mit Vor¬ 
druck „Passive Dienstleistungen im Seeverkehr" 
(Anlage S 2) alsbald nach Vertragsschluß zu mel¬ 
den. Das gilt auch für den Abschluß von Fracht¬ 
verträgen im Linienverkehr, wenn der gebiets¬ 
fremde Vertragspartner in einem Land der Länder¬ 
liste C (Anlage L) ansässig ist. 

(3) Gebietsansässige haben den Abschluß von 
Frachtverträgen zwischen Gebietsfremden, bei dem 
sie als Stellvertreter, Vermittler oder in ähnlicher 
Weise mitgewirkt haben, alsbald nach Vertrags¬ 
schluß zu melden, wenn die Frachtverträge die 
Beförderung von Gütern durch Seeschiffe fremder 
Flagge im Linienverkehr zum Gegenstand haben 
und der Verfrachter in einem Land der Länderliste C 
(Anlage L) ansässig ist. In den Meldungen sind der 
Verfrachter, der Name und die Flagge des Schiffes, 
das Abfahrtsdatum, der Lade- und Löschhafen, die 
Art und Menge der Ladung und das verein¬ 
barte Beförderungsentgelt je Maß-, Gewichts- oder 
Mengeneinheit anzugeben. 

(4) Die Meldungen sind, wenn der Meldepflichtige 
seinen Wohnsitz oder Sitz in den Ländern Bremen, 
Niedersachsen oder Nordrhein-Westfalen hat, bei 
der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Bremen, in den 
übrigen Fällen bei der Wasser- und Schiffahrts¬ 
direktion Hamburg einzureichen. 

§ 50a 

Meldungen der Filmwirtschaft 

(1) Gebietsansässige haben den Abschluß von 
Verträgen, in denen sie Gebietsfremden Vorfüh¬ 
rungs- oder Senderechte an Filmen einräumen, zu 
melden. Dies gilt nicht für Werbefilme. 

(2) In den Meldungen sind der Lizenznehmer, 
Titel und Art des Filmes, sein Ursprungsland und 
Herstellungsjahr sowie das Auswertungsgebiet und 
die vereinbarte Lizenzgebühr anzugeben. Die Mel¬ 
dungen sind innerhalb zweier Wochen nach Ab¬ 
schluß des Vertrages beim Bundesamt für gewerb¬ 
liche Wirtschaft einzureichen. 

§ 50b 

Meldungen des Braugewerbes 

(1) Gebietsansässige haben den Abschluß von 
Verträgen zu melden, in denen sie Gebietsfremden 



Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 


19 


das Recht einräumen, Bier, das in einem fremden 
Wirtschaftsgebiet, hergestellt ist, mit einer Bezeich¬ 
nung oder Ausstattung zu vertreiben, die mit einer 
von den Gebietsansässigen zur Kennzeichnung des 
Urpmngs ihrer .Erzeugnisse benutzten Bezeichnung 
oder Ausstattung übereinstimmt oder verwechselt 
werden kann. Das gleiche gilt für das Einbringen 
solcher Vertriebsrechte in ein Unternehmen in einem 
fremden Wirtschaftsgebiet. 

(2) In den Meldungen sind die Person, der das 
Vertriebsrecht eingeräumt wird, das Ursprungsland, 
das Verbrauchsland und die voraussichtliche Ver¬ 
triebsmenge des Biers sowie die Bezeichnungen oder 
Ausstattungen anzugeben, mit denen das Bier ver¬ 
trieben werden soll. Die Meldungen sind innerhalb 
zweier Wochen nach Abschluß des Vertrages bei der 
obersten Landesbehörde für Wirtschaft einzureichen, 
in deren Bereich der Meldepflichtige ansässig ist. 

Kapitel VI 
Kapitalverkehr 

1. Titel 

Beschränkungen 

§ 51 

Beschränkung nach § 5 AWG zur Erfüllung 
des Abkommens über deutsche Auslandsschulden 

(1) Einem Schuldner ist die Bewirkung von Zah¬ 
lungen und sonstigen Leistungen verboten, wenn sie 

1. die Erfüllung einer Schuld im Sinne des Abkom¬ 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus¬ 
landsschulden (Bundesgesetzbl. II S. 331) zum Ge¬ 
genstand haben, die Schuld aber nicht geregelt 
ist; 

2. die Erfüllung einer geregelten Schuld im Sinne 
des Abkommens zum Gegenstand haben, sich aber 
nicht innerhalb der Grenzen der festgesetzten 
Zahlungs- und sonstigen Bedingungen halten; 

3. die Erfüllung von Verbindlichkeiten zum Gegen¬ 
stand haben, die in nichtdeutscher Währung zahl¬ 
bar sind oder waren und die zwar den Voraus¬ 
setzungen des Artikels 4 Abs. 1 und 2 des Ab¬ 
kommens entsprechen, aber die Voraussetzungen 
des Artikels 4 Abs. 3 Buchstabe a oder b des Ab¬ 
kommens hinsichtlich der Person des Gläubigers 
nicht, erfüllen, es sei denn, daß es sich um Ver¬ 
bindlichkeiten aus marktfähigen Wertpapieren 
handelt, die in einem Gläubigerland zahlbar sind. 

(2) Die in Artikel 3 des Abkommens enthaltenen 
Begriffsbestimmungen gelten auch für den Absatz 1. 

§ 52 

Beschränkung nach § 23 Abs. 1 Nr. 4 und 5 AWG 

Rechtsgeschäfte, die den entgeltlichen Erwerb 

1. inländischer, auf Deutsche Mark lautender 

a) Schatzwechsel, 

b) unverzinslicher Schatzanweisungen, 

c) Vorratsstellenwechsel, 


d) bankgirierter Wechsel, die auf einen Gebiets¬ 
ansässigen gezogen und im Wirtschaftsgebiet 
zahlbar sind, sowie bankgirierter eigener 
Wechsel, die ein Gebietsansässiger ausgestellt 
hat, 

e) Wechsel, die ein Gcbietsansässiger ausgestellt 
und ein gebietsansässiges Kreditinstitut an¬ 
genommen hat, 

durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen 
oder 

2. inländischer festverzinslicher Wertpapiere durch 
Gebietsfremde von Gebietsansässigen unter der 
Verpflichtung des Gebietsansässigen, die Wert¬ 
papiere zu einem fest bestimmten Preise zurück¬ 
zuerwerben, 

zur Geldanlage zum Gegenstand haben, bedürfen 
der Genehmigung. 

§ 53 

Beschränkung nach § 23 Abs. 1 Nr. 7 AWG 

Die Verzinsung von Guthaben auf Konten Ge¬ 
bietsfremder bei Geldinstituten im Wirtschaftsgebiet 
bedarf der Genehmigung. Dies gilt nicht für die Ver¬ 
zinsung von Guthaben auf Sparkonten natürlicher 
Personen. 

§ 54 

Befreiung 

Die Beschränkungen der §§ 52 und 53 finden keine 
Anwendung, wenn der Gebietsfremde 

1. ein deutscher Staatsangehöriger ist, dem eine Be¬ 
hörde in der Bundesrepublik Deutschland die 
Erfüllung einer Aufgabe in einem fremden Wirt¬ 
schaftsgebiet übertragen hat, 

2. ein deutscher Staatsangehöriger ist, der im Dienst 
einer zwischenstaatlichen Organisation, deren 
Mitglied die Bundesrepublik ist, oder der Ver¬ 
einten Nationen steht, oder 

3. als Angehöriger im Sinne des § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung mit einer unter 
Nummer 1 oder 2 genannten Person in Haus¬ 
gemeinschaft lebt. 

2. Titel 

Melde Vorschriften nach § 26 AWG 

§ 55 

Vermögensanlagen Gebietsansässiger 
in fremden Wirtschaftsgebieten 

(1) Leistungen Gebietsansässiger, welche die An¬ 
lage von Vermögen in fremden Wirtschaftsgebieten 
zur Schaffung dauerhafter Wirtschaftsverbindungen 
in folgenden Formen bezwecken, sind nach § 56 zu 
melden: 

1. Gründung oder Erwerb von Unternehmen, 

2. Errichtung oder Erwerb von Zweigniederlassun¬ 
gen, 

3 Errichtung oder Erwerb von Betriebsstätten, 

4. Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen, 
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5. Ausstattung dieser Unternehmen, Zweignieder¬ 
lassungen oder Betriebsstätten mit Anlagemitteln 
oder Zuschüssen, 

6. Gewährung von Darlehen an Unternehmen, die 
dem gebietsansässigen Darlehnsgeber gehören 
oder an denen er unmittelbar oder mittelbar be¬ 
teiligt ist oder auf deren Geschäftsführung er in¬ 
folge der Gewährung des Darlehens erheblichen 
Einfluß hat. 

Die Meldepflicht nach Satz 1 besteht auch dann, 
wenn sich der Gebietsansässige beim Erbringen 
seiner Leistung eines Gebietsfremden, insbesondere 
eines von ihm abhängigen Unternehmens, bedient. 

(2) Ferner sind nach § 56 zu melden 

1. die Veräußerung von Unternehmen, Zweignieder¬ 
lassungen, Betriebsstätten oder Beteiligungen, 

2. die Auflösung von Unternehmen sowie die Auf¬ 
hebung von Zweigniederlassungen oder Betriebs¬ 
stätten, 

3. die Entgegennahme der Darlehnsrückzahlung, 

wenn diese sich auf Vermögensanlagen im Sinne des 
Absatzes 1 beziehen. 

(3) Die Meldepflicht besteht in den Fällen des Ab¬ 
satzes 1 und des Absatzes 2 Nr. 3 nur, wenn die 
erbrachten oder entgegengenommenen Leistungen 
im Kalenderjahr den Wert von zehntausend Deut¬ 
sche Mark übersteigen. 

(4) Die Meldevorschriften der §§ 59 bis 69 bleiben 
unberührt. 

§ 56 

Abgabe der Meldungen nach § 55 

(1) Meldepflichtig ist der Gebietsansässige, dem 
die Vermögensanlage zusteht oder in den Fällen des 
§ 55 Abs. 2 zustand. 

(2) Die Meldungen sind, wenn ihr Gegenstand im 
Einzelfall den Wert von zehntausend Deutsche Mark 
übersteigt, bis zum fünften Tage des auf den melde- 
pflichtigen Vorgang folgenden Monats, in anderen 
Fällen bis zum 5. Februar des folgenden Jahres der 
Deutschen Bundesbank mit dem Vordruck „Ver¬ 
mögensanlagen Gebietsansässiger in fremden Wirt¬ 
schaftsgebieten" (Anlage K 1) in fünffacher Ausferti¬ 
gung zu erstatten. Sie sind bei der Landeszentral¬ 
bank einzureichen, in deren Bereich der Melde¬ 
pflichtige ansässig ist. Die Deutsche Bundesbank 
übersendet je "eine Ausfertigung der Meldungen 
dem Bundesminister für Wirtschaft, dem Auswärti¬ 
gen Amt und der örtlich zuständigen obersten 
Landesbehörde für Wirtschaft oder der von dieser 
bestimmten Stelle. 

§ 57 

Vermögensanlagen Gebietsfremder 
im Wirtschaftsgebiet 

(1) Leistungen Gebietsfremder, welche die Anlage 
von Vermögen im Wirtschaftsgebiet zur Schaffung 
dauerhafter Wirtschaftsverbindungen in folgenden 
Formen bezwecken, sind nach § 58 zu melden: 

1. Gründung oder Erwerb von Unternehmen, 

2. Errichtung oder Erwerb von Zweigniederlassun¬ 
gen, 

3. Errichtung oder Erwerb von Betriebsstätten, 


4. Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen, 

5. Ausstattung dieser Unternehmen, Zweignieder¬ 
lassungen oder Betriebsstätten mit Anlagemitteln 
oder Zuschüssen, 

6. Gewährung von Darlehen an Unternehmen, die 
dem gebietsfremden Darlehnsgeber gehören oder 
an denen er unmittelbar oder mittelbar beteiligt 
ist oder auf deren Geschäftsführung er infolge 
der Gewährung des Darlehens erheblichen Einfluß 
hat. 

(2) Ferner sind nach § 58 zu melden 

1. die Veräußerung von Unternehmen, Zweignieder¬ 
lassungen, Betriebsstätten oder Beteiligungen, 

2. die Auflösung von Unternehmen sowie die Auf¬ 
hebung von Zweigniederlassungen oder Betriebs¬ 
stätten, 

3. die Rückzahlung von Darlehen, 

wenn diese sich auf Vermögensanlagen im Sinne des 
Absatzes 1 beziehen. 

(3) Die Meldepflicht besteht in den Fällen des Ab¬ 
satzes 1 und des Absatzes 2 Nr. 3 nur, wenn die ent¬ 
gegengenommenen oder erbraditen Leistungen im 
Kalenderjahr den Wert von zehntausend Deutsche 
Mark übersteigen. 

(4) Die Meldevorschriften der §§ 59 bis 69 bleiben 
unberührt. 

§ 58 

Abgabe der Meldungen nach § 57 

(1) Meldepflichtig ist 

1. in den Fällen des § 57 Abs. 1 der Gebiets¬ 
ansässige, der die Leistung entgegennimmt, 

2. in den Fällen des § 57 Abs. 2 Nr. 1 der Gebiets¬ 
ansässige, der die Vermögensanlage erwirbt, 

3. in den Fällen des § 57 Abs. 2 Nr. 2 bei Auflösung 
eines Unternehmens der Gebietsansässige, der 
die Abwicklung durchführt, und bei Aufhebung 
einer Zweigniederlassung oder Betriebsstätte der 
Gebietsansässige, der bis zur Aufhebung die 
Zweigniederlassung oder Betriebsstätte geleitet 
hat, 

4. in den Fällen des § 57 Abs. 2 Nr. 3 der Gebiets¬ 
ansässige, der die Leistung erbringt. 

(2) Die Meldungen sind mit dem Vordruck „Ver¬ 
mögensanlagen Gebietsfremder im Wirtschafts¬ 
gebiet" (Anlage K2) zu erstatten. Im übrigen gilt 
§ 56 Abs. 2 entsprechend. 

Kapitel VII 
Meldevorsdhriften 

nach § 26 AWG für den Zahlungsverkehr 

1.Titel 

Allgemeine Vorschriften 
§ 59 

Meldepflicht für Zahlungen 

(1) Gebietsansässige haben Zahlungen, die sie 
1. von Gebietsfremden oder für deren Rechnung 
von Gebietsansässigen entgegennehmen (einge¬ 
hende Zahlungen) oder 
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2. an Gebietsfremde oder für deren Rechnung an 
Gebiet sansässige leisten (ausgehende Zahlun- 
gen), 

zu melden. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 

1. Zahlungen, die den Betrag von fünfhundert 
Deutsche Mark oder den Gegenwert in auslän¬ 
discher Währung nicht übersteigen, 

2. Ausfuhrerlöse, 

3. Zahlungen im Zusammenhang mit Krediten mit 
einer Laufzeit bis zu zwölf Monaten, 

4. Zahlungen natürlicher Personen für den Bezug 
von Waren zum persönlichen Gebrauch und für 
die Inanspruchnahme von Dienstleistungen zu 
persönlichen Zwecken. 

(3) Zahlung im Sinne dieses Kapitels ist auch die 
Aufrechnung und die Verrechnung. Als Zahlung 
gilt ferner das Einbringen von Sachen und Rechten 
in Unternehmen, Zweigniederlassungen und Be¬ 
triebsstätten. 

§ 60 

form der Meldung 

(1) Ausgehende Zahlungen, die über ein gebiets¬ 
ansässiges Geldinstitut oder eine Postanstalt im 
Wirtschaftsgebiet geleistet werden, sind mit dem 
Vordruck „Zahlungsauftrag im Außenwirtschafts¬ 
verkehr" (Anlage Z 1) zu melden. 

(2) Eingehende und ausgehende Zahlungen außer¬ 
halb des Warenverkehrs, die über ein Konto bei 
einem gebietsfremden Geldinstitut entgegengenom¬ 
men oder geleistet werden, sind in doppelter Aus¬ 
fertigung zu melden, und zwar 

1. eingehende Zahlungen mit dem Vordruck „Aus¬ 
landskontenmeldung (Eingänge)" (Anlage Z2), 

2. ausgehende Zahlungen mit dem Vordruck „Aus¬ 
landskontenmeldung (Ausgänge)" (Anlage Z 3). 

(3) Eingehende und ausgehende Zahlungen, die 
nicht nach Absatz 1 und 2 gemeldet werden müssen, 
sind mit dem Vordruck „Zahlungen im Außenwirt- 
schaftsverkehr" (Anlage Z 4) in doppelter Ausferti¬ 
gung zu melden. Für den Warenverkehr und für 
den übrigen Außenwirtschaftsverkehr sind getrennte 
Meldungen einzureichen. 

(4) In den Meldungen sind die Kennzahlen des 
Leistungsverzeichnisses (Anlage LV) anzugeben. 

(5) Bei abgabenbegünstigten Lieferungen und 
Leistungen an im Wirtschaftsgebiet stationierte 
ausländische Truppen sowie an das zivile Gefolge 
kann abweichend von Absatz 3 Satz 1 die Meldung 
auch durch Abgabe einer Durchschrift der Empfangs¬ 
bestätigung der Truppen oder des zivilen Gefolges 
nach dem auf Grund der Abgabenvorschriften vor¬ 
geschriebenen Muster gemeldet werden. 

§ 61 

Meldefrist 

Die Meldungen sind abzugeben 
1. bei Zahlungen nach § 60 Abs. 1 

mit der Erteilung des Auftrags an das Geldinstitut 
oder die Postanslalt; 


2. bei Zahlungen nach § 60 Abs. 2 

a) von Kontoinhabern, die im blandeis- oder 
Genossenschaftsregister eingetragen sind, 
monatlich bis zum siebenten Tage des auf die 
Leistung oder Entgegennahme der Zahlungen 
folgenden Monats, wenn der Gesamtbetrag 
der nach § 59 Abs. 1 zu meldenden Zahlungen 
im Kalendermonat fünftausend Deutsche Mark 
übersteigt, 

b) in den übrigen Fällen halbjährlich bis zum 
zehnten Tage des auf den Ablauf des Kalen¬ 
derhalbjahres folgenden Monats; 

3. bei Zahlungen nach § 60 Abs. 3 

bis zum siebenten Tage des auf die Leistung 
oder Entgegennahme der Zahlungen folgenden 
Monats; Sammelmeldungen sind zulässig. 

§ 62 

Meldung der Forderungen und Verbindlichkeiten 

(1) Gebietsansässige, ausgenommen Geldinstitute, 
haben monatlich bis zum zehnten Tage des folgen¬ 
den Monats 

1. bei gebietsfremden Geldinstituten unterhaltene 
Guthaben, 

2. Forderungen aus kurzfristigen Krediten, die sie 
an Gebietsfremde gewährt haben, 

3. Verbindlichkeiten aus kurzfristigen Krediten, die 
sie bei Gebietsfremden aufgenommen haben, 

nach dem Stand des letzten Werktages des Vor¬ 
monats mit dem Vordruck „Kurzfristige Forderun¬ 
gen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfrem¬ 
den" (Anlage Z 5) in doppelter Ausfertigung zu 
melden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Forderungen und Ver¬ 
bindlichkeiten aus Warenlieferungen und Dienst¬ 
leistungen sowie aus geleisteten und entgegenge¬ 
nommenen Vorauszahlungen im Waren- und Dienst¬ 
leistungsverkehr. 

(3) Meldepflichtig sind nur Gebietsansässige, 
deren Guthaben und Forderungen zusammenge¬ 
rechnet oder deren Verbindlichkeiten bei Ablauf 
des Monats jeweils mehr als einhunderttausend 
Deutsche Mark betragen. 

(4) Gebietsansässige, die nach den Absätzen 1 
bis 3 meldepflichtig sind, haben gleichzeitig mit 
dieser Meldung jeweils ihre gesamten Forderungen 
und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden 
nach dem Stand des letzten Werktages des Vor¬ 
monats mit dem Vordruck „Forderungen und Ver¬ 
bindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden" (Anlage 
Z 5 a) in doppelter Ausfertigung zu melden. 

§ 63 

Meldestellen 

(1) Die Meldungen sind der Deutschen Bundes¬ 
bank zu erstatten. Sie sind bei der Landeszentral¬ 
bank, Hauptstelle oder Zweigstelle einzureichen, 
in deren Bereich der Meldepflichtige ansässig ist. 

(2) In den Fällen des § 60 Abs. 1 ist die Meldung 
bei dem beauftragten Geldinstitut oder der beauf- 
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tragten Postanstalt zur Weiterleitung an die Deut¬ 
sche Bundesbank einzureichen. 

§ 64 

Ausnahmen 

Die Deutsche Bundesbank kann für einzelne 
Meldepflichtige vereinfachte Meldungen oder Ab¬ 
weichungen von den Meldefristen oder Vordrucken 
zulassen, soweit dafür besondere Gründe vorliegen 
und der Zweck der Meldevorschriften nicht beein¬ 
trächtigt wird. 

2. Titel 

Ergänzende Meldevorschriften 

§ 65 

Zahlungen bei Ausfuhren 

(1) Ausfuhrförderungen, die innerhalb dreier Mo¬ 
nate nach dem vereinbarten Fälligkeitsmonat nicht 
eingegangen sind, sind bis zum zehnten Tage des 
folgenden Monats und bis zu ihrem Eingang jeweils 
bis zum zehnten Tage jedes weiteren Monats mit 
dem Vordruck „überfällige Ausfuhrförderungen" 
(Anlage Z 6) zu melden, wenn der noch ausstehende 
Betrag zehntausend Deutsche Mark je Forderung 
übersteigt. Uneinbringlich gewordene Forderungen 
sind nicht zu melden. 

(2) Zahlungen für Ausfuhren, die vor Lieferung 
der Ware entgegengenommen werden, sind mit 
dem Vordruck „Vorauszahlungen bei Ausfuhren" 
(Anlage Z 7) monatlich bis zum zehnten Tage des 
auf die Entgegennahme der Zahlungen folgenden 
Monats zu melden, wenn die Ware bis zum Monats¬ 
ende nicht geliefert worden ist. Die Vorauszah¬ 
lungen sind weiterhin bis zur Lieferung der Ware 
jeweils bis zum zehnten Tage jedes weiteren Mo¬ 
nats zu melden. Die Meldepflicht besteht nur, wenn 
die einzelne Zahlung fünftausend Deutsche Mark 
übersteigt. 

(3) § 63 Abs. 1 und § 64 finden Anwendung. 

§ 66 

Zahlungen im Transithandel 

(1) Für Zahlungen im Transithandel gelten die 
§§ 59 bis 61, 63 und 64. Ist die Ware bei Abgabe 
der Meldung bereits an einen Gebietsfremden wei¬ 
terveräußert, so ist der Zahlungseingang zusammen 
mit dem Zahlungsausgang zu melden. Ist die Zah¬ 
lung des gebietsfremden Erwerbers im Zeitpunkt 
des Zahlungsausgangs noch nicht eingegangen, so 
ist der vereinbarte Betrag der Zahlung zu melden. 

(2) Wer eine ausgehende Zahlung im Transit¬ 
handel gemeldet hat und die Transithandelsware 
danach einf uh r recht lieh abfertigen läßt, hat dies 
formlos bis zum zehnten Tage des auf die Einfuhr¬ 
abfertigung folgenden Monats unter Angabe des ge¬ 
meldeten Betrages, des Zeitpunktes der Zahlung, 
der Nummer der Einfuhrgenehmigung, der Einfuhr¬ 
erklärung oder des Saar-Einfuhrscheins mit dem Zu¬ 
satz „Umstellung von Transithandel auf Waren¬ 
einfuhr" zu melden. 


(3) Wer eine ausgehende Zahlung als Zahlung 
für eine Wareneinfuhr gemeldet hat und die Ware 
danach an einen Gebietsfremden veräußert, ohne 
daß diese einfuhrrechtlich abgefertigt worden ist, 
hat dies formlos bis zum zehnten Tage des auf die 
Veräußerung folgenden Monats unter Angabe des 
Betrages und der Nummer der Einfuhrgenehmigung, 
der Einfuhrerklärung oder des Saar-Einfuhrscheins 
mit dem Zusatz „Umstellung von Wareneinfuhr auf 
Transithandel" zu melden. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 sind ferner 
die Benennung der Ware, die Nummer des Waren¬ 
verzeichnisses für die Außenhandelsstatistik, das 
Einkaufsland und die Währung, in der die Zahlung 
geleistet worden ist, anzugeben. 

§ 67 

Zahlungen der Seeschiffahrtsunternehmen 

Gebietsansässige, die ein Seeschiffahrtsunterneh¬ 
men betreiben, haben abweichend von den §§59 
bis 61 Zahlungen, die sie im Zusammenhang mit dem 
Betrieb der Seeschiffahrt entgegennehmen oder lei¬ 
sten, mit dem Vordruck „Einnahmen und Ausgaben 
der Seeschiffahrt" (Anlage Z 8) monatlich bis zum 
siebenten Tage des auf die Zahlung folgenden 
Monats der zuständigen Landeszentralbank in vier¬ 
facher Ausfertigung zu melden. Die Landeszentral¬ 
bank übersendet je eine Ausfertigung dem Bundes¬ 
minister für Verkehr und der zuständigen obersten 
Landesbehörde für Wirtschaft oder der von dieser 
bestimmten Stelle. 

§ 68 

Meldungen der Reisebüros 
über Ankauf und Verkauf von Zahlungsmitteln 

Gebietsansässige, die ein Reisebüro betreiben, 
haben die von ihnen im Rahmen ihres Unterneh¬ 
mens angekauften und verkauften, auf ausländische 
Währung lautenden Zahlungsmittel mit dem Vor¬ 
druck „Meldungen der Reisebüros" (Anlage Z 9) 
monatlich bis zum fünften Tage des auf den An- oder 
Verkauf folgenden Monats zu melden. § 63 Abs. 1 
und § 64 finden Anwendung. 

3. Titel 

Meldevorschriften für Geldinstitute 

§ 69 

Meldungen der Geldinstitute 

(1) Soweit Zahlungen nach Absatz 2 zu melden 
sind, finden die §§ 59 bis 64 keine Anwendung. 

(2) Gebietsansässige Geldinstitute haben zu mel¬ 
den 

1. eingehende und ausgehende Zahlungen für die 
Veräußerung oder den Erwerb von Wertpapieren, 
die das Geldinstitut für eigene oder fremde Rech¬ 
nung an Gebietsfremde verkauft oder von Ge¬ 
bietsfremden kauft, sowie ausgehende Zahlungen, 
die das Geldinstitut im Zusammenhang mit der 
Einlösung inländischer Wertpapiere leistet, 



Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 


23 


mit dem Vordruck „ Wertpapiergeschäfte im 
Außenwirlschaftsverkehr“ (Anlage Z 10) in dop¬ 
pelter Ausfertigung; statt dieses Vordrucks kann 
eine Durchschrift der Wertpapierabrechnung des 
Geldinstituts eingereicht werden, wenn sie die im 
Vordruck vorgesehenen Angaben enthält; 

2. Zins- und Dividendenzahlungen an Gebietsfremde 
auf inländische Wertpapiere, die sie im Auftrag 
eines Gebietsfremden einziehen, 

mit dem Vordruck „Wertpapier-Erträge im Außen¬ 
wirtschaitsverkehr" (Anlage Zll); 

3. eingehende und ausgehende Zinszahlungen im 
Kontokorrent- und Sparverkehr, die sie für eigene 
Rechnung von Gebietsfremden entgegennehmen 
oder an Gebietsfremde leisten, 

mit dem Vordruck „Zahlungen im Außenwirt¬ 
schaftsverkehr 11 (Anlage Z 4); 

4. im Zusammenhang mit dem Reiseverkehr und der 
Personenbeförderung 

a) eingehende Zahlungen einschließlich des Ge¬ 
genwertes der in fremde Wirtschaftsgebiete 
versandten auf Deutsche Mark lautenden 
Noten und Münzen 

mit dem Vordruck „Zahlungseingänge im 
aktiven Reiseverkehr“ (Anlage Z 12), 

b) ausgehende Zahlungen einschließlich des 
Gegenwertes der aus fremden Wirtschafts¬ 
gebieten eingegangenen auf Deutsche Mark 
lautenden Noten und Münzen 

mit dem Vordruck „Zahlungsausgänge im pas¬ 
siven Reiseverkehr" (Anlage Z 13); 

5. eingehende und ausgehende Zahlungen im Zu¬ 
sammenhang mit Devisenhandelsgeschäften mit 
Gebietsfremden mit Ausnahme solcher Geschäfte, 
die Auszahlungen in der Landeswährung des 
Gebietsfremden gegen Zahlung von Deutscher 
Mark zum Gegenstand haben, 

mit dem Vordruck „Multilaterale Devisenhandels¬ 
geschäfte 11 (Anlage Z 14); 

6. Zahlungen zu Lasten eines Deutsche-Mark-Kontos 
eines Gebietsfremden zur Gutschrift auf dem 
Deutsche-Mark-Konto eines Gebietsfremden, der 
in einem anderen Land ansässig ist, 

mit dem Vordruck „Multilaterale DM-Uberträge“ 
(Anlage Z 15). 

(3) Sind bei Zahlungen nach Absatz 2 Nr. 6 zwei 
gebietsansässige Geldinstitute beteiligt, so ist nur 
das Geldinstitut, welches das belastete Konto führt, 
meldepflichtig. 

(4) Absatz 2 Nr. 1, 5 und 6 findet keine Anwen¬ 
dung auf Zahlungen, die den Betrag von fünfhundert 
Deutsche Mark oder den Gegenwert in auslän¬ 
discher Währung nicht übersteigen. 

(5) Bei Meldungen nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 sind 
die Kennzahlen des Leistungsverzeichnisses (An¬ 
lage LV) anzugeben. 

(6) Es sind zu erstatten 

1. Meldungen nach Absatz 2 Nr. 1, 2 und 4 monatlich 
bis zum fünften Tage des auf den meldepflichtigen 
Vorgang folgenden Monats, 


2. Meldungen nach Absatz 2 Nr. 5 und 6 monatlich 
bis zum siebenten Tage des auf den meldepflichti¬ 
gen Vorgang folgenden Monats, 

3. Meldungen nach Absatz 2 Nr. 3 halbjährlich bis 
zum dreißigsten Tage nach Ablauf eines Kalender¬ 
halbjahres. 

(7) Die Meldungen sind der Deutschen Bundes¬ 
bank zu erstatten. Sie sind bei der Landeszentral¬ 
bank, Hauptstelle oder Zweigstelle einzureichen, in 
deren Bereich der Meldepflichtige ansässig ist. 

(8) Die Deutsche Bundesbank kann für einzelne 
Meldepflichtige vereinfachte Meldungen oder Ab¬ 
weichungen von den Meldefristen oder Vordrucken 
zulassen, soweit dafür besondere Gründe vorliegen 
und der Zweck der Meldevorschriften nicht be¬ 
einträchtigt wird. 

Kapitel VIII 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 70 

Straftaten 

(1) Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 des Außenwirtschafts¬ 
gesetzes wird bestraft, wer vorsätzlich 

1. ohne die nach § 5 erforderliche Genehmigung 
Waren ausführt, 

2. entgegen dem Verbot des § 38 Waren durch das 
Wirtschaftsgebiet durchführt, 

3. ohne die nach § 40 Abs. 1 erforderliche Genehmi¬ 
gung Waren im Rahmen eines Transithandels¬ 
geschäftes veräußert, 

4. ohne die nach § 45 Abs. 1 erforderliche Genehmi¬ 
gung Waren in Schiffe oder Luftfahrzeuge von 
Gebietsfremden einbaut 

oder 

5. ohne die nach § 45 Abs. 2 erforderliche Genehmi¬ 
gung Kenntnisse über gewerbliche Schutzrechte, 
Erfindungen, Herstellungsverfahren und Erfah¬ 
rungen weitergibt. 

Der Versuch ist strafbar. 

(2) Nach § 34 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
wird bestraft, wer eine der in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Handlungen fahrlässig begeht. 

§ 71 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs. 2 des 
Außenwirtschaftsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. ohne die nach den §§ 6 oder 6 a Abs. 1 erforder¬ 
liche Genehmigung Waren ausführt, 

la.entgegen dem Verbot des § 6a Abs. 2 Waren 
ausführt, 

2. ohne die nach § 7 erforderliche Genehmigung 
einen Vertrag über die Ausfuhr von Waren ab¬ 
schließt, 
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3. ohne die nach § 41 erforderliche Genehmigung 
Waren im Rahmen eines Transithandelsgeschäftes 
veräußert, 

4. entgegen dem Verbot des § 42 ein Rechtsgeschäft 
über die Lieferung von Waren im Rahmen eines 
Transithandelsgeschäftes vornimmt, 

5. ohne die nach den §§ 44, 46 bis 49 erforderliche 
Genehmigung ein Rechtsgeschäft des Dienst¬ 
leistungsverkehrs vornimmt, 

6. entgegen dem Verbot des § 51 eine Zahlung oder 
sonstige Leistung bewirkt, 

7. ohne die nach § 52 erforderliche Genehmigung als 
Gebietsansässiger ein Rechtsgeschäft über den Er¬ 
werb von Wertpapieren vornimmt 

oder 

8. ohne die nach § 53 erforderliche Genehmigung 
Zinsen gewährt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs. 4 Nr. 2 

des Außenwirtschaftsgesetzes handelt, wer vorsätz¬ 
lich 

1. als Ausführer Waren ohne die nach dieser Ver¬ 
ordnung erforderliche zollamtliche Behandlung 
nach einem fremden Wirtschaftsgebiet verbringt 
oder verbringen läßt, 

2. als Ausführer, als Versender oder als Dritter 
(§ 13 Abs. 3) der Vorschrift des § 11 Abs. 4 zu¬ 
widerhandelt, 

3. als Ausführer entgegen den §§ 9, 12 Abs. 2 und 
§ 14 Abs. 2 einen Ausfuhrschein nicht, unrichtig, 
nicht vollständig oder nicht fristgemäß abgibt 
oder an Stelle des Ausfuhrscheines eine Ver¬ 
sand-Ausfuhrerklärung nach § 12 Abs. 1 oder 
eine Ausfuhrkontrollmeldung nach § 15 Abs. 6 
oder § 18 Abs. 4 unrichtig oder nicht vollständig 
ab gibt, 

4. als Versender eine Versand-Ausfuhrerklärung, 
die er nach § 13 Abs. 1 abgibt, unrichtig oder 
nicht vollständig abgibt, oder entgegen § 13 
Abs. 3 Satz 3 eine Versand-Ausfuhrerklärung 
nicht, unrichtig, nicht vollständig oder nicht frist¬ 
gemäß abgibt, 

4a. als Vertreter des Ausführers unter der Voraus¬ 
setzung des § 16 Abs. 3 einen Ausfuhrschein un¬ 
richtig oder nicht vollständig abgibt, 

5. als Dritter eine Versand-Ausfuhrerklärung, die 
er nach § 13 Abs. 3 Satz 2 abgibt, unrichtig oder 
nicht vollständig abgibt, 

6. als Zulieferer entgegen § 14 Abs. 1 eine Ver- 
sand-Ausfuhrerklärung nicht, unrichtig oder 
nicht vollständig abgibt, 

7. als Ausführer oder Versender die in § 19 Abs. 2 
vorgeschriebene Erklärung nicht, unrichtig oder 
nicht vollständig abgibt, 

8. als Einführer entgegen § 24 Abs. 1 und 2 eine 
Einfuhrerklärung nicht, unrichtig, nicht voll¬ 
ständig oder nicht fristgemäß abgibt, 

9. eine Einfuhrerklärung, die er nach § 24 Abs. 3 
an Stelle des Einführers abgibt, unrichtig oder 
nicht vollständig abgibt 

oder 


10. als Meldepflichtiger eine in den §§ 50, 50a, 50b, 
55 bis 63, 65 bis 69 vorgeschriebene Meldung 
nicht, unrichtig, nicht vollständig oder nicht frist¬ 
gemäß erstattet. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 kann auch der 
Versuch der vorsätzlichen Ordnungswidrigkeit ge¬ 
ahndet werden. 

Kapitel IX 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 72 

Bis zum 31. Dezember 1961 geltende Fassungen 

Bis zum Ablauf des 31. Dezember 1961 sind die 
nachstehend bezeichneten Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung in folgender Fassung anzuwenden: 

1. § 27 Abs. 3 Nr. 1 und 2: 

„(3) Der Antrag ist zu stellen 

1. mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum 
freien Verkehr, zum aktiven Eigenverede¬ 
lungsverkehr oder zum Zollvormerkverkehr, 
ausgenommen Zollvormerklager, 

2. vor Verbringen der Ware aus einem Zollvor¬ 
merklager in den freien Verkehr oder vor 
einem Übergang aus einem Zollager in einen 
Zollsicherungsverkehr ohne zollamtliche Mit¬ 
wirkung.' 1 

2. § 27 Abs. 4 Satz 1: 

„(4) Mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum 
Zollanweisungsverkehr oder zu einem Zollager 
und während der Lagerung auf einem Zollager 
kann der Antrag nur gestellt werden, wenn ein 
dringendes wirtschaftliches Bedürfnis dargetan 
wird und zwingende dienstliche Gründe nicht ent¬ 
gegenstehen. 11 

3. a) § 32 Abs. 1 Nr. 7: 

„Bunkerkohle, Treibstoffe aus Mineralöl, 
Heizöle und Schmiermittel für den Bedarf von 
Schiffen und Luftfahrzeugen unter Zollsiche¬ 
rung; 1 ', 

b) § 32 Abs. 1 Nr. 8: 

„Waren, die unter Abfertigung zum Zollvor¬ 
merkverkehr vorübergehend im Wirtschafts¬ 
gebiet gebraucht und wieder ausgeführt wer¬ 
den, wie Beförderungsmittel, Baugerät, Muster 
und Ausstellungsgut." 

4. § 34 Abs. 1 Satz 3: 

„Die Einfuhrabfertigung darf nur gleichzeitig mit 
dem Zollantrag auf Abfertigung zum freien 
Verkehr, zum aktiven Eigenveredelungsverkehr 
oder zum 'Zollsicherungsverkehr bei einer Zoll¬ 
stelle im Saarland beantragt werden." 

5. § 36 Satz 1: 

„Soll eine Zwangsvollstreckung in Waren vor¬ 
genommen werden, die sich in einem Freihafen, 
Zollager oder Zollvormerklager befinden, so 
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kann der Gläubiger eine Einfuhrerklärung ab- 
geben oder eine Einfuhrgenehmigung sowie die 
Einfuhrabfertigung beant:ragend' 

§ 73 

übergangsvorschrilten für Zollager 

(1) Hat ein Niederleger vor dem 1. Januar 1962 
nach § 82 Abs. 2 Satz 3 des Zollgesetzes vom 14. 
Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) erklärt, daß von 
ihm in einer öffentlichen Zollniederlage niederge¬ 
legtes Zollgut ganz oder teilweise in ein Zollauf¬ 
schublager eingelagert werden soll, so hat der Ein¬ 
führer für das Zollgut, auf das sich diese Erklärung 
bezieht, die Einfuhrabfertigung spätestens bei Ab¬ 
gabe der Zollanmeldung nach § 82 Abs. 2 Satz 4 des 
Zollgesetzes zu beantragen. 

(2) Für das in einem Zolleigenlager lagernde Zoll¬ 
gut hat der Einführer, wenn das Lager nach § 83 
Abs. 1 Satz 1 des Zollgesetzes ab 1. Januar 1962 
widerruflich Zollaufschublager wird, die Einfuhr¬ 
abfertigung spätestens bei Abgabe der Zollanmel¬ 
dung nach § 83 Abs. 1 Satz 3 des Zollgesetzes zu 
beantragen. 

(3) Für das in einem Zollvormerklager lagernde 
Zollgut hat der Einführer die Einfuhrabfertigung 
spätestens am 8. Januar 1962 zu beantragen, wenn 
nicht nach § 27 Abs. 3 Nr. 2 in der Fassung des § 72 
Nr. 1 der Antrag zu einem früheren Zeitpunkt zu 
stellen ist. 

§ 74 

Übergangsvorschrift zu § 53 

Eine Genehmigung nach § 53 Satz 1 ist nicht er¬ 
forderlich für die Verzinsung 

1. von Festgeldern bis zum Ablauf der vereinbarten 
Frist, 

2. von Kündigungsgeldern bis zum Tage, zu dem das 
Geldinstitut frühestens kündigen kann, 

wenn für die Verzinsung im Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens dieser Verordnung eine rechtswirksame 
Vereinbarung besteht. 

§ 75 

Weitergeltung von Genehmigungen 

Genehmigungen, die vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung erteilt worden sind, berechtigen auch 
nach diesem Zeitpunkt zur Vornahme der genehmig¬ 
ten Rechtsgeschäfte und Handlungen. 

§ 76 

Übergangsvorschrift für Vordrucke 

Bis zum 31. Dezember 1961 können noch folgende 
Vordrucke verwendet werden: 

1. An Stelle des Vordrucks für die Ausfuhrerklä¬ 
rung nach Anlage A 1 der Vordruck für die erste 
und zweite Ausfertigung der Ausfuhrerklärung 
nach Anlage B des Runderlasses Außenwirt¬ 
schaft (RA) Nr. 89/54 in der Fassung des RA 
Nr. 3/58 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 28 


vom 11. Februar 1958) mit der Maßgabe, daß die 
Angabe der Ausfuhrgenehmigung die Angabe 
der Lieferungsgenehmigung oder Buchungs¬ 
bescheinigung ersetzt, wenn die Genehmigung 
nach dem 1. September 1961 erteilt ist; 

2. an Stelle des Vordrucks für die Klein-Ausfuhr- 
erklärung nach Anlage A 2 der Vordruck nach 
Anlage A zum RA Nr. 89/54 in der Fassung des 
RA Nr. 3/58; 

3. an Stelle des Vordrucks für die Versand-Aus¬ 
fuhrerklärung nach Anlage A 3 der Vordruck 
nach Anlage C zum RA Nr. 89/54 in der Fassung 
des RA Nr. 3/58 mit der Maßgabe, daß die Aus¬ 
fuhrgenehmigung die Lieferungsgenehmigung 
oder Buchungsbescheinigung ersetzt, wenn die 
Genehmigung nach dem 1. September 1961 er¬ 
teilt ist; 

4. an Stelle des Vordrucks für die Kohle-Versand- 
Ausfuhrerklärung nach Anlage A 4 der Vordruck 
nach Anlage G zum RA Nr. 89/54 in der Fassung 
des RA Nr. 12/59 (Beilage zum Bundesanzeiger 
Nr. 26 vom 7. Februar 1959); 

5. an Stelle des Vordrucks nach Anlage A 6 der auf 
Grund der Nr. 11 des RA Nr. 89/54 in der Fas¬ 
sung des RA Nr. 3/58 verwendete Vordruck „An¬ 
meldung zur Versandabfertigung"; 

6. an Stelle des Vordrucks für die Einfuhrerklärung 
nach Anlage E 1 der Vordruck nach Anlage 1 
zum RA Nr. 61/56 in der Fassung des RA 
Nr. 55/60 (Bundesanzeiger Nr. 185 vom 24. Sep¬ 
tember I960); 

7. an Stelle des Vordrucks für die Einfuhrkontroll- 
meldung nach Anlage E 2 der Vordruck für die 
2. Ausfertigung der Einfuhrmeldung nach An¬ 
lage 4 zum RA Nr. 51/54 (Beilage zum Bundes¬ 
anzeiger Nr. 128 vom 8. Juli 1954); 

8. an Stelle des Vordrucks für den Antrag auf Ein¬ 
fuhrgenehmigung nach Anlage E 3 der Vordruck 
nach Anlage 2 zum RA Nr. 51/54; 

9. an Stelle des Vordrucks für den Saar-Einfuhr¬ 
schein nach Anlage E 4 der Vordruck nach An¬ 
lage 1 zum RA Nr. 42/59 (Bundesanzeiger Nr. 124 
vom 3. Juli 1959); 

10. an Stelle des Vordrucks für die Kontrollbeschei- 
nigung für die Schrotteinfuhr nach Anlage E 5 
der Vordruck nach Anlage 1 zum RA Nr. 72/57 
(Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 249 vom 31. De¬ 
zember 1957); 

11. an Stelle des Vordrucks für den Zahlungsauftrag 
im Außenwirtschaftsverkehr nach Anlage Z 1 

a) der Vordruck nach Anlage C zum RA Nr. 23/58 
(Bundesanzeiger Nr. 112 vom 14. Juni 1958) 
in der Fassung des RA Nr. 10/59 (Bundes¬ 
anzeiger Nr. 19 vom 29. Januar 1959), soweit 
es sich nicht um Transithandelsgeschäfte 
handelt, 

b) für Transithandelsgeschäfte der Vordruck 
nach Anlage B zum RA Nr. 28/59 (Bundes¬ 
anzeiger Nr. 74 vom 18. April 1959); 

12. an Stelle des Vordrucks für Zahlungen im Außen- 
wirtschaftsverkehr nach Anlage Z4 der Vor- 



26 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil I 


druck nach Anlage B zum RA Nr. 23/58 in der 
Fassung des RA Nr. 10/59. 

§ 77 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt mit Ausnahme des § 32 
Abs. 1 Nr. 33 Buchstabe e und Nr. 35 sowie der §§38 
und 39 nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Ver¬ 
bindung mit § 51 Abs. 4 des Außenwirtschafts¬ 
gesetzes auch im Land Berlin. § 5 Abs. 1 und 2, §§ 40 
und 45 sowie die §§ 32, 32 a, 33 und 37, soweit diese 
auf § 10 des Außenwirtschaftsgesetzes beruhen, fin¬ 
den im Land Berlin keine Anwendung, soweit sie 


sich auf Rechtsgeschäfte und Handlungen beziehen, 
die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontrollrats vom 
20. Dezember 1946 oder nach sonstigem in Berlin gel¬ 
tendem Recht verboten sind oder der Genehmigung 
bedürfen. 

§ 78*) 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1961 in 
Kraft. 


*) Am 1. September 1961 ist die Verordnung in ihrer ursprünglichen 
Fassung in Kraft getreten. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Änderungen ergibt sich aus den in der vorangestellten Bekannt¬ 
machung naher bezeichneten Änderungsverordnungen. 
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Anlage L 

zur Außenwirtschaitsverordmmg 


Länderliste C 

Albanien 
Bulgarien 
Korea, Nord- 

Mongolisdie Volksrepublik 

Polen 

Rumänien 

Sowjetunion 

Tschechoslowakei 

Ungarn 

Vietnam, Nord- 
Volksrepublik China 


Länderliste D 

Belgien 

Brasilien 

Dänemark 

Frankreich 

Ghana 

Griechenland 

Großbritannien und Nordirland; 

Aden; Antigua; Bahamainseln; Bermuda; Britisch-Hon- 
duras; Britische Salomoninseln; Britische Jungferninseln; 
Brunei; Falklandinseln; Fidschi; Gibraltar; Gilbert- und 
Ellice-Inseln; Hongkong' 1 ); Mauritius; Monts er rat; Sey¬ 
chellen; St. Helena; St. Kitts; St. Lucia; St. Vincent; 
Windward-Inseln 
Irland *) 

Italien 

Japan 

Jugoslawien ?) 

Kanada 

Luxemburg 

Malaysia 

Marokko 

Niederlande 

Nigeria 

Norwegen 

Österreich 

Portugal; Angola; Macau; Mosambik 
Rhodesien, Süd- 
Singapur 
Spanien :J ) 

Südafrika, Republik 1 ) 

Schweiz; Liechtenstein 
Taiwan (Formosa) 

Türkei 

Tunesien 

Vereinigte Staaten und zugehörige Gebiete: 

Panamakanal-Zone; Puerto Rico; Amerikanische Jung¬ 
ferninseln; Riukiu-Inseln ohne nördliche Gruppe; 
Ozeanien, Amerikanisch-: Amerikanisch-Samoa, Guam, 
Karolinen, Marianen, Marschallinseln 
Vietnam, Süd- 


1) — End Use Certificate 

2 ) = Endverhleibsbestätigung 

8 ) = Verbleibsbesdieinigung der spanischen diplomatischen 
Vertretungen 

4 ) — Einfuhrgenehmigung 


Läiiderllste E 


Land 

Ausstellende Behörde 

Australischer Bund 

Department of Trade and 
Customs 

Canberra 

Belgien 

Office Central des Contingents 
et Licences 

B ruxell e s 

Bolivien 

Banco Central 

La Paz 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft 

Frankfurt a. M. 

Chile 

Departamento del Cobre Jefe, 
Division Comercial 

Santiago 

Dänemark 

Flanrielsministeriets 

Licenskontor 

Kopenhagen K 

Frankreich 

Ministere des Finances et des 
Affaires economiques 

Direction des Relations econo¬ 
miques exterieures 

Service des Autorisations com* 
merciales — 

Exportation 

Paris 

Griechenland 

Bank of Greece 

Athen 

Großbritannien 
und Nordirland 

The Controller 

Export Licensing Branch 

Board of Trade 

London E.C. 4 

Gibraltar 

The Controller of Civil Supplies 
Colonial Secretariat 

Gibraltar 

Hongkong 

Director of Commerce and 
Industry 

Hong Kong 

Italien 

Ministero delle Finanze 
Direzione Generale delle 
Dogane 

Roma 

Japan 

Ministry of International Com¬ 
merce and Industry 

Export Department 

T oky o 

Kanada 

Chief Export and Import Permits 
Section 

Department of Trade and Com¬ 
merce 

Ottawa 

Luxemburg 

Ministere des Affaires Etran- 
geres 

Office des Licences 
Luxembour g 
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Land 


Aussteilende Behörde 


Marokko 


Neuseeland 


Niederlande 


Norwegen 


Peru 


Philippinen 


Portugal 


Rhodesien, Süd- 


Schweden *) 


Schweiz *) 


Südafrika, Republik 


Türkei 


Tunesien 


Vereinigte Staaten 
von Amerika 


Direction du Commerce, 

Service du Commerce Exterieur, 
Bureau des Importalions et Ap¬ 
ple vision nein ents Gene raux 
R a b a t 

Controller of Customs 
Wellington 

Centrale Dienst voor In- en 

Uitvoer 

Den H a a g 

Ha n d e 1 sd ep a r t em en t e t 
Üirektoratet for eksport- og 
importregulering 
Oslo 

Ministern) de Hacienda y Co- 
mercio 

Direccion General de Comercio 
Departamento de Exportaciones 
Lima 

Export Control Committee 
Department of Commerce and 
Jndustry 
M a n i 1 a 

Ministerio da Economia 
Direcgao-General do Comercio 
Repartigao do Licenciamcnto do 
Comercio Externo 
Lisboa 

Federal Ministry of Commerce 

and Industry 

Salisbury 

State Trade and Industry Com¬ 
mission 
Stockholm 

Eidgenössisches Volksdeparte¬ 
ment 

I la nd e 1 s ab tei lun g 

Sektion für Ein- und Ausfuhr 

Bern 

Department of Commerce and 

Industries 

Pretoria 

Ministry of Commerce 
Department of Foreign Com¬ 
merce 
Ankara 

Direction des Financcs 

Service des Finances Exlerieures 

Tunis 

United States Department of 
Commerce 

Office of Export Control 
W a s h i n g t o n 2 5 D.C. 


*) Boi Schweden und der Schweiz tritt an die Stelle des Durchfuhr- 
berechtigungsscheins eine beglaubigte Abschi ill der Ausluhrgeneh- 
migung. 


r-, 

Länderliste F 1 


Albanien 

Argentinien 

Bulgarien 

Ceylon 

Chile 

Ecuador 

Ghana 

Jugoslawien 

Kolumbien 

Korea, Nord- 

Kuba 

Liberia 

Mongolische Volksrepublik 

Panama ohne Kanalzone 

Polen 

Rumänien 

Sowjetunion 

Syrien 

Tschechoslowakei 

Ungarn 

Vereinigte Arabische Republik 
Vietnam, Nord- 
Volksrepublik China 


Länderliste F 2 


Aden 

Afghanistan 

Algerien 

Andorra 

Angola 

Antillen, Niederländische 
Äthiopien 

Australischer Bund; Papua; Nauru (Trhgb.); Neuguinea 
(Trhgb.); Norfolkinsel; Weihnachtsinsel; Kokosinseln 
Bahrain; Katar; Befriedetes Oman 
(Arabische Vertragsstaaten) 

Belgien-Luxemburg 

Bhutan 

Bolivien 

Botswana 

Brunei 

Burundi 

Costa Rica 

Dahomey 

Dänemark und Färöer, Grönland 
Dominikanische Republik 
Elfenbeinküste 
El Salvador 

Falklandinseln (Britisch) 

Finnland 

Frankreich mit Monaco 

Gabun 

Gambia 

Gibraltar 

Griechenland 

Großbritannien und Nordirland 
Guadeloupe; Martinique (Franz.-Westindien) 

Guayana 

Guayana, Französisch- 

Guinea, Portugiesisch-; Kapverdische Inseln; 

Sao Tome und Principe 
Guinea, Republik 
Guinea, Spanisch- 
Haiti 

Honduras, Republik 

Honduras, Britisch-; Bahamainseln; Bermuda; 

Britische Jungferninseln 
Hongkong 
Indien 
Irak 
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Iran 

Irland 

Island 

Israel 

Italien mit San Marino 

Jamaika 

Japan 

Jemen 

Jordanien 

Kambodscha 

Kamerun 

Kanada 

Kanarische Inseln 
Kenia 

Kongo (Brazzaville) 

Kongo (Kinshasa) 

Korea, Süd- 

Kuwait 

Laos 

Lesotho 

Libanon 

Libyen 

Macau 

Madagaskar 

Malawi 

Malaysia 

Malediven 

Mali 

Malta 

Maskat und Oman 
Mauretanien 

Mauritius; Seychellen; St. Helena 

Mosambik 

Mexiko 

Nepal 

Neuseeland; Cookinseln; Niue-Insel; Tokelau-Inseln 

Nicaragua 

Niederlande 

Niger 

Nigeria 

Nordafrika, Spanisch- 
Norwegen, Spitzbergen 
Obervolta 
Österreich 

Ozeanien, Britisch-: Britische Salomoninseln; Fidschi; 
Gilbert- und Ellice-Inseln; Canton und Enderbury; 
Tonga; Neue Hebriden 

Ozeanien, Französisch-: Französisch-Polynesien; Neu- 
kaledonien 
Pakistan 
Paraguay 
Peru 

Philippinen 

Portugal einschl. Azoren und Madeira 

Reunion 

Rhodesien, Süd- 

Rwanda 

Sambia 

Saudi-Arabien 

Schweden 

Schweiz; Liechtenstein 

Senegal 

Sierra Leone 

Sikkim 

Singapur 

Somalia 

Somaliküste, Französische; Komoren 
Spanien 

St. Pierre und Miquelon 
Sudan 

Südafrika, Republik mit Swasiland; Südwestafrika 
Surinam (Niederländisch-Guayana) 

Taiwan (Formosa) 


Tansania, Vereinigte Republik 
Thailand (Siam) 

Timor, Portugiesisch- 
Togo 

Trinidad und Tobago 

Tschad 

Türkei 

Tunesien 

Uganda 

Vatikanstadt 

Vereinigte Staaten und zugehörige Gebiete: 

Panamakanal-Zone; Puerto Rico; Amerikanische Jung¬ 
ferninseln; Riukiu-Inseln ohne nördliche Gruppe; 
Ozeanien, Amerikanisch-: Amerikanisch-Samoa, Guam, 
Karolinen, Marianen, Marschallinseln 
Vietnam, Süd- 
Westafrika, Spanisch- 
Westindien, Britisch- 
Westsamoa 

Zentralafrikanische Republik 
Zypern 

Länderliste G 1 

Aden 

Afghanistan 

Andorra 

Angola 

Antillen, Niederländische 
Äthiopien 

Australischer Bund; Papua; Nauru (Trhgb.); Neuguinea 
(Trhgb.); Norfolkinsel; Weihnachtsinsel; Kokosinseln 
Bahrain; Katar; Befriedetes Oman (Arabische Vertrags¬ 
staaten) 

Belgien 

Bhutan 

Birma 

Botswana 

Brunei 

Burundi 

Ceylon 

Costa Rica 

Dahomey 

Dänemark und Färöer, Grönland 
Dominikanische Republik 
Elfenbeinküste 
El Salvador 
Falklandinseln (Brit.) 

Finnland 

Frankreich*) 

Gabun 

Gambia 

Ghana 

Gibraltar 

Griechenland*) 

Großbritannien und Nordirland 

Guatemala 

Guayana 

Guayana, Französisch- 

Guinea, Portugiesisch-; Kapverdische Inseln; 

Sao Tome und Principe 
Guinea, Republik 
Guinea, Spanisch- 
Haiti 

Honduras, Republik 

Honduras, Britisch-; Bahamainseln; Bermuda; Britische 
Jungferninseln 
Hongkong 
Irland 
Island 
Israel 
Italien *) 


*) Nur bei Versicherungen nach § 49 Abs. 1 Nr. 3. 
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Jamaika 

Japan 

Jemen 

Jordanien 

Kambodscha 

Kamerun 

Kanada 

Kanarische Inseln 
Kenia 

Kongo (Brazzaville) 

Kongo (Kinshasa) 

Korea, Süd- 

Kuwait 

Laos 

Lesotho 

Libanon 

Liberia 

Libyen 

Luxemburg *) 

Macau 

Madagaskar 

Malawi 

Malaysia 

Malediven 

Mali 

Malta 

Maskat und Oman 
Mauretanien 

Mauritius; Seychellen; St. Helena 

Mosambik 

Nepal 

Neuseeland; Cookinseln; Niue-Insel; Tokelau-Inseln 

Nicaragua 

Niederlande 

Niger 

Nigeria 

Nordafrika, Spanisch- 
Norwegen, Spitzbergen 
Obervolta 
Österreich*) 

Ozeanien, Britisch-: Britische Salomoninseln; Fidschi; 
Gilbert- und Ellice-Inseln; Canton und Enderbury; 
Tonga; Neue Hebriden 

Ozeanien, Französisch-: Französisch-Polynesien; Neu- 
kaledonien 

Panama ohne Kanalzone 

Paraguay 

Peru 

Philippinen 
Portugal *) 

Reunion 
Rhodesien, Süd- 
Rwanda 
Sambia 

Saudi-Arabien 
Schweden *) 

Schweiz; Liechtenstein 

Senegal 

Sierra Leone 

Sikkim 

Singapur 

Somalia 

Somaliküste, Französische; Komoren 
Spanien*) 

St. Pierre und Miquelon 
Sudan 

Südafrika, Republik mit Swasiland; Südwestafrika 
Surinam (Niederländisch-Guayana) 

Taiwan (Formosa) 

Tansania, Vereinigte Republik 
Thailand (Siam) 


Timor, Portugiesisch- 
Togo 

Trinidad und Tobago 

Tschad 

Türkei *) 

Tunesien 

Uganda 

Uruguay 

Vatikanstadt 

Vereinigte Staaten und zugehörige Gebiete: 
Panamakanal-Zone; Puerto Rico; Amerikanische Jung¬ 
ferninseln; Riukiu-Inseln ohne nördliche Gruppe; 
Ozeanien, Amerikanisch-: Amerikanisch-Samoa, Guam, 
Karolinen, Marianen, Marschallinseln 
Vietnam, Süd- 
Westafrika, Spanisch- 
Westindien, Britisch- 
Westsamoa 

Zentralafrikanische Republik 
Zypern 

Länderliste G 2 

Aden 

Afghanistan 

Andorra 

Angola 

Antillen, Niederländische 

Argentinien 

Äthiopien 

Australischer Bund; Papua; Nauru (Trhgb.); Neuguinea 
(Trhgb.); Norfolkinsel; Weihnachtsinsel; Kokosinseln 
Bahrain; Katar; Befriedetes Oman (Arabische Vertrags¬ 
staaten) 

Belgien 

Bhutan 

Birma 

Bolivien 

Botswana 

Brasilien 

Brunei 

Burundi 

Ceylon 

Chile 

Costa Rica 
Dahomey 

Dänemark und Färöer, Grönland 

Dominikanische Republik 

Ecuador 

Elfenbeinküste 

El Salvador 

Falklandinseln (Brit.) 

Finnland 

Gabun 

Gambia 

Ghana 

Gibraltar 

Griechenland 

Großbritannien und Nordirland 

Guatemala 

Guayana 

Guayana, Französisch- 

Guinea, Portugiesisch-; Kapverdische Inseln; Sao Tome 
und Principe 
Guinea, Republik 
Guinea, Spanisch- 
Haiti 

Honduras, Republik 

Honduras, Britisch-; Bahamainseln; Bermuda; Britische 
Jungferninseln 
Hongkong 
Indien 


*) Nur bei Versicherungen nach § 49 Abs. 1 Nr. 3. 


*) Nur bei Versicherungen nach § 49 Abs. 1 Nr. 3. 
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Indonesien 

Irak 

Iran 

Irland 

Island 

Israel 

Jamaika 

Japan 

Jemen 

Jordanien 

Kambodscha 

Kamerun 

Kanada 

Kanarische Inseln 
Kenia 
Kolumbien 
Kongo (Brazzaville) 

Kongo (Kinshasa) 

Korea, Süd- 

Kuba 

Kuwait 

Laos 

Lesotho 

Libanon 

Liberia 

Libyen 

Macau 

Madagaskar 

Malawi 

Malaysia 

Malediven 

Mali 

Malta 

Marokko 

Maskat und Oman 
Mauretanien 

Mauritius; Seychellen; St. Helena 

Mexiko 

Mosambik 

Nepal 

Neuseeland; Cookinseln; Niue-Insel; Tokelau-Inseln 

Nicaragua 

Niederlande 

Niger 

Nigeria 

Nordafrika, Spanisch- 
Norwegcn, Spitzbergen 
Obervolta 

Ozeanien, Britisch-; Britische SalomonTv ein; Fidschi; 
Gilbert- und EU ice-Inseln; Canton und Endes bury; 
Tonga; Neue Ilebriden 


Ozeanien, Französisch-; Französisch Polynesien; Neukale- 
donien 
Pakistan 

Panama ohne Kanalzone 

Paraguay 

Peru 

Philippinen 

Portugal 

Reunion 

Rhodesien, Süd- 

Rwanda 

Sambia 

Saudi-Arabien 

Schweden 

Schweiz; Liechtenstein 

Senegal 

Sierra Leone 

Sikkim 

Singapur 

Somalia 

Somaliküste, Französische; Komoren 

St. Pierre und Miquelon 

Sudan 

Südafrika, Republik mit Swasiland; Süwestafrika 
Surinam (Niederländisch-Guayana) 

Taiwan (Formosa) 

Tansania, Vereinigte Republik 
Thailand (Siam) 

Timor, Portugiesisch- 
Togo 

T rinidad und Tobago 

Tschad 

Türkei 

Tunesien 

Uganda 

Uruguay 

Vatikanstadt 

Venezuela 

Vereinigte Staaten und zugehörige Gebiete: 

Panamakanal-Zone; Puerto Rico; Amerikanische Jung- 
ferninseln; Riukiu-Inseln ohne nördliche Gruppe; 
Ozeanien, Amerikanisch-: Amerikanisch-Samoa, Guam, 
Karolinen, Marianen, Marschallinseln 
Vietnam, Süd- 
Westafrika, Spanisch- 
Westsamoa 

Zentralafrikanische Republik 
Zypern 
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Anlage AL 

zur Außenwirtschaftsverordnuiig 


Ausfuhrliste 


Eine Neufassung der Ausfuhrliste ist mit der 

Achten Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste — Anlage AL 
zur Außenwirtschaftsverordnung — 

als Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 114 vom 24. Juni 1965 bekannt¬ 
gemacht worden. Diese Neufassung gilt zur Zeit in der Fassung der 

Neunten Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste — Anlage AL 
zur Außenwirtschaftsverordnung — (Bundesanzeiger Nr. 244 vom 
29. Dezember 1965). 


Nr. 1 


Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage A 1, Blatt 1 (Vorderseite} 




I, Ausfuhrgenehmigung 

Nr..... 

V'»m.. i9 . 

Höchst mengt.*.. ...... 

gültig 1 ms.... 19. 


T Mrrjr.t- 

* S-i-frijjrl 


Den Vordruck nicht in roter Schritt ausiUllen! 

Ausfuhrerklärung 

{§ 3 Abs. 3 der Außenwirlschaftsverordnung) 

zugleich 

Ausfuhranmeldung *) 

Ausfuhrorfen: 


w 

m 

IQ 
(Dl 

E. Ausfuhr zur passiven Veredelung (zollbegüfistigte passive Veredelungl (E) 

An Zoll stelle / Postansialt 

Von ZollsU lle / PostanstaU an Statistisches Bundesamt 


A. Ausfuhr aus dem freien Verkehr {muh aus Zalluufsduibl.utern) 

B. Ausfuhr aus Lager (insbeS. Zollgutläger und Freihsfenlager) 

C. Ausfuhrnach Eigenveredelung f (zollbegünstigte aktive Veredelung 

„ , , , ... , . s und entsprechende Bearbeitung oder 

D* Ausfuhr noch Lohnveredelung [ Verarbeitung in Zolifreigebieten) 


Anlage A 1 zur AWV 

Muster 4b der Außcnhandelsstatistlk 


Nur für statistische Zwecke 


Vom Bundesamt für geweibllche Wirt* 
schait, Frankfurt/M., zuejeteüte Nummer 

AE 

H. Ausgeführt mH Versand-ÄE Nr„ 


1. a) Ausführer . . 

b) AusstellungspHictitiger für die 
Auffeniiaiuielssiatistik (A ntf.su«> 

lim vvcim kein Aus( ii lit vri I: .uj vii:in-f[?) 


Nam e 


Postleitzahl, Wohnort/Sit;? 


Poslfach/Straße und Hausnummer 


Name 


Postleitzahl, Wolmorl/Sjtz 


Postfach/Straße und Hausnummer 


2. Nur bei Ansgang nach 
See oder rhein abwärts 

(vom WoM-iifuhuu zu eiSthiftsnum»; 

3. Ausfuhrnrt {zullt ..([enden Buchstaben aus dem Voidiucklcopf eiuli.ujeit) 

4. Anlaß der Ausfuhr (*. B. Vctk.ml, Konsignation, F.isalv.iioferung, Nach¬ 
lieferung, zu oder nach /.tjJlbc , <jün-difjlf , i Veredelung, zu oder nach ■Wirtschaft* 
lieber Veredelung. nach J.arjerung liii uuslündjsrhf: !<<•*luiung, Anlaß det Rück¬ 
sendung) 

5. Lieferbedingung (Vvorfsfelleng, z. Tk ab Werk Kühl, Ire! Grenze, fob 
Hamburg, c:H JSidunv, liei Puiis) 

6. Verpackung fAnz.ilil, V«*.- •os.ul und Mc kz- ichi.ii der Parksiücke; 
bei unveiparkten Wuion: Heinjih': nngsmiMH r:n! ,Nj. <;<]<*; Namen) 

7. Rohgewicht der Sendung m vollen kg 

ii, Verb rauch stand (in endo; Linie Land, in dein diu W.ihiu gebraucht oder 
vci iir.ituhl, Ihm r beitet odo. V! i iiI < !. \vr alcll. :,..*lk:(ij 

9, Käuferland (Land, in dem, di" aiißeiieilb des \Vii ? s<he Ms ■'lh helmnqsgonH'- 
fe<; <i • « l’i-isoti, du.; von dum Cü luelsarisiisMiiicn die. zur Ausfuhr he- 
filiinmieu VV.ocri ctwiiM, flirr u Silz oder gowidinlirhen Auk idhull lud, In 
allen ößjTgi n ‘t-'-illeii gilt ob; K.julei leid dos Lmpkii'ned und) 


Verladetajj Ausladehafen Firmenstempel 



PI. 


12 . 


Benennung der Waren 
mH genauen Angaben über die Warenart 


(bei Ansiuht < 
Veredelung <eh 
du v< 

t’i« i Sciic- 


*h liiueiiveriulc-'liniff, muh Lohn- 
zu: passiven Veredelung inub 

1 •lunqsui beilm nricgljeuj 


Warennummer 

(Nummer des 
Warenverzeich¬ 
nisses fiir die; 
Außenf) andels- 
slidistik) 


Ursprungs*/ 

Herstellungsland 

il.iind des Wirtschalls 
lirhcbungsgebiclcs 
- - z. 11. Hessen 
oder fremdes 
Wirtschaftsgebiet 
- z, B. USA — ) 


13. 


14. 


Menge 


Stück, Liter 

usw. 

(soweit in; Waren* 
Verzeichnis für die 
Außenhandels- 
Statistik vorgesehen) 


Reingewicht 
in vollen 
kg 


15. 


Gremübergangswerf 

(z. B.Wert frei Grenze, 
fob deutscher Seehafen, 
frei Einliefenuigs- 
poslansialt) 

in vollen DM 


■ cniiHimuio, jedes thSprung:. 7i 1. ;-,:<*]hnigslund, jede Ausfuhiatt, jede Veiedelunysatbeil besondere Zeile und besondere Angaben 



Anmerkungen; 

ln Grün druck: Umrandung oben und links; die rechte untere Ecke des Vordrucks; die Wörter „zugleich Aus fuhr anmeldung *)”, „An Zoll- 
stellci Postanstall", „Vtm Zollstelle/ PostanstaU an Statistisches Bundesamt", „*) Dieser Vordruck wird zugleich als statis tisch er Anmeldeschein 
für die Außenhandeisstafistik verwendet; insoweit ist Rechtsgrundlage das Gesetz übet die Statistik des grenzüberschreitenden Warenverkehrs 
(AHStatGes) vom 1. Mai 1957 {ßundesgescfzM. 1 S. 413)". 

ln Rotdruck: der Kasten in der rechten oberen Ecke mit den Wörtern ,,Nur für statistische Zwecke"; die fünf Kästchen neben dem Raum für 
die Angaben unter Nr. 3 bis 9; die Umrandung der unter Nr. 12 aulgetührten Nummern 01 bis 11; die drei zusammenhängenden Kästchen in der 
rechten unteren Ecke; die. Wörter „Eür jede Warennummer, jedes Ursprungs-IHerstellungshind, jede Ausfuhrart, jede Veredeiungsarbeii besondere 
Zeile und besondere Angaben". 
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Anlage AA, Blatt 1 (Rückseite) 


Für zollamtliche Eintragungen 


a) Geslidhings- 
Anmelde- 


bestätigung der Versandzollstelle 


7.1.1 r zollamtlichen Behandlung 
dorr A usl uhi sendung 
Die Ausl-nh i isl zu lässig. 

Zur Vot ausn nmeldung zugeiassen, *) 

: Dienststempel 


< ) I I I I i 1 f 1 ' 1 . i f j 


gestellt *) 
an gemeldet *} 


am 


um 


Uhr. 


b) Beschaubefund der Veisamlzollslelle und / oder der Ausgangszollsielle / Grenzkontrollstelle 


Zoidici i. 
u nd Nummern 

dm' Packslj 

Zahl und Art 

ficke 

Benennung der Waren 

li Me: 

i 

roh 
| kg 

nge 

rein 

kg 

Art der 

Nämlichkeitssicherung 

. . 


1 

| 


. 








i 


1 






[ 






! 





















. 

i 

i 

i 




: Dienststempel 

Orl und l ag 


c) Ausfuhrbestätigung 

h Die Nämlichkeit der vorcjeführlen Waren mit. den Angaben im Beschaubefund ist — nicht — geprüft worden.*) 

2. Die Sendung ist - nach Abnahme des unverletzt befundenen Nämlichkeitsmittels— von der Post zur Beförderung 
in das Ausland übernommen worden ausgeführt worden.*) 


()ri. imd I ug 

Stat. Anmeldestelle Nr. 

*) Nichtzutreffendes streichen. 


Dienststempel 


Für besondere Eintragungen 


Hinweis: Sofern der Name des Anskunfl.spNirht.igen nicht bekanntgegeben wird, dürfen die Ergebnisse der Außenhandelsslatislik nach Waren- 
arten, nach Irernden Landern und nach Bundesländern gegliedert veröffentlicht und Einzelangaben für den Dienstgebrauch an die fachlich zur 
ständigen obersten Bundes- und Laudusbehöidon weitergeleitet werden. 
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I. Ausfuhrgenehmigung 

Nr. 

vom. . 10. 


Hridistmomje. . 

gültig bis. 19.. 


!)J- ;»-.1 - 

\ stcriiiif.J ■ 


Anlage A 1, Blatt 2 



Durchschrift der 

Ausfuhrerklärung 

(§ 8 Abs. 3 der AulienwirtschaHsverordmiiig) 


AiiIhk<‘ \ I zur AH V 


Auduhroilen: 

A. Auifuhr aus dein freien Verkehr (auch aus Zolhiufsdiublagern) (AJ 

B. Ausfuhr aus Lager (insbes. Zolin jllager und Freüiafenlagei) (B] 

C. Ausfuhr nach Eigenvoredelung I (zoilbegünstigte aktive Veredelung {{} 

^ . . , . , . und entsprechende Bearbeitung oder 

D. Ausfuhr nodi lohn Veredelung [ Verarbeit urig in ZoJtfreigebieten) 1^1 

E. Ausfuhr zur pöisivon Veredelung (zollbegünstigte passive Veredelung) (E) 

Verbleibt beim Ausführer 


Vom Bundesamt für gewerbliche Wirb 
schaff, Frankfurt. M., zugeteilte Nummer 


AE 

II. Äusgdührt mH Versand-AE Nr. 


1. 


2 . 


3. 


4. 


5. 

6 . 

7. 

8. 


a) Ausfühier 

b] Ausstellungspflichtiger für die 

Au He uh and eis Statistik (AnquJ»- 

nur wenn kein Ausfuhrvort i <hi vorlioqM 


Posileitzahl, Wohnort'Sitz 


Postfach/Straßu und Hausnummer 


Postleitzahl, Wohnort/SiU Postfach.'Strafte und Hausnummer 


Nur bei Ausgang nach 

See oder rheinahwürls ....... 

{vom Wiiio’iliilniir zu criiim/en] Schifrsnume Ver’adeiag Auslacleliuftui Firmenstempel 

Ausfuhrarl (zutreffenden Buchs laben aus dem Vortlruckkopf eintragen) __ 

Anlaß der Ausfuhr (z. B. Verkauf, Konsignation, Ersatzlieferung, Nach- 
Jieforung, zu oder 'nach zoliboqümdirjtei Vcm edel;mg, zu oder nach v/ir‘.schaft- 

lieber Veredelung. nach Lugeiimg für ausländische Rechnung, Anlaß der Rück- ... 

send iintj) 

lieferbedingung (Wortstellung, z. R. ab Werk Köln, frei Grenze, fob . ... 

Hamburg, cif Sidney, frei Paris) 

Verpackung {Anzahl, Verpuikungsii!'! und Merkzeichen der Park stücke; ..... 

bei unverpackten Waren: Helüidio mujsmittel mit .Nr. oder Namen) 

Rohgewicht der Sendung u v.>ü. u t.s ... 

Verbrauchsland (in ei;;1.ei Linie l.tiud, in. dein die Waren gebraucht oder 

verbrauch!, Ihm i bi'ilef oder vei «u tieihu worden snllcnj ..-. 


9. Käuferland ff. and, in dem die aullei halb des Wii I;.*.• r<<31;s- Hi1):.i•:rsere" j; 0 - 
los (iimiissiip' Pi'imj;', die von rt'-m Geliietsansiissigcu die zur Auslnhr be¬ 
stimmten VVaien emviibi, ilii-u 1 1 ,• oder gewöhnlichen .AulenM'.-il! hat. kr 
allen übrigen Füllen gilt als Künlojlund das r mpfangslumi) 


Ui. 

r u. n 

12. 

| 13. | 

TT. | 

iS. 

Benennung der Waten 
mit genauen Angaben über die Warenart 

(bei. Ausiidir muh EigenVeredelung, nach l.ohi;- 
voredelung oder zur passiven Wiedc-jung .meh 
die Vi.!ieilehiiujsur bei te» < ingeben) 

Warennummer 

Ursprungs-/ 

Herstellungsland 

(Land des Wir [schafts-/ 
Erhehmigsgebioles 
— z. B. Hessen 
oder fremdes 

Wi rlsdidftsgebiet 
- — z B. USA—) 

Menge 

Grenziibergangswerf 

(z. B.Wert frei Grenze, 
fob deutscher Seehafen, 
frei Ein!iefernricjs- 
posfa ristatt] 

in vollen DM 

. _ , i 

fNummer des 1 

VVureri ver/ekk- | 

iiissos für diu ■ 

Auliuriliaudeis- ! 

Statistik) 

Stück, Liter 

US Wb 

(soweit im Waren¬ 
verzeichnis für die 
Außenhandels¬ 
statistik, vorgesehen) 

Reingewicht 
in vollen 
kg 

i • i i i jede Wfi rennii’mnur, jedes l.l :>;ji /He r* 

l:'diuri-';s!.::,e.d t jede Au 

sfuhrarl, jede Vererlet 

ungsarbeit bcsoiid c ru 

Zeile und besondere Angaben 




16, Rechnungspreis der nngegebenen Waren irr Yereinbader Wahrung j" 


(wenn ohne Entgelt „unentgeltlich" eia träger.) 


17, Fälligkeit der Forderung 


Mou.it Jahr 




Anmerkungen: 

In Rotdruck: Umrandung oben und linkt; dir rechte untere licke des Vo» drucks; die Wartet „Durchschrift der" und. „Verbleibt heim Aus¬ 
fuhr er 1 ' . 
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Nur für Sendungen 
im Werfe bis einschliejilitü 
1000 Deutsche Mark 


!. Ausfuhrgenehmigung' 

Nr.:x-^ 

vom.. 

1 k)ciis.^^n(]?*%:■' . 
gültig bis . 


1 )iriisl- 


Deo Vordruck nicht io roter Schrift ausfüllenl 

Klein-Ausluhrerklärung 

(§ 8 Abs, 3 der Außenwirtschaftsverordnung) 

zugleich 

Klein-Ausfuhranmeldung *) 

Ausfuhrarten: 

A. Ausfuhr aus dem freien Verkehr (A) 

B. Ausfuhr aus hager (B) 

C. Ausfuhr nach Eigenveredelung (C) 

I). Ausfuhr nach Lohnveredelung (D) 

E. Ausfuhr zur passiven Veredelung { 

An Zollslelle / Postanslall 

Von Zollsfelle / Postanstalt an Statistisches Bundesamt 


Anlage A 2, Blatt 1 (Vorderseite/ 

- - ; -- -N vä > r' 

Anlage A« zur AffV 

Muster 4 a der Außenhandelsstatlstfk 

Nur für statlstlsdtie Zwecke 1 


II. Ausgeführf mH Versand-ÄE Nr. 


1« a) Ausführer 


Wohnort oder Silz 


Straße und Hausnummer 


b) Ausstellungspflichtiger für die 

Außenhamhdssfatistik (Angabe; 
um ■wenn kein Auidubi v*• 1 1 ruy v'u liegt) 


Wohnort oder Sitz 


Straße und Hausnummer 


2, Nur bei Ausgang nach 
See oder rheinabwärts 

(vom Wimmführor zu ergänzen) 


(vom Wurenführcr zu ergänzen) Sdiilfsnanie Yorladetag 

3. Ausfuhrart (zuUcffonden Buchstaben aus dein Vordrmkkopf ein tragen) ............ 


4. Anlaß der Ausfuhr (/.. n. Verkauf, Konsignation, Ersatzlieferung, Nach¬ 
lieferung, zu oder muh wii tschalllkher Veredelung, noch Lagerung für aus¬ 
ländische lteäiminy, Anlaß der Rücksendung) 


Aus Ladehafen 


Firmenstempel 


5. Verpackung (Anzahl, Veip.Kkurigsnrt und Merkzeichen der Täcks Lücke; 
bei unverpackten Waten; Befbukuungsm Eitel jrtiL Nr. oder Namen) 

6. Rohgewicht der Sendung In voptm kg 


7. Verbrauchsland 


Benennung der Waren 
mit genauen Angaben über die Warenart 

(bei Ausfuhr nach Trigonveiedehmy, narb I.oLn- 
Veredelung oder zur passiven Veredelung «oirn 
die Vcredclungsarboilen omjebenj 





10. 

11. 

__| 

Warennummer 

Ursprungs-/ 

Menge 

(Nummer des 
Warenverzeich¬ 
nisses für die 
Außonhandels- 
statistik) 

Herstellungsland 

(Land des Wirtschafts-/ 
Erhebungsgebietes 
— B. Hessen — 

oder fremdes 
Wirtschaftsgebiet 
—• 7 . B. USA ) 

Stück, Liter 
usw. 

(soweit im Waren¬ 
verzeichnis für die 
Außenhandels- 
Statistik vorgesehen) 

Reingewicht 
in vollen 

kg 

_ 


Grenzübergangswert 

in vollen 
DM 


Für jode Waronimminer, jedes Uisprunys-/Hoisfellunysland, jede Ausfuhrait, jede Veredolungsarbeil. besondere. Zeile und besondere Angaben 



14. Ich versichere, daß die Angaben richtig sind. 


Ort Tag Firmenstempel und Unterschrift 

*) Dieser Vordruck wird zugleich als statistischer Anmeldeschein Ihr die Außenhandelsstatistik verwendet; insoweit ist Rechtsgnindlage das Gesetz 
iiber dir .Statistik dos grenzüberschreitenden Warenverkehrs (AHStatGes) vom 1. Mai 1057 (Bundesgeselz.bl. I S. 413) 



Anmerkungen: 

In (-ir und ruck: Umianduug oben und links; die rechte untere liehe des Vordrucks; die Wörter „zugleich Klein-Ausfuhranmeldung *)“, „An 
Zoilstelle/Postcwslult “, „Von /.ollstelle!Posinnslali an Statistisches Bundesamt”, „*) Dieser Vordruck wird zugleich als statistischer Anmeldeschein 
für die Außenhandelsstalistih verwendet ; insoweit ist Rechtsgrundlage das Gesetz über die Statistik des grenzüberschreitenden Warenverkehrs 
(AI1K iutGcs) vom 1. Mai 1937 (Bnndesyvsetzb}. 1 ,S. ■113)”. 

ln Rotdruck • der durchhroehene Rathen in der Unken oberen licke; der Kasten in der rechten oberen Ecke mit den Wörtern „Nur für 
statistische /.wecke”; die fünf Kästchen neben dem Raum für die Angaben unter Nr. 3 bis 7; die Umrandung der unter Nr. W auigeluhrtcn 
Nummern 01 bis 11; die drei -zusammenhängenden Kästchen in der rechten unteren Ecke; die Wörter „Für jede Warennummer, jedes Ursprungs- 
Herstellungsland, jede Ausiuhratt, jede. Veiedchuiysarbeit besondere Zeile und besondere Angaben". 
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Ani'iyP A Rlcui / i Fl fielt seit ei 


Für zollamtliche Eintragungen 


a) Gesfellungs- 
Anmelde- 


bestätigung der Versandzollstelle 


/nt zolhrmlIifI hmi Behandlung gestellt*) 

der Ausl uhrsriiduny onyeiueldet*) 

Die Ausfuhr ist zu Bissig. 

/.ui Voran san mul dunq zügele, ssen.*) 


Oit und Tug 


um. Uhr. 



h) Re. sch. » u hot a ml der VorsawdzollsteSle und/oder der AustjaugszoHstelle / Greinzkontrcilstelie 


! ! 

Zeichen und Nr. 1 Zahl n. Art I 

1 ! 

der Pack stücke | 

J 

Menge 

, Benennung der Waren \ , 

roh 1 röin 

| 'kg | kg 

Ari der 

i Nämlichkeitssicherung 

i 1 

i 

1 | 

1 



i 

i 

i 

i 

| 

i 



. j 


i 

.i. 

j i 

! . 

i i 

! 1 

j 

i 

! 





i 

i 


i 

i 

: 









| i 

j 


i 

! 

. I 


i 





! 







1 


| 





1 


1 

I 




c) Ausfuhrbestatigung 


1. Die Nämlichkeit der voryelübrlen Weiten luit. den Angaben im Beschaubefund ist — nicht — geprüft worden.*) 

2. Die Sendung ist—-nach Abnahme des unverletzt befundenen Nämlichkeitsmittels •— von der Post zur Beförderung in das 
Ausland übernommen, worden - ausgefühlt worden. *) 


Ol t lind Tag 

Slat. Anmeldestelle Nr. 

*} Nldilzulrofft'mke; st midien. 



Für besondere Eintragungen 


Hinweis: 

Sofern der Name des Auskiinftsptlichtigcm nicht bekanntgegeben wird, dürfen die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik nach 
Warenarten, nach fremden l.mulmn und nach Bundesläfidein gegliedert veröffentlicht und Emzelnnqaben für den Dienstge¬ 
brauch an die l ech lieb zuständigen obersten Bundes- und Landosbehörden weitet geküfei werden. 
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Anlage A 2, Bia:!, 2 


Nur für Sendungen 
im Werfe bis einschließlich 
1000 Deutsche Mark 

i, Ausfuhrgenehmigung 


Durchschrift der 
Klein-Ausfuhrerklärung 

(§ 0 Abs, 3 der Außenwirtschaitsverordnung) 


Anlage A S *ur AWY 


f iörhstmenqr 
gültig bis. 


i )i<’tisl- 

slt'lHjir! 


Ausfuhrarten: 

A. Ausfuhr aus dem freien Verkehr 
II. Ausfuhr aus Lager 
C. Ausfuhr nach Eigenveredelung 
I). Ausfuhr nach Lohnveredelung 
Li. Ausfuhr zur passiven Veredelung 

Verbleibt beim Ausführer 


fl. Ausgeführl mit Versand*AE Nr. 


1. a] Ausführer . 

1>) AussleUungspffichtigcr für die 
AufleuhiHideisslatistik (Anquhe. 

iiu: wenn kein Aüshthivf’i Ir.ttj voilfeyt} 

2. Nur bei Ausgang na<h 

See oder rheinabwärls . 

(vom Wal enfüliror zu (:iijlinzen) 


Verladetag 


Wohnort oder Sitz 


Wohnort oder Sitz 


Ausladehafen 


Straße und Hausnummer 


Straße und Hausnummer 


Firmenstempel 


3. Ausfuhral l f/'il i'-fferjden !h..heil 


■m Voidrmkkopf eintruqon) 


4. Anlaß der Ausfuhr [/.. H. Vrik.mf, Komb . ilitm, Fjmitz.Iicfermiq. Nach- 

lie fciunq. zu oder h,u!i \vi: !m h.M nrrhei Veiedehmq, midi hiiqerunq für aiis- 
iümlisehc Rechnung, Anlaß der Rode- .' 11 *it = 11 <jj 

b. Verpackung (Air/uhl, Vei |t t id-.unq:;arl. und too;k/ehhen der Parkstürkc; 
bei U!5 Vf'J ijacUt ru Waren: Jtelöi <'ci immnn dh-l mit Ni, oder Namen) 


0. Rohgewicht der Sendung in-, ui: 


7. Verbr.nichsbmd 


Benennung der Waren 
mit genauen Angaben über die Warenart 

ei Ausfuhr llü'h lu-fiMivr i'ih-i II1) i|, ts-ldl holl 
iledoluuq fidel ','iir ven V ' 1 i'i-i!i 11 ik; ,:U 

die Vei (/deintituai i beiten nuqehenj 

j : i ; jede Wii ; >-mi um :m T, je de:; Uinjiiu: 


Warennummer ‘ Ursprunos-/ 
Herstellungsland 

_ (Nummer des (Land des Wirtschafts 
W a n;» v i : i z e > r h - liihebunqsqobietcii 

nisses für da: — •/.. B. fb'ssnn -- 

Au'R-nliimdels- oder fremdes 

s I fl I, s j j |,. i W i 1 1 s eh ii ff sq eh i p 1 


Menge 


iici iicuuiiyjiaiiu T jtpr 

and des Wirtsdiafts-/ * >luuv ' luu 

luhubunqsqobicfcs US W. 

— z. B, fh'ssnn -- (soweit im Waren- 
oder fremdes Verzeichnis für die 

W i r t s ch <) f? sq eb i p t Außenhandels* 

■ - ■/.. 1>. USA —1 Statistik vniqp^ehenl 


Reingewicht 
in vollen 
kg 


Grenzübergangswerf 

in vollen 
DM 


Ue-älenqsland, jede AusU,hiait, jede Vcrodclungsarbcit besondere Zeile und besondere Angaben 



Anmerkungen: 

ln Rotdruck: Umrandung oben und links; die Wörter „Verbleibt beim Ausiührer 
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Anlage .4 3, Blatt 1 (Vorderseite) 








f. Ausfuhrgenehmigung 

Nr. 

vom. 19. 

Hoch?» (menge . 

gültig bis. 19 . 


; Dienst- 
'• Stempel 


Versand-Ausfuhrerklärung 

(§ 12 Abs. I der AuOenwirtschaftsVerordnung) 


Anlage Alt *m* AW V 

Vom Bundesamt für gewerbliche Wirt¬ 
schaft, Frankfurt'M. zugeteilte Nummer 


Ausfuhrarten: 

A. Ausfuhr aus dem freien Verkehr 

B. Ausfuhr aus hager 

C. Ausfuhr nach Eigenveredeluncj 
I). Ausfuhr nach Lohiiveredeiuug 

E. Ausfuhr zur passiven Veredelung 


1. Ausführer 


Wohnort oder Sitz 


Anschrift der Versandzollstelle des 
Aus führe rs 


Straße und Hausnummer 


2. Nur bei Ausgang nach 
See oder rheinabwärls .. 

(vom Watenführer zu ergänzen) 


Schiffsname 


Verladetag 


Ausladehafen 


Firmenstempel 


3. Ausfuhrart (zutreffenden Buchstaben aus dem Vordruckkopf eintragen) 


4. Verpackung (Anzahl, Verpackungsart und Merkzeichen der Packstückej 
bei unverpackten Waren: Beförderungsmittel mit Nr- oder Namen) 


5. Rohgewicht der Sendung in vollen kg 

6. Verbrauchsland 


Benennung der Waren 
mit genauen Angaben Uber die Warenart 


8. j 

9. 

Warennummer 

(Nummer des 
Warenverzeich¬ 
nisses für die 

Außenhandels¬ 

statistik} 

Ursprungsland 

(Land des Wirtschafts¬ 
gebietes 

— z. B Hessen — 
oder fremdes 
Wirtschaftsgebiet 
— z. B. USA —) 


Menge 


Stüde, Liter 

usw. 


passiven Veredelung auch die Veredelungsarbeiten. angeben) 


bür jede Waroninntimor. jede* Ursprungsland, jede Ansfuhrorl, jede Verödelungsarbeit besondere Zeile und besondere Angaben 


Reingewicht 
in vollen 
kg 


■M 

\M 

ss 

it 







f 

■ ’x 
: i' 5 l 

t- 




f 


* 


!A;:\ 


% 

m 

n- 

\ h 

I v 


& 



A mnerhangen: 

Umrandung: s c h \v a r ■/. 

in 11 o I d r iic k : dir Wörter „Für jede Warennummer, jedes Ursprungsland, jede Ausfuhrart, jede Veredehmgsarbeit besondere Zeile und 
besondere Angaben ”. 
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Anlage A ä, BiaII 1 (Rüekaeitef 


Für zollamtliche Eintragungen 

^ AnnH'lde'^ 8 bestätigung der Versandzollstelle 


7iü /n:1. 1111 1iallen Behandlung 
der A iistuiirsi’iidiing 
Diu Ausfuhr isl zulässig. 

Zui Voruusanmedlung zu ge fassend" 


! n t um) ] iifj 


gesiebt*} 
j-n gemeldet*) 


am 


um 


Uhr. 


/ 

i Dienststemjiei 

V 


\ 


h) Beschaubefund der Versandzotlstelle und / oder der Ausgangszollstelle / Grenzkontrollstelle 


Zeichen und Nr. ’ Zain i.Ait 
i 

der Pack .stücke 


Benennung der Waren 


Menge 


roh 

kg 


rein 

kg 


Art der 

Nämlichkeitssicherung 



c) Ausfuhrbestätigung 

1. Die Niimiirlike;( der vuigelullt Um Waren mit den Angaben im Beschaubefund ist — nicht - - geprüft worden.*) 

2. Die „Sendung isl ■ - nach Abnahme des unverletzt befundenen Nämlichkeitsmittels - - von der Post zur Beförderung in das 


Ausland übernommen worden --ansgeführt worden.*) 



Für besondere Eintragungen 


Hinweis 

Die Versand-Aushit : er k i-u mm wild der A us tali i a a meldung ; Klein-Ausfulum nmeldung aoqe.be fl ei und dem Statistischen Bundesamt, 
Wiesbaden, tiluu sandl [J; : ? Abs. 1 AI ISUlDVb 
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Anlage A 2, Blad 2 


I. Ausfuhrgenehmigung 


vom. 


Hochs tun enge ..... 

gültig bis .. 19. 


Dienst* 

sturupe 


Durchschrift der 
Versand-Ausfuhrerklärung 

(§ 12 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung) 
Ausfuhrarfen: 

A. Ausfuhr aus dem freien Verkehr (A) 

B. Ausfuhr aus Lager (B) 

C. Ausfuhr nach Eigenveredelung (C) 

D. Ausfuhr nach Lohnveredelung (D) 

I*. Ausfuhr zur passiven Veredelung (E) 

Verbleibt beim Ausführer / Versender 


Anlage A3 Kur AWT 

Vom Bundesamt ttlr gewerbliche Witl- 
sdiatt, Frankfurt/M. zugeteilte Nummer 


II, Hauptzollarnt / Zollamt 


Anschrift der Versniidzollslelle des 
Ausführers 


1, Ausführer ...,. 


Wohnort oder Sitz 


Straße und Hausnummer 


2. Nur bei Ausgang nach 
See oder rheinabwürls 

(vom Waren fühlet zu ergänzen) 


Säiiffsname 


VerUidetcig 


Ausl adeluiten 


Firmenstempel 


3, Ausfuhr»!rl {/utieJ'fonden Buch .I.it.cm aus dem Votdruckkopf cintragctt) 


4. Verpackung (Anzahl, "Wrp.i<tum<:s«i»t und Merkzeichen der Fdckstüdtc; .. ........... 

bei unverpackten Waren; I 5 i-i<>itleinngsmii ie! mit Nr. oder Namen) 


5. Rohgewicht der Sendung m ■-.> <n r<j 


b. Verbrauchsland 


Benennung der Waren (Nummerdes .stück. Liter 

mit genauen Angaben über die Warenart warenvcn.ei*- i Irad ' Uw. 

(bei Ausfuhr mi<h Ki<i<m.vere<Tolin,r|, jtödi I-ohnverodelung oder zur nisses für die 7 ., B. Hessen —- (soweit im Waren- 

- -\ t ^ i er . | - ■. ,, y . Aiißcjilifiiiclf'ls* odt-M'fiVerzeichnis ftir die 

jtaswvcn Vc.-od, 0 'J« d;e Vcrcüclujigsaructlcn üiiycben; Aui*uMi«naM* . A:«» AuRenFar,api«. 


Warennummer j U[sprui)9s | an(i 


Menge 


Außenhandels 

Statistik.) 


oder fremdes Verzeichnis für die 

Wirfsdiaftsaebiet Außenhandels- 

—• 2. B. USA —] Statistik vorgesehen) 


Reingewicht 
in vollen 
kg 


i iir jede Watemmiriiner, jedes Uis|>mi)fjst,ind ( jeder Ausfnhravt, jede Veredelimrjsarbeif. bfisondeie Zeile und besondere Angaben 



Anmerkungen: 

ln Ro Ui ruck: Umrandung oben und links ; die Wörter „ Verbleibt beim Ausführer I Versender' 
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Anlage A 4 


A 4 zur AWV 

Kohle-Versand-Ausfuhrerklärung 

(§ 20 Abs. 1 der Außenwirtschaüsverordnung) 


Von Ausgangszolistelle/Grenzkontrollstelle an 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, Außenstelle Essen, Rellinghauser Straße 6 



.....••••—•. Ausgangszollstelle***) | 

Ort und Tag Grenzkontrollstelle***) |.* •*) .... 

Freihafenamt***) J 

•) Angabe kann unterbleiben. i ....... 

•*) Bei Steinkohlenkoks auch Angabe erforderlich, ob Zechen-, Hütten- oder Gaskoks. Unterschrift 

♦•*} Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage A o, Blatt 1 (Vorderseite) 

Vor Ausfüllung Rückseite beachten! Anlage A3 *m* AWV 

Antrag auf Ausfuhrgenehmigung 

(§ 17 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung) 


An das Bundesamt für (jewerbliche Wirtschaft oder das Bun¬ 
desamt Jüi (:in«ilim ii c| und Foislwh Isduifl, Frankfurt am Main 


Name und Anschrift des An!ragsteilors: 

i 


| Nur für amtliche Vermerke j 


den 

Genehm jgungs-Nr.; 

Gültig 

bis 


Gcsdiäfts-Nr. ries Antragstellers: 


den . 196 


Fernruf / Fernschreiber 


1. Nr. des Warenverz. ! d 

Anbei ihn ii.de 1 ssl<t fisti k ; 

2. Benennung der YVarefn) 

n.H'li der .Aushihr1äs!e: 


3. Genaue Beschreibung der Ware(n): .. 

(inotjIi(hsI. Vo \vendu nqs/weck und ierhnbuhe Daten) 


Wo kstolf-IMi. 1 j y.w , Analyse: 

4. Menge»; SI tick, Mm, qm usvv.- .. 

(Frtüiilei uiKj Ni. 4 henrhi.en h 

Rcmgowicld kg: . in Wörtern kg: . 

5. Gren/iibergangsv. erl: .. 

(i. Käuferland: . .. 

7. Käufer: .1. 

8. Verbra uchsla nd: . 

9. Empfänger (Endverbleib): . 

10. Ablauf der vorgesehenen l.ieieitrist am: ... 

11. Für das obige Ausfuhrgeschäft ist noch kein Antrag auf Ausfuhrgenehmigung gestellt 


| Code-Zeichen: . 

Eingangstag: . 

Tcjb.'Ni.; . 

Rückfrage am: . 

mit Formblatl-Nr.; 
Kennzeichnung: . 


Meng cm ab schreiben g 
Verbleibskonti olle: 


ini ni(’n.stouijjel und 


Unterschrift des Antragstellers 


Entscheidung: genehmigt — abgelehnt 

Ausyangs-Tgb. not.: . 

Genehmigung 1 

I Ablehnung / aoyesancu. 

Statistik: . Hollerith: .... 

Z. d. A. 


Verlängerungsantrag eingegangen : 

Iqb.-Nr.: .. 

Verlängerung genehmigt bis: . 

abgelehnt: . 

abgesandt am: . 

Z d. A. 

Bemerkungen : 

mw limii«n tmmi w n ■ n ■ ■ 


Anmerkungen: 

In llotdruck: die Wollet „Vor Ausfüllung Rückseite beachten„(Erläuterung Nr. 4 beachten!)". 
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Erläuterungen 

1. !)<;•] Vordruck salz ist vom Am! i ugslrlli-i in Maschim nschrin auszu- 
füllen. Die liinl i aguiigeii dtirlen nicht. geändert, gestrichen oder 
Jüdiei l werden. Nicht m d mingsgeinuß ausgeftdlle Anträge weiden 
zurück ge wiest‘ii. 

2. ist die Ware im Warenverzeichnis für die Auhenhamlel.sslatisfik mit 

mehreieil Nummern Jrrzeit(inet, so sind alle Nummern ati/.uqeben, 
die sich < 111 1 die iird ief Iende Waie beziehen. 

3. Die Waie ist nuslidi! liiii, müqlichsl 1111 1 < \\-t i nk tei isi ischcni Angaben, 
zu. besch reiben. Die Abmessung, die WaHni/usammetiselv.i.ing und 
der V'f‘i^vvendungs/.weck sind auzuqcben. 

Beispiel: Bei In e i loi Hin li m jedes! in k t • r i und lehn von (ierule.ii der 
Vo wendungs/vveek. bei Dieselmtdoren die PS- und Um¬ 
drehungszahl; bei Drehbänken die Npilzenhöhe und-weile; 
bei Kugellagern der innere Duo lime/ser; hei Chemikalien 
die /.nsammen.sei'/uhg, sofern « s sidi um Gemische, Ge¬ 
menge oder zusummengrsH/ 1 «’ W.i:en handelt (bei clicnii- 
' hen l.irzeiignissr n Angulmn dei Fin/elrnerigcii, der Xu- 
Siiinmeusel/uinj nsw. niihi. ■■ e !-:>•<j<• 1 1ich, wohl aber dei 
I luuplan teile). 

Reiclil. der Raum im Vonbiuk ihr du .e Angaben cuclil aus, so sind 
weitere Angaben zu indem Blai! de-, Voidtucks auf einer besonde¬ 
ren Anlage zu madum 

4. Die Menge der VV.ne isi gr*u.iu muh Sl ürk zahl, nach laufenden 
Meiern, Kubikmetern und mmli ihrem i.owiehJ, hoi Massengütern 
nur nach ihrem Gewühl, zu Imzouhneu. Ungenaue Angaben, wie 
„ca." oder „etwa" genügen meid. Bi am heiddiche Gewiehlslolerunzen 
können ciej' zur Ausiulu vorgeseheneii Menge /ugescblugen werden. 

Beispiel: voi'gesehene Menge: 1000 kg 

Toleranz: 100 kg 

es sind dulmi mv/.ngeben 1000 bis 1100 kg 

5. (Iren/.Übergangs wert isi Imi der Anslulo dei lheis der Ware, der 
uider den Bedingungen des Leien Well ho werbs /.wischen voneinan¬ 
der unabhängigen Vor! iugspai Imu n im Ausl ubrgeschüfl: erzielt wei¬ 
den kann und alle Kosbui Im ih n Veikuul und für die Liederung 
dei Waren (Vei I liebskos 1 <m) 

im Land ve rkeii r, l.ullvoikoht und Hi nneiiscli i lls verkeil r: fr.-« 

(1 1 en/e, 

im Seeverkehr: lob deulscher Seehatrii, 
im Posl. verkehi : Irej Idiilielei ungsposlanslall, 
bei Lieferung als Sibills- und bull t alo zeugheda i I: 
frei an Bord des Puhr/engs 

cnlbäll, ohne Rücksicht daran!, ob diese Kosten tatsächlich ent¬ 
stehen und wer sie l ragl. Zum (iien/uhcigunqswciT gehören riidil; die 
in den Wüh i umjsgebiel.eu der DM ()s| atibilienden Vor I riebskosteri 
Bei der Bildung des ( irm/iibeigaugswet los sind die Vorschriften 
über die Bemessung des /<d|worics rruspivdiriif] an/uwenden. 

Als Gronzübeiqnnqswci! gill 

1. bei der Ausfuhr muh Lohn Veredelung der lud der Binlulir an- 
genieldefe Gien/übergungswei I. der um veredelten Waren zuzüg¬ 
lich aller im Wirl.sclmItsgebnd für die Veredelung und für die 
Belüiclerimg der Waren en|slandeneii Kosten., einschließlich de 
Wertes der /minien und des auf die veredelten Waren en!fallen¬ 
den Wertes verwendeter Voi Ingen d('S Au(l. raqgebers; 

2. bei der Ausfuhr von Waren, die im Zusammenhang mit dem 
vorangegangenen Ki 11 iid 11 ges(•(ta11. zurii<:kgesaridI werden, (zuriick- 
gesandte Waren), der beim vorungeguiujenen Gronzübeigung an- 
gemeldete (üeii/überquiigswerl. 

Beispiele: (frrur/über cjnnqswei > lud L.ielei Bedingung 
„frei Grenve'' odet 

„fob Bremen' ■ Rcrli nuiigsprei.s ; 

„ab Werk" Rmciuiimgspreis zuzüglich der 

i racbi , Vorsjrhemnqs- und son¬ 
stigen Kosten bis zum Greu/.ort; 
„cif Bombay'' Rechnungspreis abzüglich der 

Ibacld-, Versicherungs- mul son¬ 
stigen Kosten vom Greii/ort bis 
Born ha y. 

Fehlt eine Grundlage lüi die Berechnung (h's Gtrnzübergangswer¬ 
tes, so isi er zu sHiül/en und. mit dem Zu salz „gesell." zu kerui- 
zeiclin on. 

6. Käuferland isi das Lund, in dem die außerhalb des Wirtschafts¬ 
gebietes ansässige Person, die von dem ( tebiel.sansässigen die zui 
Ausfuhr bestimm len Waren erwirbt, ihren Silz oder gewöhnlichen 
Aufeiilhult hat., ln allen übrigen Fällen gilt als Käuferland das 
Empf angsbiml. 

7. Der Käufer und der Empfänger der Waie ln midien nur angegeben 
zu werden, wenn die Ausfuhigeuehmigung für eine Ware beantragt 
wird, die in Feil 1 der Ausltdu 1 isie auigeli'tlirl ist. 

8. Verbrauchsland isi das Land, in dem die Waren gebraucht oder 
verbraucht, bearbeilet ortei vorni beiLei. weiden sollen. 

Als Vet bi (Hidisbind gilt: 

1. bei der Veräußerung von Seeschiffen (bis Land, in dessen Schiffs¬ 
register das Schilf eingetragen werden soll, sonst das Land, 
dessen Flagge das Schiff nach seiner Ablieferung führen soll, 

2. bei Waren, deren Vo rb rauch sl and nicht, bekannt ist, das Fmp- 
fangsland. 

8. Empfänger ist der gebietst!emde Abnehmer, bei dem die Waren 
gebraucht oder vorbraucht, bearbeitet oder verarbeitet werden sol¬ 
len, 


Anlage A 5, Blatt 1 (Rückseite) 


Hinweise: 

1. Die Ausfuhrgenehmigung wird im allgemeinen auf sechs Monate 
befristet, ln begründeten Fällen kann eine längere Frist bewilligt 
werden. 

2. Ein Genehmigunysbescheid ist, der Genehmigungsstelie unverzüglich 
z 111 ii ck 7. u g eben, wenn 

1. die erteilte Genehmigung ungültig wird, bevor sie ausgenutzt 
wurde, 

2. der Begünstigte die Absicht au [gibt, die Genehmigung auszu- 
nnl/.en, oder 

3. der Bescheid, der nach Verlust durch eine Zweitausfertigung er¬ 
setzt worden war, wieder aulgefunden wird. 

3. Dei Antragsteller hat seine Unterschrift nur auf dem Aniragsvnr- 
druck zu leisten. 
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Anlage A 5 , Blatt 2 (Vorderseite) 

Anlage 1 5 zue VAVV 

Ausfuhrgenehmigung 

(§17 Abs. 1 der Außen wirtschafts Verordnung) 
zusammen mit dem Ausfuhrschein der Versandzonstelle vorzulegen 

NICHT ÜBERTRÄGBAR 


Name und Anscbrifl des Anli agstellers: 


Gesehäfls~Nr. des Antragstellers: 


den .. 196 . 


__ _ _ ___! Fernruf / Fernschreiben 

1 Kr. des Warenvcrz. I d 

Anl:ienImndelssl<iIisii!•>: ..... 

2. Benennung der Ware(») 

nach der Aushili ilisle ■ .. ....... 


'I. Genaue Beschiel Innig dev \V o re (u): . 

(möglichst Verwendimgs/wo< k rinti 1 echirische Daten) 


Wet kslolJ-Nr. Ir/.w. Analyse: ..... {Code-Zeichen: 

4. Menge; Stack, Ihn, qm usw.: . ... ..■... 

(Erläuterung Ni . 4 brach!rm !) 

Reinqowiehl; kg: . . in Worten kg: 


5. Grenzübergangswerl 

6. Käuferland: ... . 

7 . Käufer:.. 

8 . Verbrauchs]and; . 

9. Empfänger (End verbleib); . . 

10. Ablauf der vorgesehenen Lieferfrist am: 


Die Ausfuhr wird genehmigt. Diese Genehmigung befreit nur von der Ausfuhrbeschränkung des 
Außen wirtschul lsgesel/es und der auf Cu und dieses Gesetzes erlassenen Rechts Verordnungen. 
Andere Verboie und Beschränkungen bleiben unberührt. 


• Dienstsiegel : 


Anmerkungen: 

Aul Wosscneichcnpnpicr, holsJrci, rcayenzlähig, Farbe hellblau, ln Rot druck : die Wörter „NICHT ÜBERTRAGBAR". 
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Anlage A 5, Blatt 2 (Rückseite) 


Für zollamtliche Eintragungen 




u;-s 

; Ausl ii hi 'sc heu i.s 

i 

1 

1 

i 

Menge der Waren 




Tcitf v 

A :jm li: f:i 1 ju nq 

0 (!rr (Irr 
; Veiixind- 

Auslnlir- 
erk Uii'iinq 

Würcpiiimiinci 

i 

Stück, lfm, 

■ qm usw. 

1 

Reingewicht 

kg 

Dicnstslempel 
der Versündzollstelle 




2 


4 

5 

6 
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Anlage A 5, Blatt 3 (Vorderseite) 

Anlage 4 5 zur VWV 

Durchschrift der Ausfuhrgenehmigung 

(§ 17 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung) 


Zu .Stimmen mH der A ti s f u big e n e h mi g ung 
der Vcrsand/ollsJolle vor/, ule gen 


Geschafts-Nr, dos Antragstellers: .......... 

.... den . 196. 


Fernruf / Fernschreiber 

1. Nr. des Warenvor/. f. d. 

Aulhmhandolsslalisfik : ..................... 

2. Benennung der Ware(n) 

nach der Aiisluhrlisle: . ..... 


3. Genaue Beschreibung der Ware(n): . 

(möglichst Verwendungszweck und technische Daten) 


Name und Anschrift des Antragstellers: 



Werksloff-Nr. bzw. Analyse: ........ | Code-Zeidien; 

4. Menge: Stück, Ifllt, qm usw.: ........ 

(Erläulerung Nr. 4 beuchten') Bedingungen, Befristungen, Auflagen, 

Reingewicht kg: ..... in Worten kg: . Widerrufsvorbehalt 


5. Grenzübeigangswei l: ..... 

6. Käuferland: .. 

7. Käufer:. 

8. Verbraudisland: .. 

9. Empfänger (Endvei bleib): .. 

10. Ablauf der vorgesehenen Lieferfrist am: 


Die Ausfuhr wird genehmigt. Diese Genehmigung befreit, nur von der Ausfuhrbeschränkung des 
Außenwelt Isohaflsgeseizes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts verordn ungen. 
Andere Verhole und Be.sei trank ungen bleiben unberührt. 


Rechtsbehelfsbelehrung ist beigefügt 
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Von Vcrsancizollsleito nach Ausnutzung, spätestens 
nach Abtauf de*' (»iiltigkeitsfrist zu senden an 


Anlage A 5, Blatt 3 (Rückseite) 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
oder Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft 


Für zollamtliche Eintragungen 


T.iff der 

A bs<"!t ? ('t i> 11 n(j 

Nummer des 

A nstuhi s( heim-, 
oder der 

Voi sund- 

i 

| 

1 

WdJtMHiUinniC’j 

Menge de 

M' Waren 

I 1 

Dienststempel 
<1 e i V e rs a n d 7 o 1} s t e 11 o. 

1 

Ausfuhr- 
t m k 1 4 j rjint] 

2 

3 

Stück, lfm, 
qra usw. 

4 

Reingewicht 

kg 

5 

6 


genehmigt sind: 


i 
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Anlage A 5, Blatt 4 

Anlage A 5 /nr AWV 

Durchschrift des Antrages auf Ausfuhrgenehmigung 

(§ 17 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung) 


/um Verbleib beim Antragsteller 


Name und Anschrift des Antragstellers: 


j Nur für amtliche Vermerke | 


den 

Genehmigungs-Nr.: 

Gültig 

bis 


Geschäfts-Nr. des Antragstellers: . 

.. den . 196 

Fernruf / Fernschreiber 


1. Nr. des Warenverz. f. d. 
Außcnhandelsslatistik: . 

2. Benennung der Ware(n) 

nach der Ausfuhrllste: , 


3. Genaue Beschreibung der Ware(n): .. 

(möglichst Verwendungszweck und technische Daten} 


Werkstoff-Nr. bzw. Analyse: ... 

4. Menge: Stück, lfm, qm usw.: . 

(Erläuterung Nr. 4 beachten!) 

Reingewicht kg: . in Worten kg: 


5. Grenzübergangs wert: . 

6. Käuferland:. 

7. Käufer:... 

8. Verbrauchsland: .. 

9. Empfänger (Endverbleib): . 

10. Ablauf der vorgesehenen Lieferfrist am: 


|Code-Zeichen: 



4 
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Anlage A 0 


Anlage A 6 zur AWV 


Anmeldung zur zollamtlichen Behandlung der Ausfuhrsendung 

(§ 9 Abs. 2 der Außenwirtschaftsverordnung) 


(Bei der Versandzollstelle zusammen mit dem Ausfuhrschein/ 
der Versand-Ausfuhrerklärung abzugeben, wenn die Ausfuhr¬ 
sendung nicht unmittelbar bei der Zollstelle gestellt wird.) 


In meinen Geschäftsräumen/meiner Wohnung: 


Ort, Straße, Hausnummer, Gebäudeteil 


wird / werden am 


von 


Uhr bis 


Uhr 


z. B. Maschinen, Spielwaren usw. 


verpackt oder verladen werden. 


Firmenstempel und Unterschrift 


Die Anmeldung ist rechtzeitig, spätestens zwei Stunden vor Dienstschluß am Tage vor Beginn des 
Verpackens oder, bei offen zu verladenden Waren, vor Beginn des Verladens abzugeben. 
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Anlage A 7 (Vorderseite) 






Ausfuhrgenehmigung 


vom . 19. 


Höchstmenge . 

gültig bis . 19. 


Anlage A 7 zur AWV 


Vor Ausfüllung Rückseite beachten! 


Ausfuhrkontrollmeldung 

(§ 15 Abs. 6 der Außenwirtschaftsverordnung) 


: Dienst* 
• Stempel 


An Ausgangszollstelle / Postanstalt 


1. Ausführer 


Name 


Wohnort / Sitz 


Straße und Hausnummer 


2. Verbrauchsland 


Zeichen und 
Nummern 


Zahl und 
Art 


der Pack stücke 

{bei unverpackten Waren: 
Beförderungsmittel mit Nr. 
oder Namen) 



Nummer des 
Waren¬ 
verzeichnisses 
für die 

Außenhandels- 

Statistik 


Rohgewicht 
in vollen 

kg 


Reingewicht 
in vollen kg, 
Stück, Liter, 
lfd. Meter, 
Kubikmeter 



Ich versichere, daß die Angaben richtig sind. 


8. Zur Verfahrenserleichterung nach § 15 Abs. 6 AWV 
zugelassen. 

Vfg, OFD . vom . Az. 

9. Zur zollamtlichen Behandlung der Ausfuhrsendung 

9 es t e , U L*l am . um .. Uhr. 

angemeldet *) 

Die Ausfuhr ist zulässig. 

*) Nichtzutreffendes streichen. 


Firma und Unterschrift 


■ Dienststempol 

■ der Versand- 
*. zollstelle 


Die Spaltenbreite der Nrn. 3 bis 7 des Vordrucks kann mit Zustimmung der Oberfinanzdirek¬ 
tion den internationalen Beförderungspapieren oder den Erfordernissen des betrieblichen 
Rechnungswesens angepaßt werden. 



Anmerkungen; 

In R raundruck: Umrandung oben und links; die rechte untere Ecke des Vordrucks; clie Wörter „Vor Ausfüllung Rückseite beachten!‘ 
und „An AusgangszolJstelle/PostanslaLt“. 
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Anlage A 7 fßüdcseifej 


Beschaubefund der Versandzollstelle 


Zeichen und 
Nummern 

clor Pack st lick 

Z<dil und 
Art 

e 

Benennung der Waren 

Mer 

roh 

kg 

ige 

rein . 

kg 

Art der 

Nämlichkeitssicherung 

l 

i 

1 

i 

| 

1 





Ta 9 


Dienst- 

• Stempel * 

• der Versand- : 
\ zollstelle / 



Bei Ausfuhr durch die Post 


Die Sendung ist — nach Abnahme des unverletzt befundenen Nämlichkeitsmittels — von der Post zur 
Beförderung in das Ausland übernommen worden. 



: Tagesstempel 
■ der Post- j 
\ dienststelle ; 


Erläuterungen 

1. Die Ausfuhrkontrollmeldung darf nur von Ausführern verwendet w r erden, denen die Verfahrenserleich¬ 
terung nach § 15 Abs. 6 AWV gewährt worden ist. 

2. Bei genehmigungsfreien Ausfuhren brauchen die Nrn. 2, 5, 7 und 9 des Vordrucks nicht ausgefüllt 
zu werden, die Angaben über die Ausfuhrgenehmigung entfallen; als Warenbenennung (Nr, 4 des Vor¬ 
drucks) genügt die Angabe einer Sammelbezeichnung. 

3. Bei genehmigungs bedürfti gen Ausfuhren ist in Nr. 4 des Vordrucks eine genaue Beschreibung 
der Waren anzugeben. 
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Auf «l«?r Ä. XuNfertlEung: durchschreiten! v; 

Vor Ausfüllung Erläuterungen aut der Rückseite der 2. Ausfertigung beachten! 

Einfuhrerklärung 

(§ 24 Abs, 1 der AußenwirtsdiaftsVerordnung) 

]. Ausfertigung 

Für Einführer zur Ginfuhrabfertigung 


Anlage B /. BUilt 1 


Anlage E 1 zur AWV 


Mi/Wir 


Name oder Firma 


Beruf oder Gewexba 


1 . 


2 . 


Anschrift 


Fernruf / Fernschreiber 

a) beabsichtige(n), folgende Ware(n) einzuführen; *) 

b) gebe(n) diese Einfuhrerklärung für folgende Ware(n) als Beteiligte(r) nach § 24 
Abs. 3 Außenwirtschaftsverordnung ab; *) 

Nichtzutreffendes streichen; 


Benennung der Ware(n) mit ihrer handelsüblichen Bezeichnung 


3. 


6 . 

9. 


Benennung der Ware{n) nach dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsslatistik 


4 . 


Menge in handelsüblichen Einheiten 


Nr(n), des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik 

5. Gesamtwert in DM. 

. 7. 

.... 10 . 


Zuständigkeitsbereich 


Preis für die handelsübliche Einheit 


Einkaufsland 


8 . 

11 . 


Ursprungsland 


Lieferbedingungen (z. B. fob, cif) 

Versendungsland 


12, Endtermin für 
die Zahlung: 


13. Endtermin für die 
Einfuhrabfertigung: 


14. Besondere Bestimmungen nach der Einfuhrliste: 
Ursprungszeugnis erforderlich: 


ja / nein — Zutreffendes eintragen 




Ort und Tag 


Firmenstempel und Unterschrift 


Ueg.-Nr. 


Tagesstempel 


Die Verlängerung der Lieferfrist wird genehmigt. Die 
Einfuhrabfertigung ist bis zum ... zulässig. 


Ort und Tag 


Unterschrift 



Anmerkungen: 

In violettem Druck: Umrandung oben mit den Wörtern „Auf der 2. Ausfertigung durchschreiben !''; Umrandung links und unten: die Wörfer 
.Vor Ausfüllung Erläuterungen auf der Rückseite der 2. Ausfertigung beachten!“, „1 . Ausfertigung“, „Für Einführer zur Einfuhrabfertigung . 
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£:■. J 


Anlage £ f, Blaff 2 (Vordersei^eJ 

, ••; ... ?„\W* '" '^< s $ %*C ■#* ^ *. v v ;/ '*«$£ ✓ % % * &•>-.<, >% s v \ ■‘^' * ' «"■ ^ v ^ ,-w* .> •• ■"'•■' / X‘V^\v ^'\y 


Einfuhrerklärung 

(§ 24 Abs. 1 der AußenwirtsdiaUsverordmmg) 
2. Ausfertigung 

Uber die Deutsche Bundesbank an 
das Bundesamt für gewerbl. Wirtschaft 
oder 

das Bundesamt für 
Ernährung und Forstwirtschaft 


Anlage £ 1 zur AWV 


jj 

;> 

H 

\x 


leb /Wir 


Name oder Firma 


Beruf oder Gewerbe 


Anschrift Fernruf / Fernschreiber 

aj beabsichtige^), folgende Ware(n) einzüführen: *} 

b) gebe(n) diese Einfuhrerklärung für folgende Ware|n) als Beteiligte(r) nach § 24 
Abs. 3 Außenwirtschaftsverordnung ab: *) 


1. 


*) Nichtzutreffendes streichen. 


2 . 


Benennung der Ware(n) mit ihrer handelsüblichen Bezeichnung 


Benennung der Ware(n) nach dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik 


3* 


Nr(n), des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik 


4. 


Zuständigkeitsbereich 


5 Gesamtwert in DM 


6 . 


Menge in handelsüblichen Einheiten 


7, 


Preis für die handelsübliche Einheit 


8 . 


Lieferbedingungen, [z, B, fob, cif] 


9. 


10 . 


11 . 


Einkaufsland 


Ursprungsland 


Versendungsland 


12. Endtermin für 
die Zahlung: 


13. Endtermin für die 
Einfuhrabfertigung: 


14. Besondere Bestimmungen nach.der Einfuhrliste: 
Ursprungszeugnis erforderlich: 


ja / nein — Zutreffendes eintragen 


Oil und Tag 


Firmenstempel und Unterschrift 


Die Verlängerung der Lieferfrist wird genehmigt. Die 
Einfuhrabfertigung ist bis zum ....... zulässig. 


Ort und Tag 


Reg.-Nr. 


Tagesstempel 


Unterschrift 


ii- ■ v 


Anmerkungen: 

In Gr und ruck: Umrandung oben, links und unten; die Wörter „2. Ausfertigung", u über die Deutsche Bundesbank an das Bundesamt für 
gewerbl. Wirtschaft oder das Bundesamt für lirnährung und Borstwirtschaft“. 
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Anlage E 1, Blatt 2 (Rückseite) 


Erläuterungen 


1 . Die Einfuhrcrklärung (EE) ist bei der Deutschen Bundes¬ 
bank (Landes/.cnlralbank. Ilauptslellu oder Zweigstelle) 
tu i genehmigungsfreie Einfuhren abzugeben. Für die in den 
§§ 32, 32 et Satz 1, § 33 Abs. 1 und § 34 Abs. 2 und 3 
Außenwi rtsdudlsverordnung (AWV) genannten Einfuhren 
ist die Abgabe einer EE nicht erforderlich. 

2. Beide Ausfertigungen der EB sind in deutscher Sprache mit 
Maschinen- oder Druckschrift übereinstimmend auszulullen. 
Die Eintragungen dürfen nicht geändert, gestrichen oder 
radiert werden, 

Reicht der Raum im Vordruck für die notwendigen An¬ 
gaben nicht aus, so sind die Angaben auf einer Anlage zu 
machen, die mit dem Firmenstempel oder der Unterschrift 
zu versehen und mit der EE fest zu verbinden ist. 

3. Die EE ist: vom Einführer abzugeben. 

Anstelle des Einführers kann auch eine der in § 24 Abs. 3 
AWV genannten Personen die EE im eigenen Namen ab¬ 
geben. 

Einführer ist, wer Waren in das Wirtschaftsgebiet verbringt 
oder verbringen laßt. Liegt der Einfuhr ein Vertrag mit 
einem Gobi eisfremden über den Erwerb von Waren zum 
Zwecke der Einfuhr (Einfuhrverlrag) zugrunde, so ist nur 
der gebielsansüssige Vertragspartner Einführer. Wer ledig¬ 
lich als Spediteur oder Fraditführei oder in einer ähnlichen 
Stellung bei dem Verbringen der Waren tätig wird, ist 
nicht EinJührcr. 

4. Die EE ist von einer der in Nr. 3 genannten Personen oder 
von deren Bevollmächtigten zu unterschreiben. Die Unter¬ 
schrift kann auf der 2. Ausfertigung durchgeschrieben wer¬ 
den. 

5. Die EE ist stets vor der Einfuhr abzugeben. Liegt der Ein¬ 
fuhr ein Einfuhrverlrag zugrunde, so ist sie spätestens 
binnen 14 Tagen nach Vertragsschluß abzuqeben. Sie kann 
bereits vor Veilragsschluß abgegeben werden, wenn 

1 . Waren bis zu einem Entgelt von DM 5 000.—, 

2. leicht verderbliche Waren der Ernährung und Land¬ 
wirtschaft 

oder 

3. a) Zubehör, Teile und Werkzeuge für Maschinen, 

Apparate, Geräte und Fahrzeuge, 

b) Waren zum Bau, Umbau oder Ausbessern von 
Luftfahrzeugen, 

c) Uhren und Uhrenteile, 

d.) Waren des Buchhandels oder 
e) Laborchemikalien 
eingeführt werden sollen. 

6. In einer EE können Angaben über verschiedenartige Waren 
oder mehrere Verträge zusaminengefaßt werden, wenn die 
Waren zu demselben Zuständigkeitsbereich (Nr. 8 ) ge¬ 
hören, wenn sie aus demselben Ursprungsland stammen 
und wenn das Einkaufsland aller Waren dasselbe Land ist. 

Zubehör, Teile und Werkzeuge für Maschinen, Apparate, 
Geräte und Fahrzeuge, Waren zum Bau, Umbau oder Aus- 
bessern von Luftfahrzeugen, Uhren und Uhrenteile, Waren 
des Buchhandels oder Laborchemikalien können auch dann 
in einer EE zusammengefaßt werden, wenn sie nicht zu 
demselben Zuständigkeitsbereich gehören. 

7. Wird die EE nach Abschluß eines Vertrages mit einem 
Gebiefsfremden oder Gebietsansässigen abgegeben, so 
braucht Nr. 7 des Vordrucks nur aus gefüllt zu werden, 
wenn der . Preis für die handelsübliche Einheit im Vertrag 
feslgelegt worden ist. 

Wird eine EE vor Vertragsschluß oder über eine Einfuhr 
ohne Leistung eines Entgelts abgegeben, so brauchen die 
Nrn. 6 bis 8 des Vordrucks nicht ausgefüllt zu werden. 

8 . Der Zuständigkeitsbereich ist für die einzelne Ware in 
Spalte 3 der Warenlisle (Abschnitt III der Einfuhrliste — 
Anlage zum AWG) mit den Ziffern 00 bis 19 angegeben. 

9. Gesamtwert ist die Summe der Werte der in der EE be- 
zeichneten Waren. 

Wert einer Ware ist das dem Empfänger in Rechnung ge¬ 
stellte Entgelt; fehlt im Zeitpunkt der Abgabe der EE ein 
feststellbares Entgelt, so ist Wert einer Ware der Grcnz- 
übergangswert im Sinne der Vorschriften über die Statistik 
des grenzüberschreitenden Warenverkehrs. 


Als Grenzübergangswert gilt bei der Einfuhr nach passiver 
Lohnveredehmg der bei der Ausfuhr angemeldcte Grenz¬ 
übergangs wert der unveredelten Ware zuzüglich aller im 
Ausland für die Veredelung und für die Beförderung der 
Ware entstandenen Kosten einschließlich des Wertes der 
Zutaten. 

Bei der Umrechnung ausländischer Währungen in Deutsche 
Mark ist die Parität oder — sofern eine solche nicht fest¬ 
gesetzt ist — der amtlich notierte Mittelkurs zugrunde zu 
legen. 

10. Einkaufsland ist das Land, in dem der Gebietsfremde an¬ 
sässig ist, von dem der Gebietsansässige die Waren er¬ 
wirbt. Dieses Land gilt auch dann als Einkaufsland, wenn 
die Waren an einen anderen Gebietsansässigen weiterver¬ 
äußert werden. Liegt kein Rechtsgeschäft über den Erwerb 
von Waren zwischen einem Gebietsansässigen und einem 
Gebietsfremden vor, so gilt als Einkaufsland das Land, in 
dem die verfügungsberechtigte Person, die die Waren in 
das Wirtschaftsgebiet verbringt oder verbringen läßt, an¬ 
sässig ist. 

11. Ursprungsland ist das Land, in dem die Ware gewonnen 
oder hergestellt worden ist; als Gewinnen gilt auch das 
Sammeln von Altwaren und Abfällen. Auf hoher See von 
Schiffen aus gewonnene oder auf Schiffen hergestellte 
Waren haben ihren Ursprung in dem Land, dessen Flagge 
das Schiff führt. 

Sind an der Herstellung einer Ware mehrere Länder be¬ 
teiligt, so ist als Ursprungsland das Land anzusehen, in 
dein die Ware zuletzt wirtschaftlich sinnvoll so bearbeitet 
worden ist, daß sich ihre Beschaffenheit wesentlich ver¬ 
ändert hat. Dabei können im Zweifel auch Werterhöhungen 
als Nachweis für eine wesentliche Veränderung der Be¬ 
schaffenheit angesehen werden. 

Den in einem Lande gewonnenen oder hergestellten Waren 
stehen Waren gleich die in dieses Land eingeführt, dort in 
den freien Verkehr gelangt und anschließend so verwen¬ 
det worden sind, daß sie der Wirtschaft dieses Landes zu¬ 
zurechnen sind. 

Für Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und Antiquitäten 
gilt das Versendungsland als Ursprungsland. 

Ursprungsbegründende Handlungen bleiben unberücksich¬ 
tigt., soweit sie nur dem Zweck dienen, eine günstigere 
Einfuhrbehandlung der Waren herbeizuführen. 

12. Versendungsland ist das Land, aus dem die Ware nach dem 
Wirtschaftsgebiet versendet wird, ohne in einem Durch¬ 
fuhrland anderen als mit der Beförderung zusammenhän¬ 
genden Aufenthalten oder Rechtsgeschäften unterworfen zu 
werden. 

13. Als Endtermin für die Zahlung ist der vertraglich verein¬ 
barte letzte Zahlungstermin anzugeben. Ist die Ware bei 
Abgabe der EE bereits in voller Höhe bezahlt, so ist anzu¬ 
geben: „Bereits bezahlt' 1 . Steht der Endtermin für die Zah¬ 
lung bei Abgabe der EE noch nicht fest, so ist der voraus¬ 
sichtliche Zahlungstermin einzusetzen. Bei Einfuhren ohne 
Leistung eines Entgelts ist anzugeben: „Ohne Entgelt". 

14. Als Endtermin für die Einfuhrabfertigung ist die verein¬ 
barte Lieferfrist unter Hinzurechnung von 2 Monaten an¬ 
zugeben; die Lieferfrist muß nach § 22 AWV zulässig odei 
genehmigt sein. Wird die EE vor Vertragsschluß abge¬ 
geben, so ist als Endtermin der Zeitpunkt anzugeben, der 
sich durch Hinzurechnung von 6 Monaten zum Ausstellungs¬ 
tag ergibt. Bei Einfuhren ohne Leistung eines Entgelts 
braucht Nr. 13 des Vordrucks nicht ausgefüllt zu werden. 

15. Ein Ursprungszeugnis ist bei der Einfuhrabfortigung der 
Waren erforderlich, die in Spalte 5 der Warenliste mit „U* 
gekennzeichnet sind, wenn der in Nr. 5 der EE angegebene 
Gesamtwert den Betrag von DM 1 000,— übersteigt. Bei 
der Einfuhr der mit „U" gekennzeichneten Textilien, deren 
Ursprungsland Hongkong oder Macau ist, ist ein Ur¬ 
sprungszeugnis immer erforderlich. 


Hinweis 

Der Einführer oder die in Nr. 3 Abs. 2 genannte Person hat 
die Richtigkeit der Angaben über Einkaufs- und Ursprungs¬ 
land bei der Einfuhrabfertigung nachzuweisen (§ 27 Abs. 2 
Nr. 1 und § 28 Abs. 1 Satz 2 AWV). Der Einführer hat die¬ 
sen Nachweis auch zu führen, wenn er die Ware von einem 
Gebietsansässiqen erworben hat. 
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i. Elnfuhrverfahien 

a) Einfuhrerklärung (EE) vom- 

(laut Tagesstempel der Laudeazentralbank.) 

b) Einfuhrgenehmigung (EG) vom.__ 

Aauduetbungi* xj 

Verfahrens» ivr.,,,.. ., . 

lfd. Nr. Je Ausschreibung 

oder Verfahren . 

c) Erleichtertes Verfahren 

nach §...--—...AWV 

d) Gesamtwert der EE oder Gesamtwert 
oder -menge der EG 


1. Einlührer 


Anlage E 2 


Einfuhrkontrollmeldung 

(§ 27 Abg. 2 Nr. 3 der AuSenwirtsdiaftsverordnung) 
Elnfuhrarten: 

A. Einfuhr ln den freien Verkehr (A) 

B. Einfuhr auf Lager (B) 

C. Einfuhr zur Eigenveredelung (C) 

D. Einfuhr zur Lohnveredelung (D) 

E. Einfuhr nach passiver Veredelung (E) 


Uber Zollstelle 

an Bundesamt f. gewerbi. Wirtschaft *) 
oder 

Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft *) 

*) Nichtzutreffendes streichen 


Anlage K SS «nr AWV 


0. Rechnungspreis der angegebeoca 
Waren in vereinbarter WShrnng 




.. . I— 

(bet unentgeltlich« Einfuhr »tuuntgeH' 
lieh* eintragen) 


Nom« 


Wohnort oder Sita 


Strohe und Hausnummer 


3. Einfuhrart (zutreffenden Buchstaben ans dem Vordrudücopf ein tragen) 

4. Anlaß der Einfuhr (z. B. Kauf, Kommission, Ersatzlieferung, Nach» 
liefening, tu oder nach wirtschaftlicher Veredelung, Lagerung für au«» 
ländische Rechnung) Anlaß der Rücksendung) 

5. Lieferbedingung (*. B, ab Werk Lyon, lob Bombay, frei Grenze, 
cif Bremen, frei München) 


9* M*l<■»<« tiM M »e•» 


8. Ursprungsland 

9. Einkaufsland 


10. 

11. 

12. 

r“ i3. 

14. 

Benennung der Waren 
mit genauen Angaben Ober 
die Warenart 

(bei Einfuhr zur Eigenveredelung, zur 
lohnveredelung oder nach passiver Ver¬ 
edelung auch VeredelungsarbeHen angeben) 


Menge 


Warennummer 

(Nummer de« Waren¬ 
verzeichnisses für die 
AußenhandelastotistlkJ 

Stüde, Liter 

nsw. 

(soweit lm 
Warenverzeich¬ 
nis für die 
Außenhandels- 
Statistik 
vorgesehen) 

Reingewicht 
ln vollen 

kg 

Grenz- 

Übergangswert 

ln vollen 

DM 


( 1 ) 


m 


( 3 ) 


( 4 ) 



Pftt Jede Warennummer besondere Zelle und besondere Angaben 


Nicht ^ 

»u«f01)«n 


J - . .« - l 


-I 


Nicht ^ 
&ua!tUl«c 



I 


Nicht ^ 
aosfttlicm 





Nicht ^ 
acuffllten 




Einfuhrbestäügung der Zollstelle 


Die Einfuhr der Waren wird bestätigt 

Abgegeben äm........ 

Vorbudh ---.-.„ .-. 



Ort 


Tag 




Firmenstempel und Unterschrift 



Anmerkungen: 

ln Ro (druck: der Strich neben dem Raum iür den Dienststempel; die rechte untere Ecke des Vordrucks und der davor liegende Strich; die 
Wörter „über Zollstelle an Bundesamt i. geweiht. Wirtschaft *) oder Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft *)", iV/chfzirfre//endes 

streichen", „Für jede Warennummer besondere Zeile und besondere Angaben". 

















ni<‘h t vom Antrnffsteilor auMzufiillen 


Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Nr. 1 



Anlage U 3, Blatt 1 (Vorderseite) 



Name u A nschrift des Antragstellers: 


T 


Auf derÄ.u. 3. Ausfertigung durchschreiben 

Anlage E3 rmtr AWV 

I. Antrag auf Einfuhrgenehmigung 

1. Ausfertigung 

(§ 30 Abs. 1 der Außenwirtschafts- 

Für Finführer 

Verordnung) 

zur Einfuhrabfertigung 

AuMdurelbungi- 1». 

oder Verfahren*- f ” r * ..-. 



Beruf oder Gewerbe des Antragstellers 


Fernruf / Fernschreiber 


1 . 


2 . 


Benennung der Ware{n} mit ihrer handelsüblichen Bezeichnung 


Benennung der Ware(n) nach dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik 


3.. 

Nr(n). des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik 

6. Gesamtwert a) In DM 

b) in ausländischer 

Währung •) .... 


4.... 5.*}. 

Zuständigkeitsbereich Preis für die handelsübliche Einheit 

7. Menge: ... 

in handelsüblichen Einheiten 


8 .. : . 9 .. 

Einkaufsland 

11. Zahlung bis: 

vorgesehener Endtermin 

13. Besondere Angaben: . 


Ursprungsland 

. 12. Lieferung bis 


10 . 


Versendungsland 


vorgesehener Endtermin 


Ort und Tag 

*) Auszulüllen, wenn bereits bekannt 


II. Einfuhrgenehmigung 

(§ 30 Abs. 1 der AußenwirtschaftsVerordnung) 


Firmenstempel und Unterschrift 


Nicht übertragbar! 


Nr. 


Ausschreibungs- t m 
oder Verfahrens*! iNr ' 
Lfd. Nr. 

je Ausschreibung 
oder Verfahren 


1. Dem Antragsteller wird genehmigt, 


Benennung der Ware(n) und Nr(n). nach dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatislik 

bis zum Betrage im Gegenwert von DM Jl jJ bis zur Menge von 

in Worten: .... 

einzuführen, wenn Einkaufs-, Ursprungs- und Versendungsland die unter den Nrn, 8 bis 10 des Antrags angegebenen Länder sind. 

2. Die Einfuhrgenehmigung wird am . .. . ... ungültig, wenn die Einfuhrabfertigung bis dahin nicht beantragt ist. 

3. Bedingungen, Auflagen, Widerrufs Vorbehalt: 


* Rochtsbehelfsbelehrung ist beigefügt. 


” 4. Diese Einfuhrgenehmigung befreit nur von der Einfuhrbe¬ 

schränkung des Außenwirtschaftsgesetzes und der auf Grund 

Z dieses Gesetzes erlassenen RechtsverOrdnungen. Andere Ver- 

£ hole und Beschränkungon bleiben unberührt. 

| • Dieristsiegel : 

Die Gültigkeit der Einfuhrgenehmigung 
für die Einfuhrabfertigung wird ver¬ 
längert bis zum 

Ort und Tag 

Dictr.fsiofjcl 

: : Im Auftrag 

Ort und Tag 

Im Auftrag 

Unterschrift 

Unterschrift 


Anmerkungen: 

Auf holzfreiem Schreibpapier. 

ln violettem Druck : il mrnndung mit den Wörtern 
kmiührm zur liinluhrublei liguny ", „Naht üherlragharf“ 


, F ii r 


Ted 11 ist nicht vom Antragsteller auszufüllenl"; die Wörter „1. Ausfertigung*, 






























































Ol 

CO 


Raum für zollamtliche Eintragungen 

Folgende Waren sind auf Grund dieser Einfuhrgenehmigung eingeführt worden: 



►) Nadx jeder Abschreibung ist der Restbetrag I die Restmenge anzugeben. 
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Teil II ist nieht vom A n t r n g t* t e 11 e r it uszttf ii I len 



lh'm'iimiiu) der Ware(n) und Nr(n). nach, dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik 
bis zum Betrage im Gegenwert von DM ~ — kj s zur Menge von I— -~ 

in Worten: . 

einzufiihren, wenn Einkaufs-, Ursprungs- und Versendungsland die unter den Nrn, 8 bis 10 des Antrags angegebenen Lander sind. 

2. Die Einfuhrgenehmigung wird am ... ungültig, wenn die Einfuhrabfertigung bis dahin nicht beantragt ist. 

3. Bedingungen, Auflagen, Widervufsvorbeha-It: 





Anmerkungen: 

In Grünüruck : Umrandung rnil den Wörtern „Teil 11 ist nicht vom Antragsteller auszufüllen!"; die Wörter „2. Ausfertigung ", „Für Bundesamt 
für geweiht, Wirischen oder Bundesamt für [•rnahrung und Forstwirtschaft", „Nicht übertragbar !". 
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1. Dem Antragsteller wird genehmigt, 



Benennung der und Nr(n), nach dem Wareu Verzeichnis für die Außenhendelsstalistik 

bis zum Betrage im Gegenwert von DM \L ; I~ 7“ bis zur Menge von 7“' .." 

irr Worten: . ....,.. 

einzuf tihren, wenn Einkaufs', Ursprungs- und Versendungsland die unter den. Nrn, 8 bis 10 des Antrags angegebenen. Länder sind. 

2. Die Einfuhrgenehmigung wird am . ungültig, wenn die Einfuhrabfertigung bis dahin nicht beantragt ist. 

3. Bedingungen, Auflagen, Widerrufs vorbelia!!.; 


: » 

Rechlsbehelfsbelehrung ist beigeiügt 

« 4. Diese tmtuhrgenohniigung befrei t mir von der Einfuhrbe¬ 

schränkung des Außenwirlschaflsgesetzes und der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechlsvecordmmgen. Andere Ver- 
i- bote und Besehtankunyon bleiben unberührt. 


Orl und Tag 
Im Auftrag 


Unterschrift 

I.: ' ••• : ■ •. • •: : • : •• ' . : .■ • • ■ ' ■ V. . . ■ ■ .■ • ■ : '. : v 7■.■■■■ 

U:'-' ••• • ‘ • 



Anmerkungen: 

In B raun d r u <: I; : I nmainUtinj mit den Wörtern „Teil il i.s i nicht vom Antragsteller ausxufüllen!"; die Wörter „3. Ausfertigung", „Für die 
Deutsche Bunde ahn , „Nicht ültci I rm//w /''. 






















































Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage E 4, Blatt 1 (Vorderseite) 


. . 1 A-v. \jLr\-.-. »%'/•».'io'. 


Name und Anschrift des Antragstellers» 



A uf rtei'Ü. u.it. Ausfertigung <1 uro lischreihen 


Anlage E 4 zur AWV 

1. Ausfertigung 

Für EinRihrer zur Einfuhr- 


und Zollabfertigung 


J Antrag auf Erteilung eines Saar-Einfuhrscheines für die 
zollfreie Einfuhr nach Artikel 63 des Saarvertrages 

(§ 34 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordmmg) 
Ausschreibungs-Nr.. 


Beruf oder Gewerbe dos Aufragsteilers 


VcVniuf / Fernschreiber 


1 . 


Iknenmt.y der Waie(n) mit ihrer handelsüblichen, Bezeichnung 


2 . 


Jivuennung der Ware(:i) rmch dem Zollt auf oder dem Warenverzeichnis 


für die Außonhanclelsslcitistik 


3.. 

Nr. der Kontingents-Liste 


4. Ernährungsgüter V__ 5* 2 ) 

Nr(n). des Zolltarifs oder des Waren- Waren der gewerb- Preis für die handelsübliche Einheit 

Verzeichnisses für die Anßeuhandelsstatistik, liehen Wirtschaft ') 


6. Gesamtwert: a) in DM 

b) in ausländischer 
Wahrung 


7. Menge: . 

in handelsüblichen Einheiten 


8.. 9.. 

Einkaufsland 

11. Zahlung bis:. 

Vorgesehener Endtermin 

13.Besondere Angaben: .. 


Ursprungsland 

. 12. Lieferung bis: 


10 . 


Versendungsland 


Vorgesehener Endtermin 



c 


0 . 
Ut: 

«:• 

u 

ce 

u 

C - 
<; 

c 
e; 


Ort und Tag 

*) Nichtzutreffendes streichen *) Auszufüllen, wenn bereits bekannt 


Firmenstempel und Unterschrift 


II. Saar-Einfuhrschein (zugleich Kontingentschein) 

(§ 34 Abs. 1 der Außenwiitschaftsverordming) JSjicht Übertragbar! 


Nr. 


Ausschreib'uiigs-Nr. 
Lfd. Nr. 

je Ausschreibung 


1. Der Antragsteller ist berechtigt, 


Benennung der Ware(n) und Nr(n), nach dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik. 

bis zum Betrage im Gegenwert von DM -AwA bis zur Menge von 

in Worten: . zollfrei in das Saarland 

eirmifuhren, wenn Einkaufs-, Ursprungs- und Versendungsland zum Währungsgebiet des französischen Franken gehören. 

2. Der Saar-Einhihrscbein wird am .... ungültig, wenn die Einfuhr- und Zollabfertigung bis dahin nicht bean¬ 

trag l ist, 

3. Bedingungen, Auflagen, Widerrufs Vorbehalt: 


-C 



R och (s be h e! f sb e I el iru ncj ist bei ge fügt. 


Teil II 

4. Dieser Saar-Einfuhrsdioin befreit, 
husch rönkung des Auhenwirtsc ha i 
Giuml dieses Geselzes erlassenen 
dere Verbote. und Rosufucinkmiqen 

nur von der Finfuhr- 
lsgesrt7.es und der auf 

R f-c i i ts vero tdn ungen. An- 
bleiben unberührt. 


Die Gültigkeit des Saar-Einfuhrscheines 
für die Einfuhr- und Zollabfertigung 
wird verlängert bis zum 



Orl und Tag 

/ 

Ort und Tag 


• (Dienstsiegel): 

Im Auftrag 

» Dienstsiegel : 

Im Auftrag 


' . - ' 

Unterschrift 


Unterschrift 




Anmerkungen: 

Auf hol/J reiem Schreibpapier. 

ln violettem Diuck: Umrcmiung mit den Wörtern „Teil II ist nicht vom Antragsteller auszu/üllen/"; die Wörter „1 . Ausfertigung a , „Für Ein 
iiihrcr zur Einfuhr- und Zollabfertigung“ , „Nicht übertragbar!“. 























































CD 

ts? 


Raum für zollamtliche Eintragungen 

Folgende Waren sind auf Grund dieses Saar-Einfuhrsc deines einqeführl vrorde-n: 


1 2 

Bezeichnung und N r. 
des Zollpapiers 

o 1 , * .:... 

i 4 a 

Warenbenennung und Nummer betrau Mi OV 

nach dem Warenverzeichnis für die Aunonhandolssraf Wik oder Menge in . *) 

' 

f,i 

Oien-siemc • 
de- ?•';!!- 1e !i o 

Vor der i. Abschreibung einzutragen 

Zur Einfuhr zugelassen: 

i 







— 



. 


— 


. 




_ 


. 




* _ 






. 






i 

: 






J 

i 

*| . 


*) Nach jeder Abschreibung ist der Restbetrag / die Restmenge anzugeben. 




3 

«c 

tu 

5 


s- 

rs 
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Teil II ist ni eh t vom ...... Ä ntraestel io r .husjeu füllen 


Nr. 1 Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage E 4, Blatt 2 


Name und Anschrift des Antragstellers; 


Auf ilerä.u.U.Ausfeit igiiiigilinchselircibf'H 


Anlage E 4 zur AWV 
2. Ausfertigung 
Für Bundesamt t. gewerbl. 
Wirtschaft od. Bundesamt 
für Ernährung u n d 
Forstwirtschaft 


J Antrag auf Erteilung eines Saar-Einfuhrscheines für die 
zollfreie Einfuhr nach Artikel 63 des Saarvertrages 

{§ 34 Abs. 1 der Außenwirtschaflsverordnung) 

Ausschreibungs-Nr...... 


Beruf oder Gewerbe des Antrogstellers 


Fernruf / Fern schrei bei 


1 . . ....... 

Üenenmunj der Wiirc(n) mit ihrer hctndelsühlkhun Bezeichnung 

2 ..... 

i'.rTii r:r11111r| d f ; VV uo(nj r.-itli (lern ijoliIril oder drin WarerivtM/eirhnis für die AußenhandclsstaMstik 


3.. 

Nr, d'“j Kontitujejifs I.isle 


4, Ernährungsgüter *) 5. 2 ) 

Ni(n). des Zolltarifs oder des Waren- Waren der gewerb- Preis für die handelsübliche Einheit 

Verzeichnisses für die Außenhandelsstatistik liehen Wirtschaft J ) 


6. Gesamtwert: a) in DM 

b] in ausländischer 
'Währung -) 


7. Menge: ..... 

in handelsüblichen Einheiten 


8 . 

9. 


10. 



Fink.iulslüiul 


Ursprungsland 


Verscndungsland 


11. Zahlung bis: 

vorgesehener Endtermin. 

12. Lieferung bis: 


vorgesehener Endtermin 


13. Besondere Angaben: . 







Ort und Tag 

*) Nichtzutreffendes streichen ? ) Auszufüllen, wenn bereits bekannt 


Firmenstempel und Unterschrift 


II. Saar-Einfuhrschein (zugleich Kontingents chein) 

(§ 34 Abs. I der Außenwirtschaftsverordnung) j^icht Übertragbar! 



Ausschreibungs-Nr. 
Efd. Nr. 

je Ausschreibung 


I. Der Antragsteller ist berechtigt, 



Benennung der Ware(n) und Nr(n). nach dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik 
bis zum Betrage im Gegenwert von t)M : ••" r ~ bis zur Menge von H =rr--- 

in Worten: ......... zollfrei in das Saarland 

einzuführen, wenn Einkaufs-, Ursprungs- und Versendungsiand zum Währungsgebiet des französischen Franken gehören. 

2. Der Saar-Einfuhrschein wird am ...ungültig, wenn die Einfuhr- und Zollabfertigung bis dahin nicht bean¬ 

tragt ist. 

3. Bedingungen, Auflagen, Widerrufsvorbehalt: 


Rcchtsbehelfsbelehiung ist beigefügt. 


4. Dieser Saar-Einfuhrschein befreit nur von. der Einfuhr¬ 
beschränkung des Außenwirtschaftsgesetzes und der auf 

Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, An¬ 
dere Verbote und Beschränkungen bleiben unberührt. 


Die Gültigkeit des Saar-Einfuhrscheines 
für die Einfuhr- und Zollabfertigung 
wird verlängert bis zum 

Ort und Tag 

Im Auftrag 


Ort Und Tag 

Im Auftrag 

Unterschrift 


Unterschrift 



Anmerkungen: 

In G r ü n <1 / u c k Umrandung mit den Wörtern „Teil II ist nicht vom Antragsteller auszulüllen !"; die Wörter „2 . Ausfertigung' 1 , „Für Bundes¬ 
amt /. gewerbl. Wir(schuli od. Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft“, „Nicht übertragbar!" 
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Anlage E 4, Blatt ;'J 



J Antrag auf Erteilung eines Saar-Einfuhrscheines für die 
zollfreie Einfuhr nach Artikel 63 des Saarvertrages 

{§ 34 Abs. 1 der Außenwirtschattsverordnung) 
Aussdirelbungs-Nr. 


Beruf oder Gewerbe des Antragstellers 


Fernruf / Fernschreiber 


1 . .. 
2 . 


Benennung der Ware(n) ,mit ihrer handelsüblichen Bezeichnung 


Benentmiicr dev Ware(n) nach dem Zolltarif odei dem Warenverzeichnis für die ArjßenhapcleJsstatistik 



3.. 

Nr, der Krmüugeiib.-Uslc; 


4. Eraährunysgmerb _ 5. 2 j 

Nr{n). des Zolltarifs oder des Waren- Waren der gewerb- Preis für die handelsübliche Einheit 

Verzeichnisses für die Außenhandelsstatistik: liehen Wirtschaft 


6. Gesamtwert; a) in DM 

b) in ausländischer 
Währung 


7. Menge: ... 

in handelsüblichen Einheiten 


8 .. 

Einkaulskmd 

1 1. Zahlung bis: . 

13. Besondere Angaben: 



Oit und lag 

5 ) Nidilzutieilendes slleidien ! J Auv/.uf ih'leii, wenn bereits bekannt 


Firmenstempel und Unterschrift 


II. Saar-Einfuhrschein (zugleich Kontingentschein) Nr _ i a„„ seineiimngs-Nr, 

« 34 Ahs - 1 ,l “ 1 Außenwirlsdi.iftsvcrordming) Njthf übertragbar! I A^wibun« 


1. Der AniicigslH ler isl berüchtigt, 



Bcmuinurig der Wdio(n) und Nr(n), nach dem Warenverzeichnis für die Außeuhandeisstaüstik 
bis Zinn Betrage im Gegenwert von DM . . _ : bis zur Menge von ;T T r: '~' : '~ -- r;r ~■ '~ .1.: -V-:. hUUU 

in Wollen: ..... zollfrei in das Saarland 

einzuliilnen, wenn Einkaufs-, Ursprungs- und Veisendungsland zum Währungsgebiet des französischen Franken gehören. 

2. Der Saar-Einitihrsdiein wird am.... ungültig, wenn, die Einfuhr- und Zollabfertigung bis dahin nicht bean¬ 

tragt ist. 

3. Bedingungen, Auflagen, Wider.t ufsvorbnTniU: 


: i; 




In Braun druck: Umrandung mit den Wörtern „Teil l! ist nicht vom Antragsteller auszuttitlen!"; die Wörter „3. Ausiertigung u , „Für die 
Deutsche Bundesbank", „Nicht übertragbar!". 
























































Nr. 1 Tag der Ausgabe: Bonn, den. 6. Januar 1967 
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Anlage F 5. Blatt l 


An das 

Bundesamt Mir gewerbliche Wirtschaft 
A u Heust eile Düsseldorf 
4 Düsseldorf, Mül.lenstr./Jahnstr. 1 


Anlage E 5 zur AWV 
I. Ausfertigung 


Kontrollbescheinigung für die Schrot teinfuhr 

(§ 35 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung) 


Der / Die Unlcizimhndcfn.) 

Name oder ]'i; mu: ......... 

Beruf oder Gewerbe: ... ...... 

Wohnort: .... 

vollständige Anschrift 

erklärt / erklären, 

uns dem Vei sendiingslnnd: .. 

von dein gebiol.sfremd<m T.ieferor: ....... 

yeiiüse Anschrift 

nurhslcbend he/eielmefe Wnren 

i bmdf'lsdblielte J!i-zi irhnunq:............ 

Bezeichnung midi dem Zolll.iiif:... 

Itohgewitht: ... ......... 

Gi eir/.ii be: fhiiKj.swei [.: .... 


<’ i ti liif; i eii /.u wollen, Vlir'Uns i s f bekennt, daß nach § 35 Abs. 1 AWV bei der Zollabfertigung die Freiverkehrs- 
l.ieschennigung (Sondetbeseheinigutig lür Schrott: und gebiauchle Schienen) vorzulegen ist und daß innerhalb von 
•\ Monaten imch 1 rleilung des Sichtvermerks die Zollabfertigung der Waren zum freien Verkehr nachzuweisen ist. 


Oit und loij 


Unterschrift 


SICHTVERMERK der (ienehmigungssteUe 

lungegangi'M und > inqGragen tin .. .... unter Nr. .... 

..., dem ... 19... 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Auheustelle Düsseldorf 
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Anlage E 5, Blatt 2 


Anlage E 5 zur AWV 


Für Einführer zur WeiterleHuiig 
an den gehielsfremden Vertragspartner 


2, Ausfertigung 


Konirollbescheinigung für die Sdirotteinfuhr 

(§ 35 Abs. 1 der Außenwirtschaft«Verordnung) 


Der / Die Unier/eichuolofn) 

Name oder Finna; ....... 

Beruf oder Gewerbe: ... 

Wohnort: .„.. 

vollständige Ansdmft 

erklärt / erklären, 

aus dem Veisendungsland: .. 

Von dem gebielsfrenulen. Tieferer: ..... 

genaue Anschrift 

nachstehend bezeichne tu Waren 

Handelsübliche Bt/eichmim):. 

Bezeichnung midi dem Zolltarif:.. 

Rohgewicht: . 

Grenzübergan g.swort: .„. 


ein hihi en zu wollen. Mir/Uns ist. bekannt, daß mich § 35 Abs. 1 AWV bei der Zollabfertigung die Frei Verkehrs- 
Bescheinigung iSondet bescheinig uny für Schrott und gebrauchte Schienen) vorzulegeu ist und daß innerhalb von 
4 Monaten, mich, hrleihmy des Sichtvermerks clie Zollabfertigung der Waren zürn freien Verkehr nach zu weisen ist. 


Ort und Tag 


Unterschrift 


SICHTVERMERK der Genehmigungsstelle 

Eingegangen und eingetragen am ....... unter Nr. 

—.... den ...... 19 ... 


Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Außenstelle Düsseldorf 
































Nr. 1 


’J'ctcj der Ausgabe: Bonn, den 6, Januar 1967 
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Anlage E 5, Blatt 3 (Vorderseite) 


Tür Lin führ ei zur Zollabfertigung 
und Rücksendung an das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft. Außenstelle Düsseldorf 
4 Düsseldorf, 1 101 loissl r./.lahnst r. 1 


Anlage E 5 zur AWV 
3. Ausfertigung 


Kontrollbesche migung für die Schrott einfuhr 

(§ 35 Abs. 1 der AußenwirtscihaHsverordnung) 


Der / Die Unferzeirluirle(n) 

Krime oder Firma: .....- 

Beruf oder Gewerbe: ......-.- 

Wohnort: ... 

vollständige Anschrift 

erklirrt / erklären, 

aus dem Verscnduncjsl.iml: ...... 

Von dem gobiefsfi emden l.ielerer: ... . . 

genaue Anschrift 

liactisteilen<I be/.iti<dinele W<iren 

HundeIsübliche Bezi:i<t i imnq:........ 

Bezeichnung mich dem Zolltmif:.- 

Rohgewicht: ......... 

Gre i i z iibe rqu n g s w e 1 1: ....... 


ein führ eu /.u wollen. Mir-'l ins isf bekannt, da Li nach § 35 Abs. 1 AWV bei der Zollabfertigung die Freiverkehrs- 
ib'sclic'in igung (Sonde!besrbeinigtmg für Schrott und gebrauchte Schienen) vorzulegen ist und daß innerhalb von 
'1 Monaten nach b, lei h; ng des Siotve; iriorks die Zollabfcu tigung der Waren zum freien Verkehr nachzuweisen ist. 


Ort und Tag 


Unterschrift 


... unter Nr. 

19. 






SICHTVERMERK der Genehmigungsstelle 

Eingegangen und eingetragen am . 

..., den ... 


Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Außenstelle Düsseldorf 





















05 

CC 


Raum für zollamtliche Eintragungen 

Folgende Vaien. sind zum freien Verkehr abgerertiat worden: 



H 






Bm){j(‘scj('sel.zbjdtl. r Jahrgang 1967. 






Nr. 


Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 


Anlage fl 5. Blatt 4 


Anlage E 5 zur AVVV 


1 


Für Etnführer zum Verbleib 


4. Ausfertigung 


Kontrollbesdieinigung für die S chrotteinfuhr 

(§ 35 Abs. 1 der Außenwirtscftaftsverordnung) 


Der / Die Uul<'r/.f!K'lmi:S('(nj 


Na me oder Finna: 






Beiuf oder Guwrjbe; ,....... 






Wohnort: .. 

erklatt / erklären, 

aus dem Vei'semhmgsLmd: . 

von dem g.-lnHs fremden fh-foyer: .. 




vollständige Anschrift 






een au g Anschrift 


nachstehend be'/eichmdo Waren 

I fundolsühl i< he Ro/rklimmg:. 

Bezeichnung nach dem Zolltarif:. 

Rohgewicht: ..... 

Grenzübet (jangswert: . 




(im'(4UnUiUi 








e m i li h i en /u wollen. Mit /Uns ist bekannt, da ft nach § 35 Abs. i AVVV bei der Zollabfertigung die Freivcrkehrs- 
Bosrhrmimmg (Sonde; Imsrhci nig urig ftir Sebiotl und gebrauchte Schienen) vos zulegen ist und daß innerhalb von 
■1 Monalen inirh Ibldhmg des Sich!Vermerks die Zollabfertigung der Waren zum freien Verkehr nachzuweisen ist. 


Ort,und Tag 


... 

Unterschrift 




SICHTVERMERK der Genehmigungsstelle 


Eingegangen und eingetragen am. ... unter Nr. 

...., den ....... 19. 


Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Aullenstelle Düsseldorf 
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Anlage T 1, Blau t (Vorderseite] 


Vor Ausfüllung HiickM^ite beachten! Anlage TI zur AM’Y 

Antrag auf Transithandelsgenehmigung 

(§ 43 der Auflenwirtsdiaftsverordnung) 



1. Menge und Arl der Wari'(u); 


2. Nr. des Warenverzeichnisses 
lür diu AiiflenhüudeNstuüstik; 


3, Einkaufsland: 


4. Ursprungsland: 


5. Kaufpreis: DM ... 

8. Käuferland:. 

7. Verliraudisland; 

{soweit bekannt): . 

8. Verkaufspreis: DM ... 

9. Vorgesehener Endtermin für die zahlungsmä tilge 

Abwicklung des TransUhandelsguschäfles: .. 

10. Bemerkungen; 


Firmenstempel und Unterschrift 



Anmerkung: 

In Rotel ruck: die Wörter „Vor AusUUhwu Räch seile beachten! 


















Nr, 1 Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage T l, Blatt 1 (Rückseite) 


Erläuterungen 


1 ink.mfsl.jud isl das Land, m dem der (Jebielsfremde ansässig ist, von dem der Gebietsansässige die Ware 
ei witl) 1 . Dieses I..nid gilt diids dann als EinkaufsUmd, wenn die Waren an einen anderen Gebietsansässigen 
>/, ci i i 1 1 v i’f Ö u I’i ■ i i vvci < len. 

! isprungsland i.sl d.is L.and, In dem die VVaie gewonnen oder hergeslelll worden ist; als Gewinnen gilt auch 
das Srjmineln vor, Allwaroii und Abladern Auf hoher See von Schiffen aus gewonnene oder auf Schiffen 
lngcsi.HHe W.iien haben ihren Ursprung in dem Land, dessen Flagge das Schiff führt. 

Sdul ml dt'i I !cr s eiIimg einer Ware mehrere Länder beteiligt, so ist als Ursprungsland das Land anzusehen, 

• ii di m die Ware y.ideizl. wirl.schafUidi sinnvoll so bearbeitet worden ist, daß sich ihre Beschaffenheit wesent¬ 
lich vtu«inde 1 1 hat. Dabei können im Zweifel auch Werlerhöhungen als Nachweis für eine wesentliche Ver¬ 
male 1 urig der best haf fo.nhcil angesehen werden. 

■ )<m m einem Lande gewonnenen oder hergestallten Waren stehen Waren gleich, die in dieses Land ein- 
geliilnl, dort in den freien Verkehr gelangt und anschließend so verwendet worden sind, daß sie der 
Wii (.schall, dieses Landes /.u/iirechnen sind. 

;wi Kt.nslgetjc.nsiäude, Sammlungsstüc.ke. und Anliquitäten gilt, das Versendungsland als Ursprungsland. 

Käuferland isl rl.is i.,<ind r in dem der Gebietsfrem.de ansässig ist, der von dem Gebietsansässigen die Ware 
i: i w i i bl. 

Verbraudisland ist das Land, in dem die Waren gebraucht oder verbraucht, bearbeitet oder verarbeitet 
worden sei lern. 

Ab; V e i l.ta arhs I a ml gilt 

bei dei Voäußerung von Seeschiffen das Lajid, in dessen Schiffsregister das Schilf eingetragen werden soll, 
sonst das Land, dessen Flagge das Schiff nach seiner Ablieferung führen soll, 

2. bei Waren, denen Voj brauchsland nicht bekannt ist, das limpfangsland. 

Hinweis 

Ein (Jenelimigungsbeschoid isl. der GcnchrnigungsstcIIe. unverzüglich zurückzugeben, wenn 

1. die erteilte Genehmigung ungültig wird, bevor sie ausgenutzt wurde, 

2 . der Begüusligle die Absicht, aufgibt, die Genehmigung auszunutzen, oder 

3. der Bescheid, der nach Verlust durch eine Zweitausfertigung ersetzt worden war, wieder aufgefunden wird. 
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Anlage 7 1, Blat 


T I *mv A WV 

Transithandelsgenehmigung Nr. 

(§ 43 der■ AußenwirtschaHsverordnung) 

NICHT ÜBERTRAGBAR 


NiUU;.: u:u’ AtimIitüi dos Am• 1 «*])r-is: 


Geschäfts-Nr. des Antragstellers. 


... den 


196. 


Fernruf ! Fernschreiber 


l. Menge und Art der Ware(n); 


2. Nr. des Warenverzeichnisses 

tiir die Aiijlenh<iiuteh.sl<ihslik • 


3. Einkauisland: 


4. Ursprungsland: 


5. K.uilpreis: DM 


6, Käuferland: 


7. Verbraiuhsland: 

(soweit b('kunnt); 


8. Verkaufspreis: DM .. 


9. Vorgesehener Endtermin für die zahlungsmäflige 
Abwicklung des Translthandelsgeschäftes; . 

10. Bemerkungen: 


Die Veräußerung der Ware im Rahmen des oben beschriebenen Transtthandelsgescha/fs wird geneh¬ 
migt. Diese Genehmigung befreit nur von der Beschränkung nach dem Außen wiilschaftsgeselz und 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts Verordnungen. 

Andere Verbote und Beschränkungen bleiben unberührt. 



Bedingungen, Befristungen, Auflagen, 
Widerrufs Vorbehalt 


Rechtsbehelfsbelehrung ist beigelügt. 


Anmerkungen: 

Aul Wass erzeich enpapi er, holzfrei, reagenzlähig, Barbe hell hi au 
In Rotdruck: die Wörter „NICHT ÜBERTRAGBAR". 




























Anlage S 1 zur AWV 


An die 

Wasser* und Schiffahrtsdirektion 


Aktive Dienstleistungen im Seeverkehr 

Meldung nach § 50 Abs. 1 Nr. 1 der Außenvvirtschaftsverordnung 


Name oder Firma des Meldepflichtigen 


Anschrift 

zur Weiterleitung 

an den Bundesminister für Verkehr, Abt. Seeverkehr Fernruf .. Hausapparat 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

T 1 

8 

9 

10 

n 

Schiffsname und 
fleisenummer 

A 

ze 

c 

Tag 

bschluJ 

utpuni 

tes Vei 

Monat 

3- 

:t 

irages 

Jahr 

Art 

M9 

E2) 

R e 

Ladehafen 

s e 

Löschhafen 

Be 

Lj 

Tag 

ginn d< 
egetag 

Monat 

sr 

e 

Jahr 

L a d u n 

Art 

f7 

O 

Menge 

Frachtr. 
[Basis 1 L 
1 Lösdihc 

Währung 
und Betrag 

rte 

ade-/ 

ifen) 

per 

(Einheit) 

Land des 
Vertrags¬ 
partners 
















Änderung (Tag der 1. Meldung . 




.) 


























Ort und Tag 

*} M ■* Mengen vertrag 2 ) E — Einaeireise 


Unterschrift 




Q 

<C) 


rs 

Co 


N4 

CO 


Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage S 2 


Anlage S 2 zur AWV 


Passive Dienstleistungen im Seeverkehr 

Meldung nach § 50 Abs, 2 der Außenwirtschaftsverordnung 


An die 

Wasser- und SchifTahrlsdirektion 


Name oder Firma des Meldepflichtigen___ 


... Anschrift 

zur Weitorloitung 

an den Bundesininister f. Verkehr, Abt. Seeverkehr Fernruf 


1. Name und Anschrift des gebietsfremden Vertragspartners 


2. Datum und Art des Vertrages 19 /. 

(E Einzelreise, K/ . (Anzahl) Konsekutive Reisen, M = Mengenvertrag, Z = Zeitcharter) 

3. Schiffsmerkmalc: Flagge .Name 


B R T 


tdw._... Art 


4. 


Lsde- 

Anliefe rungs- 


hafen 


5. 


Lösch- 

Rückliofenmgs- 


hafen 


6 . Beginn der Liegetage .... 

bei langfristigen Verträgen: Vertragsdauer von ... . . bis 

7. Art und Menge der Ladung .. 

(bei Zeitcharter: vorgesehenes Fahrtgebiet) 

8 . Frachtrate (bei Zeitcharter: Chartern!ietc) 

(Währung und Betrug per Einheit, bei Frachtraten Basis 1 Lade-/ 1 Löschhafen) 

9. Nummer der Ceuehrnigung zum Abschluß dieses Vertrages ... 

(nur im Falle der Genehmigungsbedürftigkeit — § 46 AWV — anzugebenj.' 

lü, Änderung: 

Tag der 1. Meldung ..... 

Änderung des Vertrages: 


Nr. der Zeile 


Hausapparat... 


Raum 

für 

amtliche 

Ein¬ 

tragungen 


Orl und Tacj 


Unterschrift 
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Anlage K 1 (Vorderseite) 

Anlage K 1 zur AWV 


Vermögensanlagen Gebietsansässiger in fremden 

Wirtschaftsgebieten 


Anschlußmeldung zur Meldung vom 


An die Landeszentralbank 
Hauptstelle/Zweigstelle 


Postleitzahl 


Land: . 

(fremdes Wirtschaftsgebiet) 

Neuanlage □ J ) Liquidierung [^] ‘) 

In fünffacher Ausfertigung 

zwei Ausfertigungen für die Deutsche Bundesbank 
eine Ausfertigung für den Bundesminister für Wirtschaft 
eine Ausfertigung für das Auswärtige Amt 

eine Ausfertigung für die oberste Landesbehörde für Wirtschaft 
oder die von ihr bestimmte Stelle 


Meldung 

nach §§ 55 und 56 der Außenwirtschaftsverordnung über Vermögensanlagen Gebietsansässiger 

in fremden Wirtschaftsgebieten 

für den Monat. 19./ das Kalenderjahr 19. 

A. Allgemeine Angaben 

I. zur Person des Meldepflichtigen 

1. Firma (bei Gesellschaften auch Rechtsform) oder Vor- und Zuname . 


2. Wirtschaft-, Gewerbezweig oder Beruf. 

Produktion I I 1 ) Handel I I *) 

3. Anschrift .... 

Ort Straße 

II. über das Unternehmen, die Zweigniederlassung oder Betriebsstätte im fremden Wirtschaftsgebiet 

Unternehmen □ J ) Zweigniederlassung | | x ) Betriebsstätte □ ‘) 

4. Firma oder sonstige Bezeichnung (bei Gesellschaften auch Rechtsform) . 

5. Wirtschafts- oder Gewerbezweig . 

Produktion Q ') Handel Q ‘) 

6. Anschrift ... 

Ort Straße 

7. Gesamtkapital (bei Zweigniederlassungen oder Betriebsstätten deren Buchwert) . 

III. wenn der Meldepflichtige sich zum Erbringen seiner Leistung eines Gebietsfremden bedient 

(§ 55 Abs. 1 Satz 2 AWV): 

8. Land, in dem der Gebietsfremde seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder Wohnsitz, Sitz oder Ort der 

Leitung hat: . 


9. (Zur Vermeidung einer Doppelerfassung) Ist die Zuweisung der Mittel für diese Leistung an den 
Gebietsfremden bereits einmal nach § 55 AWV gemeldet worden? ja / nein 7 ) 


B. Angaben über die Vermögensanlage im fremden Wirtschaftsgebiet 

Bei Gründung oder Beteiligung Im Berichtszeitraum 

an Unternehmen: aufgewendeter Betrag 3 ) 

Anteil am Gesamtkapital oder Wert der Leistung 

o/o DM 

I. Art der Vermögensanlage 

10. Gründung oder Errichtung . 

11. Erwerb . 

12. Beteiligung . 

13. Ausstattung mit Anlagemitteln. 

14. Gewährung eines Darlehens . 

15. Zuschüsse. 

16. 


17. 


Falls die Vcrmögensanlage in Aktien, Urkunden über sonstige Anteilsrechte oder Schuldverschrei¬ 
bungen verbrieft ist: 

Nennbetrag oder Stückzahl 
(gesamt) 

a) Aktien . 


b) sonstige Anteilsrechte . 

c) Schuldverschreibungen . 


Anmerkungen siehe Rückseite 
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Anlage K 1 (Rückseite) 

II. Art der Leistung Betrag 

18. Barzahlung, Überweisungen 2 )... 

darunter aus Kreditaufnahmen in fremden Wirtschafts¬ 
gebieten . 

19. Aufrechnung und Verrechnung von Forderungen aus: 

a) Kapitalerträgen . 

b) Darlehen . 

c) sonstigen Rechtsgeschäften..... 

20. Einbringung von Sachen und Rechten: 

a) als Anlagevermögen eingebrachte Sachen, ausgenommen Wertpapiere 

b) Wertpapiere 

Bezeichnung: . 

Nennbetrag: . 

c) Schutzrechte, Erfindungen. 

d) sonstige Sachen und Rechte .. 

C. Angaben über die Liquidierung von Vermögensanlagen im Berichtszeitraum 

(§ 55 Abs. 2 AWV) 

Für die Vermögensanlage 
früher gemeldete Beträge 3) 4) 

DM 

21. Veräußerung des Unternehmens, der Zweigniederlassung / Betriebs¬ 
stätte / Beteiligung an 

a) Gebietsfremde . 

davon Übertrag auf eigene Holdingsgesellschaften 5 ) 0 ) . 


b) Gebietsansässige °) . 

22. Auflösung des Unternehmens . 

23. Aufhebung der Zweigniederlassung oder Betriebsstätte . 

24. Darlehensrückzahlung . 

25. 

26. Falls die Vermögensanlage in Aktien, Urkunden über sonstige Anteilsrechte oder Schuldverschrei¬ 
bungen verbrieft war: 

Nennbetrag oder Stückzahl 
(gesamt) 

a) Aktien . 

b) sonstige Anteilsrechte . 

c) Schuldverschreibungen .#. 

27. Diese Vermögensarilage wurde gemeldet am . — bisher nicht gemeldet') —■■. 


Im Berichtszeitraum 
auf gewendeter Betrag 3) 
oder Wert der Leistung 

DM 


1) Zutreffendes ankieuzen. 

*) Bei Teilzahlungen ist für jede Zahlung eine gesonderte K 1-Meldung zu erstatten. 

8) Wurde Fremdwährung aufgewendet, so ist der DM-Gegenwert im Zeitpunkt der Vcrmöyensanlage anzugeben; ist die Vermögens- 
anlage vor dem 1.1. 1952 vorgenommen worden, so ist der Betrag oder Wert der Gegenleistung oder der Buchwert im Zeitpunkt 
der Liquidiere n g anzugeben. 

4) Bei teilweiser Veräußerung, Auflösung, Aufhebung oder Rückzahlung ist jeweils nur der entsprechende Anteil des für die Ver¬ 
mögensanlage früher gemeldeten Betrages einzusetzen; der letzte Teilbetrag ist als solcher zu bezeichnen. 

5) Einschließlich der Gesellschaften unter Kontrolle des Meldepflichtigen. 

#) Name oder Firma und Anschrift. 

7 ) Nichtzutreffendes streichen. 


Ort und Datum 


Unterschrift 
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Anloge K 2 (Vorderseite) 

Anlage K 2 zur AWV 


Vermögensanlagen Gebielsfremder im Wirtschaftsgebiet 


Anschlußmeldung zur Meldung vom 


Land: . 

{in dem der beteiligte Gebietsfremde ansässig ist} 


An die Landeszentrdlbank Neuanlage U) Liquidierung 

Hauptstclle/Zwcigstelle L ~ J 

In fünffacher Ausfertigung 

zwei Ausfertigungen für die Deutsche Bundesbank 
eine Ausfertigung für den Bundesminister für Wirtschaft 

1 ' ..■» "■■■ ■ ' ' ■ .. i —— eine Ausfertigung für das Auswärtige Amt 

Postleitzahl eine Ausfertigung für die oberste Landesbehörde für Wirtschaft 

oder die von ihr bestimmte Stelle 

Meldung 

nach §§ 57 und 58 der Außenwirtschaftsverordnung über Vermögensanlagen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet für den 

Monat . 19. / das Kalenderjahr 19. 



A. Allgemeine Angaben 

I. Zur Person des gebielsansässigen Meldepflichtigen 
3. Firma [bei Gesellschaften audi Rechtsform] oder Vor- und Zuname 


2. Anschrift 


Ort Straß« 

II. über das Unternehmen, die Zweigniederlassung oder Betriebsstätte im Wirtschaftsgebiet 


Unternehmen 


□') 


Zweigniederlassung Betriebsstätte □*) 


3. Firma oder sonstige Bezeichnung (bei Gesellschaften auch Rechtsform} 


4. Wirtschafts- oder Gewerbezweig .... 

Produktion | | ] ) Handel | I 1 } 

5. Anschrift . 

Ort Straß« 

6. Gesamtkapital (bei Zweigniederlassungen oder Betriebsstätten deren Buchwert) ..... 


III. zur Person des gebietsfremden Beteiligten 

7. Firma (bei Gesellschaften auch Hechtsform) oder Vor- und Zuname 


8. Wirtschafts-, Gewerbezweig oder Beruf,..... 

9. Ansdirift . 

Ort Straße 


B. Angaben über die Vermögensanlage im Wirtschaftsgebiet 

Bei Gründung von oder Be» Im Berichtszeitraum ent» 
teiligung an Unternehmen: gegengenommener Betrag 
Anteil am Gesamtkapital oder Wert der entgegen¬ 
genommenen Leistung 

* , , % DJVf 

1. Art der Vermogensanlage 

10. Gründung oder Errichtung . .-........ .-...— 

11. Erwerb . —.. 


12. Beteiligung . 

13. Ausstattung mit Anlagemitteln .. 

14 . Gewährung eines Darlehns. 

15. Zuschüsse . 


16 . 




Anmerkungen siehe Rückseite 
Anmerkung: 

Papierfarbe: zitronengelb 
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Anloge K 2 (Rückseite) 


17. Falls die Vermögcnsanlage in. Aktien, Urkunden über sonstige Anteilsrechte oder Schuld¬ 
verschreibungen verbrieft ist: 


Im Berichtszeitraum ent¬ 
gegengenommener Betrag 
oder Wert der entgegen¬ 
genommenen Leistung 
DM 


Nennbetrag ln DM (gesamt) 

a) Aktien . .... 

b) sonstige Anteilsrechte ... 

c) Schuldverschreibungen . 

II. Art der Leistung 

18. Barzahlungen, Überweisungen ... 

19. Aufrechnung und Verrechnung von Forderungen aus: 

a) Kapitalerträgen ... 

b) Darlehen . 

c) sonstigen Rechtsgeschäften . 

20. Einbringung von Sachen und Rechten: 

a) als Anlagevermögen cingebrachte Sachen, ausgenommen Wertpapiere . 

b) Wertpapiere 

Bezeichnung: ....... 

Nennbetrag: .... 

c) Schutzrechte, Erfindungen. 

d) sonstige Sachen und Rechte.. 







C. Angaben über die Liquidierung von Vermögensanlagen im Berichtszeitraum (§ 57 Abs. 2 AWV) 

Für die Vermögensanlage 
früher gemeldete Beträge 2 ) 

DM 

21. Veräußerung des Unternehmens, der Zweigniederlassung/Betriebsstätte/Beteiligung 

an Gobietsansässige ... 

22. Auflösung des Unternehmens ..... 

23. Aufhebung der Zweigniederlassung oder Betriebsstätte . 

24. Darlehensrückzahlung . 

26. Falls die Vermögcnsanlage in Aktien, Urkunden über sonstige Anteilsrechte oder Schuldverschreibungen verbrieft war: 

Nennbetrag in DM (gesamt) 

a) Aktien .. . 

b) sonstige Anteilsrechte . 

c) Schuldverschreibungen . 

27. Die Vermögensanlage ist gemäß § 57 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung — nicht 3 } — gemeldet worden am: . 


*) Zutreffendes ankreuzen. 

E ) Bel teilweiser Veräußerung, Auflösung, Aufhebung oder Rückzahlung ist jeweils nur der entsprechende Anteil des für die Vermögens¬ 
anlage früher gemeldeten Betrages einzusetzen; der letzte Teilbetrag ist als solcher zu bezeichnen. Ist die Vermögcnsanlage vor dem 1. 9. 61 
vorgenommen worden, so ist der Betrag oder Wert der Gegenleistung oder der Buchwert im Zeitpunkt der Liquidierung anzugeben. 

3) Nichtzutreffendes streichen. 


Ort und Datum 


Unterschrift 























































Stark umrandete Felder sind vom Meldepflichtigen {Auftraggeber] nicht auszufüllen 


Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage Z f (Vorderseite) 






^>y *$iSi[v A **& >v Sk* >i ’ÄiÄ * fX-wi&WuLh 


Anlage Z 1 zur AWV 


Zahlungsauftrag im Außenwirtschaftsverkehr 

Meldung nach § 59 der Außenwirtschaftsverordnung 


Ortsstempel mit Nr. 


Bereichs-Nr. 


(Anschrift des beauftragten Geldinstituts oder der Postanstalt) 


Währung 


in Worten: 


Betrag 


Meidepflichtiger {Auftraggeber); 


Name oder Firma; 


Anschrift: 


Fernruf: 

Hausapparat: 


Gewerbe: 




Der schraffierte Raum steht für Angaben zur Verfügung, die das Geldinstitut 
zur Ausführung des Zahlungsauftrages benötigt. 


3. Nr. d. Einfuhrorkliirung, (Eli) 
d. Einfuhrgenehmigung, (F.G) 
d. Saar-Einfuhrstheins (SH) 


1. Wareneinfuhr*] 

2. Einkaufsland 
(lt. EE/EG/SE) 


3. Betrag in D-Mark 

(ohne Pfennige} 


II. Transithandel (soweit zutreffend, ankreuzen und Rüdeseite nusfüllen) 

III. Dienstlcistungs- und Kapitalverkehr, Sonstiges*) 


1. Kennzahl lt. LeistungsVerzeichnis ... 3. für Kapitalanlagen zusätzlich: 

i "i r 

2. Land ....... Anlageland:...L 

(Land des Gläubigers) 

4. Nähere Angaben über den Zahlungszweck 

{Wichtigste Einzelheiten des Grundgeschafts angeben z. B. Erwerb eines Grundstückes in.Darlehnsgewährung an ein Unternehmen in . 

eines in .... oufgenommenen Kredits. Lizenzgebühr für ein ausländisches Patent,) 


.., Rückzahlung 


*) Falls Raum nicht ausreicht, Rückseite benutzen. 


Ort und Datum 


Unterschrift 


Anmerkung: 

ln R o t d r u c k : Umrandung oben und rechts. 
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Anloge Z 1 (Rückseite) 


Raum für weitere Angaben 


Transithandel 


Die umstehende Zahlung betrifft das/die Transithandelsgeschäft(e) 


Art der Ware: 


ggf- 

Genehm.- 
Nr. 


Nr. d. Waren- 
Verz. f. d. 
Außenhandels¬ 
statistik 


Einkaufsland 


Betrag in D-Mark 

(ohne Pfennige) 


Sofern die Ware bereits veräußert ist (Durchgehandelte Transithandelsgesdhäfte): t) 

Eingang des 
Verkaufserlöses 
(Monat u. Jahr] 1 2 3 ] 

ggf- 

Genehm.- 
Nr, 

Nr. d. Waren- 
Verz. f. d. 
Außenhandels¬ 
statistik 

Käuferland 

Bezeichnung 

der 

empfangenen 
Währung 3) 

Verkaufspreis 
Betrag in D-Mark 
(ohne Pfennige) 


1) Bei Transithandelsgeschäften, bei denen die Ware im Zeitpunkt der Bezahlung an den Lieferanten noch nicht veräußert ist, 
ist der Eingang der Verkaufserlöse mit Vordruck Anlage Z 4 zur AWV zu melden. 

2) Sofern der Verkaufserlös noch nicht eingegangen ist, voraussichtlichen Zeitpunkt des Eingangs des Verkaufserlöses angeben. 

3) Bei späterem Eingang des Verkaufserlöses die voraussichtlich zu erwartende Währung angeben. 















Nr. 1 — Tag der Ausgabe; Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage Z 2 


Anlage Z 2 zur AWV 


In zweifacher Ausfertigung 


An die 

Landeszen tralbank 
Hauptstelle/Zwoi gs teile 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 73 

Frankfurt (Main) 


Auslandskontenmeldung (Eingänge) 

Meldung nach § 59 der Außenwirtschaftsverordnung 
über eingehende Zahlungen auf Konten bei 
gebietsfremden Geldinstituten 

- nur für Zahlungen außerhalb des Warenverkehrs - 


Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 


B e r i di t s z e i t r a u m 

Name oder Firma des 
Meldepflichtigen . 

Gewerbe . 

Anschrift . 

Fernruf . Hausapparat 


Stark umrandete Felder 

□ 


nicht ausfüllen 


1 

2 

3 4 

5 

0 

Kenn¬ 

zahl 

Eingehende Zahlungen (Gutschriften) 

Wäb- 

rungs- 

bezeich- 

nung 

Währungs¬ 
betrag (ohne 
Dezimalstellen) 

DM-Gegenwert 

ZahJungszweck l) 

Land des Schuldners 










1) Wichtigste Einzelheiten des Grundgeschäfts angeben, bei Liquidation von Vermögensanlagen in fremden Wirtschaftsgebieten (Veräußerung aus¬ 
ländischer Wertpapiere, Beteiligungen, Grundstücke etc.) zusätzlich Anlageland. 


Ort und Datura 


Unterschrift 


Anmerkung: 

Papierfarbe der 2. Ausfertigung: rosa 
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Anlage Z 3 


Anlage Z 3 zur AWV 


In zweifacher Ausfertigung 


An die 

Landeszentralbank 
Hauptstelle/Zweigs teile 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 73 

Frankfurt (Main) 


Auslandskontenmeldung (Ausgänge) 

Meldung nach § 59 der Außenwirtschaftsverordnung 
über ausgehende Zahlungen aus Konten bei 
gebietsfremden Geldinstituten 

- nur für Zahlungen außerhalb des Warenverkehrs - 


Berichtszeitraum 

Name oder Firma des 
Meldepflichtigen . 

Gewerbe . 

Anschrift. 

Fernruf. Hausapparat 


Ortsstcmpel mit Nr. Bereichs-Nr, 


Stark umrandete Felder 

□ 


nicht ausfüllen 


1 

2 

3 | 4 

5 

6 

Kenn¬ 

zahl 

Ausgehende Zahlungen (Lastschriften) 

Wäh- 

rungs- 

bezeich- 

nung 

Währungs¬ 
betrag (ohne 
Dezimalstellen! 

DM-Gegenwert 

Zahlungszweck 1) 

Land des Gläubigers 










l) Wichtigste Einzelheiten des Grundgeschäfts angeben, bei Vermögensanlagen in fremden Wirtschaftsgebieten (Erwerb ausländischer Wert¬ 
papiere, Beteiligungen, Grundstücke etc.) zusätzlich Aniageland. 


Ort und Datum 


Unterschrift 


Anmerkung: 

Papierlarbe der 2. Ausfertigung: rosa 

























Anmerkung: 

Aul 2. Ausfertigung in Rotdruck: Umrandung oben und rechts. 


Anlage Z 4 zur AWV 
In zweifacher Ausfertigung 

An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 

Frankfurt (Main) 


Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr 1 ’ 

Meldung nach § 59 der Außenwirtschaftsverordnung 
Name oder Firma des 

Meldepflichtigen ........ 

Gewerbe.........„. 

Anschrift.._._.. 

Fernruf.Hausapparat. 


Ortsstempel mit Nr. ßereichs-Nr> 


Stark umrandete Felder 


□ 


nicht ausfüllen 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Monat 

und 

Jahr 

Kennzahl 

It. 

Leistungs¬ 

ver¬ 

zeichnis 

Bei Wareneinfuhr, Nr. der Einfuhrerklärung, Einfuhrgenehmigung, des Saarein¬ 
fuhrscheins 

bei Transithandel 2 ), die Bezeichnung „Tr" (u. ggf. Genehmigungsnummer) sowie 
Art der Ware und Nr. des Warenverzeichnisses f.d. AH Stat. 

bei Dienstleistungs- u. Kapitalverkehr, Sonstigem, wuchtigste Einzelheiten des 
Grundgesdiäfts; bei Vermögensanlagen außerhalb des Wirtschaftsgebietes 3 > 
zusätzlich Anlageland; bei Lieferungen und Leistungen an ausländische 
Streitkräfte im Gebiet zusätzlich Beschaffungsstelle und Nr. des Warenver¬ 
zeichnisses f.d. AH Stat. 

Land 

Wareneinfuhr: Einkaufsland 4 ) 
Transithandel: Käufer- oder 

Einkaufsland 

Sonst; Schuldner* oder 

Gläubigerland 

Eingehende Zahlungen 

Ausgehende Zahlungen 5 ) 

Bezeichnung 

der 

empfangenen 

oder 

gezahlten 
Währung 8 ) 

Betrag in D-Mark 
(ohne Pfennige) 

Betrag in D-Mark 
(ohne Pfennige) 

Bei Meldung für a) Wareneinfuhr und Transithandel b) Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, Sonstiges bitte getrennte Vordrucke verwenden 












1) Zahlung ist auch die Verrechnung und Aufrechnung. Als Zahlung gilt ferner das Einbringen von Sachen und Rechten in Unternehmen, Zweigniederlassungen und Betriebsstätten. — 2) Für Transft- 
handel: Soweit bei einem Zahlungsausgang die Ware bereits veräußert, aber der Gegenwert noch nicht eingegangen ist, ist mit dem Zahlungsausgang auch bereits der zu erwartende Verkaufserlös 
zu melden. Hierbei ist in der Spalte „Monat und Jahr“ das voraussichtliche Eingangsdatum, in der Spalte „Land“ das Käuferland und in der Spalte „Eingehende Zahlungen“ der vereinbarte Verkaufs¬ 
preis (in DM umgerechnet) einzusetzen. Transithandelsgeschäfte, die mit Vordruck Anlage Z 1 zur AWV zu melden sind, sind hier nicht noch einmal aufzuführen. — 3) Erwerb oder Veräußerung 
ausländischer Wertpapiere, Beteiligungen, Grundstücke usw. —4) Wie in der Einfuhrerklärung, Einfuhrgenehmigung oder im Saareinfuhrschein. — 5) Ausgehende Zahlungen, die mit dem Vordruck 
„Zahlungsauftrag im Außenwirtschaftsverkehr“ (Anlage Z 1 zur AWV) zu melden sind (Zahlungen über Geldinstitute/Postanstalten an Gebietsfremde), sind in dieser Meldung nicht noch einmal auf¬ 
zuführen, — 6) Anstelle der Währungsbezeichnung ist bei Aufrechnungen und Verrechnungen der Buchstabe „V", bei Einbringung von Sachen und Rechten der Buchstabe „E“ einzusetzen. 


3 

O 

«5 

Csj 


00 

CO 


Ort und Datum 


Unterschrift 


Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 



























Anlage Z 5 zur AWV 


00 

»ft 


Kurzfristige Forderungen und Verbindlichkeiten 

gegenüber Gebietsfremden _ 

ln zweifacher Ansfertigung Meldung nach § 62 der Außenwirtschaftsverordnung ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 


An die 

Landeszentralbank 
Hauptstelle/Z weigstelle 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 74 


Monatliche Meldung nach dem Stand vom 
Name oder Firma 

des Meldepflichtigen . 

Gewerbe . 

Anschrift . 

Postleitzahl 


Meldepüichtig sind nur Gebietsansässige, deren 
Guthaben und Forderungen oder deren Ver¬ 
bindlichkeiten bei Ablaut des Kalendermonats 
— jeweils zusammengerechnet — mehr als 
100 Ö00 DM betragen 


Frankfurt (Main) 


Fernruf 


Hausapparat 


1 

2 

3 

4 

5 1 

6 

7 

8 

Land des Schuldners l) 

Land des Gläubigers 2) 

Währungs¬ 

bezeichnung 

Kurzfristige Forderungen gegenüber 

Kurzfristige Verbindlichkeiten 
(ohne Indossamentsverb. s. Sp. 8) 
gegenüber 

Indossaments¬ 
verbindlichkeiten 
aus in fremden 
Wirtschaftsgebieten 
diskontierten Wechseln 

gebietsfremden Geldinstituten 

sonstigen 

Gebietsfremden 

gebietsfremden 

Geldinstituten 

sonstigen 

Gebietsfremden 

täglich fällige 
Guthaben 

befristete Guthaben 
(Termin- und 
Kündigungsgelder) 

Beträge in fremder Währung sind nicht in DM umzurechnen 










1) Bei Forderungen. 

2) Bei Verbindlichkeiten 


Ort und Datum 


Unterschrift 


S3 

o 

«a 

03 

N 

C71 
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Anmerkung: 

Papierfcrbe: hellgrün 


Anlage Z 5 a zur AWV 


In zweifacher Ausfertigung 


Forderungen und Verbindlichkeiten 
gegenüber Gebietslremden 

Meldung nach § 62 Abs. 4 der Außenwirtschaftsverordnung 


An die Monatliche Meldung nach dem Stand vom . 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle Name oder Firma 

des Meldepflichtigen . 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 74 

Frankfurt (Main) 


Gewerbe . 

Anschrift .-. 

Postleitzahl 

Fernruf ... Hausapparat 


Ortsstempel mit Kr. Bereichs-N'r. 


Forderungen 

Betrag in DM 

(ohne Pfennige) 

V erbindlichkeiten 

Betrag in DM 

(ohne Pfennige) 

1. Forderungen an Gebietsfremde aus Warenlieferungen 
und Leistungen 

1 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden aus 
Warenlieferungen und Leistungen 


2. An Gebietsfremde geleistete Anzahlungen (für Waren¬ 
einfuhr etc.) 

! 

2. Von Gebietsfremden empfangene Anzahlungen (für 
Warenausfuhr etc.) 


3 . Guthaben bei gebietsfremden Geldinstituten 

3. Sonstige Verbindlichkeiten*) gegenüber Gebiets¬ 
fremden 

a) kurzfristige Verbindlichkeiten (bis 1 Jahr) 

b) mittelfristige Verbindlichkeiten (über 1 Jahr bis 

4 Jahre) 

c) langfristige Verbindlichkeiten (über 4 Jahre) 


4. Sonstige Forcierungen*) an Gebietsfremde 

a) kurzfristige Forderungen (bis 1 Jahr) 

b) mittelfristige Forderungen (über 1 Jahr bis 4 Jahre) 

c) langfristige Forderungen (über 4 Jahre) 

— - -- ■ -! 




*) Ohne in Wertpapieren verbriefte Forderungen bzw. Verbindlichkeiten. 


Ort und Datum 


Unterschrift 


3 

Q 

«Q 


M 

Ol 

a 


CO 

Oi 


Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage Z 0 


Anlage Z G zur AWV 


Ortsstempel mit Nr. Bereidis-Nr. 

Stark umrandete Felder n nicht ausfüllen 


An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Überfällige Ausfuhrförderungen 

Meldung nach § 65 Abs. 1 
der Außenwirtschaftsverordnung 


Monatliche Meldung nach dem Stand vom 
Ende des Monats..19»_ 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
A 303 


Name oder Firma 
des Mel de pflichtigen 

Gewerbe... 


Frankfurt (Main) 


Anschrift 


1 

2 

3 

Käuferland 

W ährungsb eze idmung 

Währungsbetrag 







Ort und Datum 


Unterschrift 
























Nr. 1 


Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage Z 7 


Anlage Z 7 zurAWV 


Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 

Stark umrandete Felder n nicht ausfüllen 


An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Vorauszahlungen bei Ausfuhren 

Meldung nach § 65 Abs. 2 
der Außen wirtschafts Verordnung 


Monatliche Meldung nadi dem Stand vom 
Ende des Monats . .... .. . 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an dio 
Deutsche Bundesbank 
A 303 


Name oder Firma 
des Meldepfliditigen 


Gewerbe 


... 


Frankfurt (Main) 


Anschrift 


1 

2 

3 

Käuferland 

% 

Währungsbezeidbnung 

Währungsbetrag 







Ort und Datum 


Unterschrift 















Anlage Z 8 zur AWV 

An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Einnahmen und Ausgaben der Seeschiffahrt 

Meldung nach § 67 der Außenwirtschaftsverordnung 
für den Monat. 19. 


Postleitzahl 

In vierfacher Ausfertigung 

zwei Ausfertigungen für die Deutsche Bundesbank 
eine Ausfertigung für den Bundesminister für Verkehr 
eine Ausfertigung für die oberste Landesbehörde 
für Wirtschaft oder die von ihr bestimmte Stelle 


Name oder Firma des 

Meldepflichtigen*) . 

Anschrift . 

Fernruf . Hausapparat 



Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 


Stark umrandete Felder 

Lj 

nicht ausfüllen 


Einnahmen 


Einnahmen von 

Linienverkehr 

Gebietsfremden 

Trampverkehr 

Seefrachten 

Passagen 

Seecharter¬ 

gebühr 

Passagen 

210 

040 

220 

050 


Einnahmen von C 

Linienverkehr 

jebietsansässigen 

Trampverkehr 

Seefrachten im 

einkommenden | ausgehenden 
Verkehr 

Passagen 

Seechartergebühren ira 

einkommenden J ausgehenden 
Verkehr 

Passagen 

230 

240 

060 

250 

260 

070 


Länder 2) 


Beträge in DM ohne Pfennige 


Insgesamt: 


3 

Q* 

<Q 

n 

N 


o 


1) Wird die Meldung durch einen Beauftragten des Meldepflichtigen (Korrespondentreeder, Makler u. ä.) erstattet, so ist hier der Name des Maklers, Korrespondentreeders oder sonstigen Beauftragten, auf 
einer Anlage Name und Wohnsitz oder Sitz des (der) Meldepfiichtigen anzugeben. 

2) Als Land ist anzugeben: Bei Einnahmen von Gebietsfremden — Land, in dem der gebietsfremde Schuldner seinen Wohnsitz oder Sitz hat; bei Einnahmen von Gebietsansässigen im einkommenden Verkehr — 
Land, in dem der Verschiffungshafen liegt; bei Einnahmen von Gebietsansässigen im ausgehenden Verkehr — Land, in dem der Bestimmungshafen liegt. 
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Ausgaben 



Zahlungen an Gebietsfremde 

Länder 3) 


allgemeine 
Schiffahrts¬ 
kosten 4) 

Kosten für das 
Seeschiffen fr 

Frachtschiffe 

Chartern von 
emder Flagge 

Fahrgastschiffe 

Zeit¬ 

rabatte 

Länder 3) 


allgemeine 
Schiffahrts¬ 
kosten 4) 

Kosten für das 
Seeschiffen fr 

Frachtschiffe 

Chartern von 
emder Flagge 

Fahrgastschiffe 

Zeit¬ 

rabatte 



310 

280 

040 




310 

280 

040 




Beträge in DM ohne Pfennige 



Beträge in DM ohne Pfennige 













Insgesamt: 




Insgesamt: 






3} Land, in dem der Gläubiger seinen Wohnsitz oder Sitz hat, 

4) Einschließlich der Vergütungen an gebietsfremde Agenten, Konsulatsgebühren, Schiftsbedürfnisse (ohne Zahlungen an gebietsansässige Schiffsausrüster), Notreparaturen, Kosten für Bergung und Hilfeleistung 
und Kosten der Fischereifiotte. 

3 

Q* 

N 

co 

Äf 

C: 




Ort und Datum 


2 


CO 

CO 


Unterschrift 


Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anloge Z 9 


Anlage Z 9 zur AWV 



Ortsstcmpel mit Nr. 


Bereichs-Nr. 


Stark umrandete Felder □ nicht ausfüllen 


An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Meldung der Reisebüros 


nach § G8 der Außenwirtschaftsverordnung 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 731 


für Monat 


Name oder Firma 
des Meldcpflichtigen 


. 


Frankfurt (Main) 


Anschrift 


Fernruf 


Hausapparat 



















Anmerkung ; Auf 2. Ausfertigung in R o t d i u c k : Umrandung oben und rechts 


Anlage Z 10 zur AWV 

In zweifacher Ausfertigung 

An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 

Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 730 


Meldungen der Geldinstitute 

Wertpapiergeschäfte im Außen Wirtschaftsverkehr*) 

Meldung nach § 69 Abs. 2 Nr. 1 der Außenwirtschaftsverordnung 
für . 196... 

Berichtszeitraum 

Geldinstitut . 

Firma 

Anschrift. 


Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 


Stark umrandete Felder 


nicht ausfüllen 


Frankfurt (Main) 


Fernruf 


Ffausapparat 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Kenn- 

Nennbetrag 

oder 

Stückzahl 

Bezeichnung der Wertpapiere 3) 

(bei deutschen Auslandsbonds zusätzlich 

Emission und Tranche angeben) 

Land 

bei ausländ. Wertpapieren: 

Sitz des Emittenten 
bei inländ. Wertpapieren: 
Sitz oder Wohnsitz des 
gebietsfremden Käufers oder 
Verkäufers 

Eingehende Zahlungen 4) 

für Veräußerung 
an Gebietsfremde 

Ausgehende Zahlungen 4) 

für Erwerb von 
Gebietsfremden 

Bezeichnung 

der 

empfangenen 
oder gezahlten 
Währung 

zahl 2) 

Betrag in DM 5) 

(ohne Pfennige) 

Betrag in DM 5) 

(ohne Pfennige) 













1) Wertpapiergeschäfte mit Gebietsfremden für eigene oder fremde Rechnung sowie Einlösung inländischer Wertpapiere für Rechnung von Gebietsfremden. 

2) Bezugsrechte sind unter der Kennzahl lür das zu beziehende Wertpapier zu melden. 

5) Bei inländischen, n'cht auf ausländische Währung lautenden Wertpapieren genügt Angabe der Wertpapierart. 

4) Gemäß § 59 AWV 

5) Geschäfte über verschiedene ausländische Wertpapiere dürfen nicht zu einem DM-Betrag zusammengefaßt werden. 


3 

n 

o 

CSt 


< 

o 

a. 


CD 


Nr. 1 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 























1 

2 

;i 

4 

5 

6 

7 

Kenn¬ 
zahl äj 

Nennbetrag 

oder 


Bezeichnung der Wertpapiere 3) 

(bei deutschen Auslandsbonds zusätzlich 

Emission und Tranche angeben) 

Land 

bei ausländ. Wertpapieren: 

Sitz des Emittenten 
bei inländ. Wertpapieren: 

Sitz oder Wohnsitz des 
gebietsfremden Käufers oder 
Verkäufers 

Eingehende Zahlungen 4) 

für Veräußerung 
an Gebietsfremde 

Ausgehende Zahlungen 4 ) 

für Erwerb von 
Gebietsfremden 

Bezeichnung 

der 

empfangenen 
oder gezahlten 
Währung 

Stückzahl 


Betrag in DM5) 

(ohne Pfennige) 

Betrag in DM 5) 

(ohne Pfennige) 













2) Bezugsrechte sind unter der Kennzahl für das zu beziehende Wertpapier zu melden. 

3) Bei inländischen, nicht auf ausländische Währung lautenden Wertpapieren genügt Angabe der Wertpapierart. 

4 ) Gemäß § 59 AWV. 

5) Geschäfte über verschiedene ausländische Wertpapiere dürfen nicht zu einem DM-Betrag zusammengefaßt werden. 


Ort und Datum 


Unterschrift 


o* 

<Q 

<r> 

N 


Sö 

Cs 


CO 

to 
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Anlage Z 11 


Anlage Z 11 zur AWV 


An die 

La n deszen tralba nk 
Hauptstelle/Zweigstelle 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 730 


Meldungen der Geldinstitute 

W er tpapier-Er träge 
im Außenwirtschaftsverkehr 

Meldung nach § 69 Abs. 2 Nr. 2 der 
Außenwirtschafts Verordnung 

— Zins- und Dividendenzahlungen an 
Gebietsfremde auf inländische Wertpapiere, 
die im Auftrag eines Gebietsfremden eingezogen 

werden — 


für Monat ... 196. 


Frankfurt (Main) 


Geldinstitut 
Anschrift .... 


Firma 


Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 


Stark umrandete Felder 

□ 

nicht ausfüllen 


Fernruf . Hausapparat 


1 

2 

3 

4 

Kennzahl 

Land 

des geh i eis fremden Empfängers 

Betrag in DM 
(ohne Pfennige) 

Bezeichnung der 
gezahlten Währung 








Oil und Dalum 


Unterschrift 
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Anlage Z 12 


Ynlage Z 12 zur AWV 


\n die 

{.andeszerdralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
De u I sch e Bundesbank 
Vs 731 

Frankfurt (Main) 


Meldungen der Geldinstitute 

Zahlungseingänge 
im aktiven Reiseverkehr 


Meldung nach § 69 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe a der 
Außen wirtschafts Verordnung 


für Monat . . 196. 


Geldinstitut 

Anschrift 


Firma 


Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr, 


Stark umrandete Felder 

nicht ausfüllen 


Fernruf . Hausapparat 


1 

2 

3 

4 

Land 


Im Zusammenhang mit dem Reiseverkehr und der Personenbeförderung 

bei gebietsfremden Reisenden: 
Wohnsitzland 

bei gebietsansässiqen Reisenden: 
Reiseland 

Soweit nicht bekannt: Land, in dem die 
betreffende Währung Landeswährung ist 

angekaufte 

oder 

eingelöste 

Zahlungsmittel 

DM-Barauszahlunqen 
an qebietsfremde Reisende 
zu Lasten von Konten 
von Gebietsfremden 

Gegenwert der in fremde 
Wirtschaftsgebiete 
versandten auf 

Deutsche Mark 
lautenden Noten und 
Münzen 

bei Meldungen nach Spalte 4: 

Land, in dos die Noten und Münzen 
versandt worden sind 


. ... 




Kennzahl 010 


Betrag in DM ohne Pfennige 

Belgien-Luxemburg 

002 




Dänemark 

034 




Finnland 

032 




Frankreich 

001 




Griechenland 

048 




Großbritannien 

022 




Italien 

005 




Jugoslawien 

046 




Kanada 

214 




Niederlande 

003 




Norwegen 

028 




Österreich 

038 




Portugal 

040 




Schweden 

030 




Schweiz und Liechtenstein 

036 




Spanien 

042 




Türkei 

050 




Vereinigte Staaten (USA) 

212 




*» 






*) Hier sind gcjf. weitere Länder aufzuführen sowie am Schluß der Meldung gesondert nach Ländern gegliedert die erkennbaren Rückflüsse 
(einschließlich Wicdereinzahlungcn im Rahmen des freizügigen Sparverkehrs) einzutragen und mit R zu kennzeichnen. 


Ort und Datum 


Unterschrift 



















Nr. 1 


Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Januar 1967 
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Anlage Z 13 


Anlage Z 13 zui AWV 


An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zwcigstelle 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 731 

Frankfurt (Main) 


Meldungen der Geldinstitute 

Zahlungsausgänge 
im passiven Reiseverkehr 

Meldung nach § 69 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b der 
Außenwirtschafts Verordnung 

für Monat . 196. 

Geldinstitut .. . 

Firma 

Anschrift . 

Fernruf . Hausapparat . 



Ortsstempel mit Nr. Bereichs-Nr. 


Stark umrandete Felder 

□ 

nicht ausfüilen 


1 

2 

3 

Land 


Im Zusammenhang mit dem Reiseverkehr und der Personenbeförderung 

bei gebietsansässigen Reisenden: 

Reiseland 

bei gebietsfremden Reisenden: 

Wohnsitzland 

Soweit nicht bekannt: Land, in dem die 


verkaufte Zahlungsmittel *) 

Gegenwert der aus fremden 
Wirtschaftsgebieten eingegangenen 
auf Deutsche Mark lautenden 

Noten und Münzen 

betreffende Währung Landeswährung ist 

bei Meldungen nach Spalte 3: Land, aus dem 


Kennzahl 010 

die Noten und Münzen eingegangen sind 


Betrag in DM ohne Pfennige 

Belgien-Luxemburg 

002 



Dänemark 

034 



Finnland 

032 



Frankreich 

001 



Griechenland 

048 



Großbritannien 

022 



Italien 

005 



Jugoslawien 

046 



Kanada 

214 



Niederlande 

003 



Norwegen 

028 



Österreich 

038 



Portugal 

040 



Schweden 

030 



Schweiz und Liechtenstein 

036 



Spanien 

042 



Türkei 

050 



Vereinigte Staaten (USA) 

2 ) 

212 




1) In Spalte 2 sind auch Auszahlungen im freizügigen Sparverkehr anzugeben. 

2) Hier sind ggf. weitere Länder aufzuführen sowie am Schluß der Meldung gesondert nach Ländern gegliedert die erkennbaren Rückwechse- 
lungen einzutragen und mit R zu kennzeichnen. 


Ort und Datum 


Unterschrift 
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Anlage Z 14 (Vorderseite) 


Anlage Z 14 zur AWV 


An die 

Landeszentralbank 
Haup tstelle/Z w eig stelle 


Meldungen der Geldinstitute 

Multilaterale 

Devisenhandelsgeschäfte 

Meldung nach § 69 Abs. 2 Nr. 5 der 
Außenwirtschaftsverordnung 


. für Monat . 196 

Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die Geldinstitut .. 

Deutsche Bundesbank Firma 

Vs 74 Anschrift . 

Frankfurt (Main) Fernruf . Hausapparat . 


Frankfurt (Main) Fernruf . Hausapparat 


E 



— 

Ausländische Währung 

Beträge in Tausend der Währungseinheit — 


l 

2 

3 

1 

2 

3 

Währungsbczekihnung 

Eingehende 

Zahlungen 

(Käufe) 

Ausgehende 

Zahlungen 

(Verkäufe) 

Währungsbezeichnung 

Eingehende 

Zahlungen 

(Käufe) 

Ausgehende 

Zahlungen 

(Verkäufe) 


us-,f 

212 



S (österr. Sch.) 

038 




kan$ 

214 



Esc 

040 




£ 

022 



Pta 

042 




Ir£ 

026 



Fmk 

032 




$A 

412 



Din 

046 




TL 

050 



Dr 

048 




sfr 

036 



R (Rand) 

194 




bfr 

002 



Yen 

392 




FF 

001 



iR (ind. Rup.) 

336 




dkr 

034 








nkr 

028 








skr 

030 








hfl 

003 








Lit 

005 








D 

Deutsche Mark 

— Beträge in Tausend DM — 

4 

5 

6 

4 

5 

6 

Land 

des gebietsfremden 
Geschäftspartners 

Eingehende 

Zahlungen 

(Kaufe) 

Ausgehende 

Zahlungen 

(Verkäufe) 

Land 

des gebietsfremden 
Geschäftspartners 

Eingehende 

Zahlungen 

(Käufe) 

Ausgehende 

Zahlungen 

(Verkäufe) 

Europa 

■ 



Europa (Forts.) 




Belgien, Luxemburg 

■ 



Österreich 




Bulgarien 

BQ 



Polen 

060 



Dänemark 

mm 



Portugal 

040 



Finnland 

032 



Rumänien 

066 



Frankreich 

001 



Schweden 

030 



Griechenland 

048 



Schweiz, Liechtenstein 

036 



Großbritannien 

022 



Sowjetunion 

056 



Irland, Republik 

026 



Spanien 

042 



Island 

024 



Türkei 

050 



Italien 

005 



Ungarn 

064 



Niederlande 

003 







Norwegen 

028 



* 





b. w. 
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Anlage Z 14 (Rückseite) 



Lund 

eins qebielsf romden 

GoSCh ültSJKl 1 tlKMS 


Deutsche Mark (Forts.) 
Beträge in Tausend DM — 


5 

6 

Eingehende 

Zahlungen 

(Käufe) 

Ausgehende 

Zahlungen 

(Verkäufe) 


Land 

des gebictsfremden 
Geschäftspartners 


Afrika 

Äthiopien 

Algerien 

Ghana 

Kenia 

Kongo (Kinshasa) 

Liberia 

Libyen 

Marokko 

Nigeria 

Rhodesien 

Sambia 

Somalia 

Somaliküste, Kranz. 
Sudan 

Südafrika, Rep. 

Tanganjika 

Togo 

Tunesien 

Uganda 

VAR (Ägypten) 


Amerika 

Argentinien 

Bolivien 

Brasilien 

Chile 

Costa Rica 

Ecuador 

Ei Salvador 

Guatemala 

Haiti, Republik 

Honduras, Brit.- 

Kanada 

Kolumbien 

Mexiko 

Nicaragua 

Panama (o.Kanalzone) 

Paraguay 

Peru 

Uruguay 

Venezuela 

Ver. Staaten j ) 


Asien 

Aden 

Afghanistan 

Birma 

Ceylon, Malediven 

China, Volksrep.; 
Tibet 

Hongkong 

Indien, Sikkim 

Indonesien 

Irak 

Iran 

Israel 

Japan 

Jordanien 

Kambodscha 

Korea, Süd- 

Kuwait 

Libanon 

Malaysia, Singapur, 
Brunei 

Pakistan 

Philippinen 

Saudi-Arabien 

Syrien 

Taiwan (Formosa) 
Thailand (Siam) 
Vietnam, Süd- 
Zypern 


Australien und 
Ozeanien 

Australischer Bund 
Neuseeland 


Internationale 

Organisationen 2 ) 



i) Einschließlich Puerto Rico, Amer. J ungferninseln. 2 ) Einzeln angeben (z. B. Weltbank, BIZ, Europäische Investitionsbank, Montanunion). 


Ort und Datum 


Unterschrift 
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Anlage Z 15 (Vorderseite) 


Anlage Z 15 zur AWV 


An die 

Landeszentralbank 
Haupt stelle/Zwei (j stelle 


Meldungen der Geldinstitute 

Multilaterale DM-Überträge 

Meldung nach § 69 Abs. 2 Nr. 6 der 
Außenwirtschafts Verordnung 


Postleitzahl 

zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank 
Vs 74 


für Monat 

Geldinstitut 

Anschrift 


Firma 


196 


Frankfurt (Main) 


Fernruf . Hausapparat 


— Beträge in Tausend DM — 


1 

2 

3 

1 

2 

3 

Land 


Zahlungen 

- 


Zahlungen 




Land 




(Sitz/Wo lins Uz 


zu Lasten 

zugunsten 

(Silz/Wahnsilz 


zu Lasten 


der Gebietstremden) 



der Gebietsfremden) 





von DM-Konten 



von DM-Konten 



von Gebictsfremdon 

—---- 



von Gebietsfremden 

Europa 

■ 



Übertrag 




Belgien, Luxemburg 




Afrika 




Dänemark 

ESI 



Äthiopien 

173 



Finnland 

m 



Ghana 

149 



Frankreich 

001 



Guinea, Republik 

141 



Griechenland 

048 



Kamerun 

157 



Großbritannien 

022 



Kenia 

179 



Irland, Republik 

026 



Kongo (Brazzaville) 

165 



Island 

024 



Kongo (Kinshasa) 

167 



Italien 

005 



Liberia 

145 



Jugoslawien 

046 



Libyen 

117 



Niederlande 

003 



Madagaskar 

188 



Norwegen 

028 



Malawi 

193 



Österreich 

038 



Marokko 

106 



Polen 

060 



Niger 

129 



Portugal 

040 



Obervolta 

127 



Rumänien 

066 



Rhodesien 

192 



Schweden 

030 



Sambia 

191 



Schweiz, Liechtenstein 

036 



Senegal 

134 



Sowjetunion 

056 



Somalia 

178 



Spanien 

042 



Sudan 

121 



Tschechoslowakei 

062 



Südafrika, Republik; 




T iirkei 

050 



Südwestafrika 

194 



Ungarn 

064 



Togo 

151 







Tunesien 

114 







Uganda 

181 




_ 



VAR (Ägypten) 

119 



Übertrag 



Übertrag 




b. w. 






























Land 

(Silz/Wohn sitz 
der Gebielslrerrulun) 


Übertrag 

Asien 

Afghanistan 

Birma 

Ceylon, Malediven 

China, Volks rep.? 
Tibet 

Hongkong 

Indien, Sikkim 

Indonesien 

Irak 

Iran 

Israel 

Japan 

Jordanien 

Kambodscha 

Korea, Nord- 

Korea, Süd- 

Kuwait 

Libanon 

Malaysia, Singapur, 
Brunei 

Pakistan 

Philippinen 

Saudi-Arabien 

Syrien 

Taiwan (Formosa) 
Thailand (Siam) 


Zahlungen 


zu Lasten zugunsten 


von DM-Konten 
von Gebietsfiemden 


Australien und 
Ozeanien 

Australischer Bund 
Neuseeland 


Übertrag 



1 

Land 


(Sitz/Wohnsitz 


der Gebietsfremden) 


Übertrag 


Amerika 


Argentinien 

292 

Bolivien 

286 

Brasilien 

282 

Chile 

284 

Costa Rica 

234 

Dominikanische 


Republik 

248 

Ecuador 

278 

El Salvador 

228 

Guatemala 

220 

Haiti, Republik 

246 

Honduras, Britisch- 

222 

Honduras, Republik 

224 

Kanada 

214 

Kolumbien 

268 

Kuba 

244 

Mexiko 

218 

Panama 


(ohne Kanalzone) 

236 

Paraguay 

288 

Peru 

280 

Uruguay 

290 

Venezuela 

270 

Vereinigte Staaten 1 ) 

212 


Internationale 
Organisationen 2 ) 



Summe 



i) Einschließlich Puerto Rico, Araer. Jungferninseln. 2 ) Einzeln angeben (z. B. Weltbank, BIZ, Europäische Investitionsbank, Montanunion). 


Ort und Datum 


Unterschrift 
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Anlage LV. 

zur Außenwii tschaftsverordnung 


Leistungsverzeichnis 

A. Dienstleistungen und unentgeltliche Leistungen 


Hin n a h in e n und Ausgaben 1 ) 


Kenn¬ 

zahl 


Einnahmen und Ausgaben 1 ) 


Kenn¬ 

zahl 


1. Reiseverkehr und Personenbeförderung 

Reiseverkehr und Personenbeförderung 
(ohne Ausgaben für Personenbeförderung 
im Wirtschaftsgebiet) . 

Ausgaben für Personenbeförderung im 
Wirtschaftsgebiet . 

2. Transport 

Einnahmen gebietsansässiger Transport¬ 
unternehmen im Güterverkehr (einschl. 
Spedition) 2 ). 

Ausgaben für Frachten, Chartergebühren 
und Mieten 

im deutschen Außenhandel. 

an gebietsfremde Seeschiffahrtsunter¬ 
nehmen''') 

bei der deutschen Einfuhr. 

bei der deutschen Ausfuhr . 

an gebietsfremde Binnenschiffahrtsunter¬ 
nehmen . 

an sonstige gebietsfremde Verkehrs¬ 
unternehmen . 

im Verkehr zwischen dritten Ländern 

im Transithandel 3 ) . 

im Speditionsgeschäft . 

im Verkehr innerhalb des Wirtschafts¬ 
gebiets . 

3. Transportnebenleistungen 

Einnahmen im Zusammenhang mit Trans¬ 
porten 

z. B. für Hafengebühren, Notreparaturen, 
Laden, Löschen, Bemusterung, ausgenom¬ 
men Einnahmen für die Lieferung von 
Waren für den Bedarf ausländischer Be¬ 
förderungsmittel, 

der Seehäfen und Seehafenbetriebe .... 

der Binnen- und Lufthafenbetriebe und 
anderer Verkehrshilfsbetriebe . 

Ausgaben für Transportnebenkosten 

z. B. Treibstoffe und sonstiger Bedarf von 
Fahrzeugen (ausgenommen Ausgaben für 
die Einfuhr von Waren für den Bedarf von 
Beförderungsmitteln 4 )), Elafengebühren, 
Konsulatsgebühren, Notreparaturen, Laden, 
Löschen, Bemusterung usw. 

durch deutsche Verkehrsunternehmen 5 ) 

durch deutsche Außenhandelsfirmen und 
Spediteure .. 


010 

020 


200 


210 

220 

230 

240 

250 

260 

270 


300 

310 


320 

330 


4. Privater Versicherungsverkehr 

Versicherungsnehmer und andere Begün¬ 
stigte aus Versicherungsverträgen, aus¬ 
genommen Versicherungsunternehmen 

Lebensversicherung . 

Transportversicherung 

Einnahmen . 

Ausgaben 

für die deutsche Einfuhr. 

für die deutsche Ausfuhr . 

Sonstiger Versicherungsverkehr 6 ) . 

V ersicherungsunternehmen 

Direkt Versicherung 

Einnahmen und Ausgaben aus Ver- 

sicherungsverträgen mit Gebietsfrem¬ 
den 

Lebensversicherung . 

Transportversicherung für die Ein- 
und Ausfuhr. 

andere Versicherungen . 

Ausgaben aus Versicherungsverträgen 
mit Gebietsansässigen 

Lebensversicherung . 

Transportversicherung für die Ein- 

und Ausfuhr . 

andere Versicherungen . 

Rückversicherung 

Einnahmen und Ausgaben aus abflie¬ 
ßendem Geschäft . 

Einnahmen und Ausgaben aus einflie- 
ßendem Geschäft. 

Sonstige Einnahmen von Gebietsfrem¬ 
den mit Ausnahme von Vermögens¬ 
erträgnissen . 


400 

410 

410 

411 

420 


440 

441 

442 

443 

444 

445 

450 

451 

460 


5. Verschiedene Dienstleistungen 

Verwertung, Erwerb und Auswertung von 
Urheberrechten, Erfindungen, Verfahren 
usw. 

Filmgeschäft (einschl. Gagen) . 

Entgelte für selbständige Arbeit (z. B. 
Beratung, Rechtsvertretung usw. soweit 
nicht anderswo zu erfassen) . 


500 

510 

520 


Die Fußnoten sind im Anschluß an Teil D des Leistunqsverzekhnisses aufyeführt. 
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E i ii u a h m e n u n d Aus g ö b cn 1 ) 

Kenn- 

zahl 

Entgelte für unselbständige Arbeit . 

521 

Pensionen, Renten, Sozial Versicherung .. 

522 

Provisionen r> ) ,! ) . 

523 

Regiekosten sowie Zuschüsse an Tochter¬ 
unternehmen, Zweigniederlassungen und 
Betriebsstätten 7 ) . 

530 

Werbe- und Informalionskosf.cn . 

540 

Aktive und passive Lohn Veredelung .... 

550 

Reparaturen an Transport- und Verkehrs¬ 
mitteln (ohne Notreparaturen), an Ma¬ 
schinen, Gebäuden usw. 

560 

Einnahmen aus Bauleistungen, Montagen 
und Ausbesserungen durch gebietsansäs¬ 
sige Firmen in fremden Wirtschaftsgebie¬ 
ten . 

570 

Ausgaben (Unkosten) gebt eisansässiger 
Firmen für Maschinen, Material und 
Arbeitsentgelte bei Bauleistungen, Mon¬ 
tagen und Ausbesserungen in fremden 
Wirtschaftsgebieten . 

580 

Ausgaben lür Barleistungen, Montagen 
und Ausbesserungen durch gebietsfremde 
Firmen im Wirtschaftsgebiet . 

570 

Einnahmen auf Grund von Warenliefe¬ 
rungen und Dienstleistungen an gebiets¬ 
fremde Firmen bei Bauleisl ungen, Monta¬ 
gen und Ausbesserungen im Wirtschafts¬ 
gebiet . 

580 

Bundespost . 

590 

6. Nebenleistungen im Waren- und Dienst- 


leistungsverkehr 


(Ersatz- und Rückzahlungen, Preisnachlaß - 
und Haftungszahlungen, Zollerstattungen 
und dergleichen) 


im Warenverkehr. 

600 

im Dien stlei st ungs verkeh r . 

610 

7. Bund r Länder und Gemeinden H ) 9 ) 


Einnahmen des Bundes, der Länder und 
Gemeinden 8 ) 


(Steuern, Zahlungen zum Lastenausgleicb, 
Gebühren, Spenden und dgl.) . 

700 


Hinnahmen und Ausgaben 1 ) 

Kenn- 

zahl 

Ausgaben des Bundes, der Länder und 
Gemeinden 8 ) !> ) 


Zahlungen an deutsche diplomatische 
Vertretungen . 

710 

Wiedergutmachungsleistungen 10 ) . 

720 

Lastenausgleichs- und LTnterstützungs- 
zahlungen . 

730 

Beiträge an internationale Organisatio¬ 
nen, Gebühren und dgl. 

740 

Ausgaben im Rahmen der Entwicklungs¬ 
hilfe . 

750 

Sonstige Ausgaben . 

760 

8. Einnahmen und Ausgaben Privater im 
Verkehr mit gebietsfremden Behörden 8 ) 9 ), 
Zahlungen infolge von Erbschaft, sonstige 
unentgeltliche Zuwendungen 


Einnahmen Privater von gebietsfremden 
Behörden 8 ) 3 ) (Unterstützungszahlungen, 
Entschädigungen und dgl.) sowie 


Ausgaben Privater an gebietsfremde 
Behörden und diplomatische Vertretun¬ 
gen (Steuern, Gebühren, Spenden und 

dgl ) . 

800 

Zahlungen infolge von Erbschaft, Ver¬ 
mächtnis, Mitgift, Restitution, Ein- und 
Auswanderung. 

850 

Unterstützungs- und Unterhaltszahlun¬ 
gen, sonstige unentgeltliche Zuwendun¬ 
gen n ) . 

851 

9. Sonstige Zahlungen, die nicht den Kapital¬ 
oder Warenverkehr betreffen . 

900 

z. B. Zahlungen im Zusammenhang mit 
Garantien, Bürgschaften und Warentermin¬ 
geschäften; 


Gewinne aus staatlich genehmigten Spie¬ 
len (z. B. Lotterie, Lotto, Toto, Rennwetten) 
und Spieleinsätze, Preise und Belohnun¬ 
gen; Schadenersatz auf Grund unerlaubter 
Handlung, Havarie und sonstiger außer¬ 
vertraglicher Haftungsgründe; Geldstrafen, 
Geldbußen, Herausgabe einer ungerecht¬ 
fertigten Bereicherung; 


Stornierungen, Irrläufer u. ä. 



Die Fußnoten .sind iiri Anschluß ein Teil D dos Loisliincjsverzcidinisses äufgeführt. 
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B. Kapitalverkehr und Kapitalerträge 


Eingänge und Ausgänge 

Kenn¬ 

zahl 

Eingänge und Ausgänge 

Kenn¬ 

zahl 

I. Vermögensanlagen Gebiets» 


II. Vermögensanlagen Gebietsfremder 


ansässiger in fremden Wirtschafts- 


im Wirtschaftsgebiet 


gebieten 


sowie Kredite und Darlehen 12 ) an Ge- 


sowie Kredite und Darlehen IL> ) an Ge- 


bietsansässige 


bietsfremde 


Eingänge: Erwerb von Vermögen im 


Ausgänge: Erwerb von Vermögen in 


Wirtschaftsgebiet sowie Kre- 


fremden Wirtschaftsgebieten 


dit- und Darlehensgewährung 


sowie Kredit- und Darlehens- 


an Gebietsansässige durch 

i 

ge Währung an Gebietsfremde 


Gebietsfremde 


durch Gebiets ansässige 


Ausgänge: Veräußerung von Vermögen 


Eingänge: Veräußerung von Vermögen 


im Wirtschaftsgebiet durch 


in fremden Wirtschaftsgebie- 


Gebietsfremde; Kapital-, Kre- 


teil durch Gebietsansässige; 


dit- und Darlehensrückzah- 


Kapital-, Kredit- und Dar- 


lungen (bzw. Tilgungszah- 


lehensrückzahlungen (bzw. 


lungen) an Gebietsfremde 


Tilgungszahlungen) an Ge- 


durch Gebietsansässige 


bietsansässige durch Gebiets- 




fremde 






1. Inländische Wertpapiere und Geld- 


1. Ausländische Wertpapiere und Geld- 


marktpapiere 


marktpapiere 


Festverzinsliche Wertpapiere (ohne 


Festverzinsliche Wertpapiere 


Auslandsbonds) 


Staats- und Gemeindeanleihen . . 

101 

Staats- und Gemeindeanleihen . . 

141 

Andere Anleihen . 

102 

Andere Anleihen. 

142 

Dividendenpapiere und Zertifikate 


Auslandsbonds . 

143 

von Kapitalanfagegesellschaften . . . 

104 

Dividendenpapiere und Zertifikate 


Geldmarktpapiere . 

105 

von Kapitalanlagegesellschaften .. 

144 



Geldmarktpapiere (§ 52 AWV) .... 

145 



2. Vermögensanlagen in Unternehmen 13 ), 


2. Vermögensanlagen in Unternehmen 15 ), 


Zweigniederlassungen und Betriebs- 


Zweigniederlassungen und Betriebs- 


statten im Wirtschaftsgebiet (ohne in 


Stätten in fiemden Wirtschaftsgelde- 


Wertpapieren verbriefte Vermögens- 


ten (ohne in Wertpapieren verbriefte 


anlagen sowie ohne Kredite, Dar- 


Beteiligungen sowie ohne Kredite, 


lehen und Hypotheken) u ) . 

151 

Darlehen, Hypotheken) 14 ). 

111 





3. Kredite und Darlehen an Gebiets- 


3. Kredite und Darlehen an Gebiets- 


ansässige 


fremde 


Kredite und Darlehen mit einer- 


Kredite und Darlehen mit einer 


Laufzeit bis zu 12 Monaten . 

- 15 ) 

Laufzeit bis zu 12 Monaten. 

— ir 0 

Kredite und Darlehen mit einer 


Kredite und Darlehen mit einer 


Laufzeit von mehr als 12 Monaten 

161 

Laufzeit von mehr als 12 Monaten 




(ohne Entwicklungshilfe der öffent- 




liehen Hand) .. 

121 



Kredite der öffentlichen ITand und 




der Kreditanstalt für Wiederaufbau 




im Rahmen der Entwicklungshilfe 

122 



4. Grundstücke und Rechte an Grund- 


4. Grundstücke und Rechte an Grund- 


stücken in fremden Wirtschaftsgelde- 


stücken im Wirtschaftsgebiet. 

171 

ten . 

131 



5. Sonstiger Kapitalverkehr . 

139 

5. Sonstiger Kapitalverkehr . 

179 


Die Fußnoten sind im Anschluß an Teil D des Leislungsveizeichnisses aufgeführt. 
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Eingänge und Ausgänge 

Kenn¬ 

zahl 

Eingänge und Ausgänge 

Kenn¬ 

zahl 

III. Kapitalerträge 


i 

IV. Leistungen im Rahmen des Abkom- 


{ohne die nach B IV zu meldenden Lei- 


mens vom 27. Februar 1953 


stungen) 


über Deutsche Auslandsschulden 


1. Pacht und Miete aus Grundbesitz ... 

181 

1. Zinsen . 

191 17 ) 

2. Zinsen 16 ) 


2. Tilgungen und sonstige Rückzahlungen 

i 192 17 ) 

auf Staats- und Gemeindeanleihen 

182 

3. Gebühren und sonstige Nebenkosten 

193 17 ) 

auf andere festverzinsliche Wert¬ 
papiere . 

183 



auf Kredite, Darlehen und Hypo¬ 
theken (einschl. Bankzinsen) . 

184 



3. Gewinne 




aus Dividendenpapieren und Zerti¬ 
fikaten von Kapitalanlagegesell¬ 
schaften . 

185 



aus nicht in Wertpapieren verbrief¬ 
ten Geschäfts- und Kapitalanteilen 

186 


i 


C. Warenverkehr 1 ) 


Einnahmen ; 

Kenn¬ 

zahl 

Ausgaben 

Kenn¬ 

zahl 

1. Warenausfuhr . 

Ausfuhr- 

1. Wareneinfuhr mit Einfuhrerklärung, Ein- 



erlöse 

fuhrgenehmigung oder Saar-Einfuhrschein 

keine 


sind nicht 


Kennzahl 


melde- 

2. Transithandel . 

keine 


pflichtig 


Kennzahl 

2. Transithandel . 

keine 

3. Einkauf von Waren zur ungewissen Ver- 



Kennzahl 

wendung und Einkauf von Waren, die 




ohne einfuhrrechtliche Abfertigung im 


3. Warenlieferungen für den Bedarf von 


Rahmen des Interzonenhandelsabkommens 




in das Währungsgebiet der DM-Ost gelie- 


Seeschiffen fremder Flagge . 

991 

fert werden sollen . 

994 

ausländischen Binnenschiffen, Land- und 


4. Einkauf von Waren, die ohne Entgelt 


Luftfahrzeugen. 

992 

{z. B. zur Veredelung oder zur Lagerung) 


diplomatischen und konsularischen Ver- 


in den freien Verkehr verbracht worden 


tretungen im Wirtschaftsgebiet . 

993 

sind . 

995 



5. Einfuhr von Waren für den Bedarf von 




Schiffen und Luftfahrzeugen sowie von 


4. Sonstiger Warenverkehr . 

997 

diplomatischen und konsularischen Ver- 


1 


tretungen. 

996 



6. Sonstige Wareneinfuhren im erleichterten 




Einfuhrverfahren, Weiterleitung von In- 




kassoerlösen aus der Wareneinfuhr, son- 




stiger Warenverkehr. 

997 


D. Lieferungen und Leistungen 

an die im Wirtschaftsgebiet stationierten ausländischen Streitkräfte 


Einnahmen 


Ausgaben 18 ) 

| 

1. Einnahmen aus Warenlieferungen. ; 

998 


i 

2. Einnahmen aus sonstigen Leistungen .... i 

999 



Die Fußnoten sind im Anschluß an Teil D des Leistungsverzeidmisses aufgeführt. 
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Anmerkungen : 

1) Bei Lieferungen und Leistungen iin Zusammenhang mit der Stationierung ausländischer Streitkräfte ist für Einnahmen die Kennzahl 998 oder 
999, für Ausgaben die Kennzahl 997 zu verwenden, 

2) Ohne Einnahmen der deutschen Seeschiffahrt im Zusammenhang mit der Personenbeförderung und dem Güterverkehr {Sondermeldung gemäß 
§ 67 AWV auf Vordruck Anlage Z 8 zur AWV), 

8) Einschließlich sonstiger Nebenkosten im Transithandel (vgl. auch Anmerkung 6), 

<) Ausgaben für derartige Einfuhren siehe Teil C — Warenverkehr —. 

ß) Ohne Ausgaben der deutschen Seeschiffahrt für Charter gebühren, Transportnebenkosten und Provisionen (Sondermeldung gemäß § 67 AWV auf 
Vordruck Anlage Z 8 zur AWV). 

8) Ausgaben im Zusammenhang mit dem Transilhandel unter Kennzahl 250 (vgl. auch Anmerkung 3). 

7) Zahlungen für Investitionszwecke siehe Teil B — Kapitalverkehr. 

8) Ohne Einnahmen und Ausgaben im Waren- und Kapitalverkehr sowie ohne Kapitalerträge. 

0) Pensionen, Renten, Sozialversicherung unter Kennzahl 522. 

10) Ohne Zahlungen an die Israel-Mission, jedoch einschließlich Zahlungen im Zusammenhang mit Rückerstattungen. 

11) Soweit diese nicht unter den Kennzahlen 700, 710-760 oder 800 zu melden sind. 

12) Einschließlich Hypotheken und Schuldsdi ein da riehen, ohne Kredite mit einer vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist bis zu 12 Monaten ein¬ 
schließlich (vgl. Anmerkung 15). 

13) Einschließlich des Erwerbs oder der Veräußerung von Geschäfts- und Kapitalanteilen, soweit diese nicht in Wertpapieren (Kennzahl 104 oder 
144) verbrieft sind. 

14) Zuschüsse an Zweigniederlassungen und Betriebssläüen sind unter der Kennzahl 530 — Einnahmen oder Ausgaben für Regiekosten und Zuschüsse 
an Tochterunternehmen, Zweigniederlassungen und Betriebsstätten — zu melden. 

13) Bei Krediten und Darlehen mit einer vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist bis zu 12 Monaten einschließlich sind Zahlungsmeldungen nicht 
abzugeben, sondern nach § 62 AWV die Bestände auf Vordruck Anlage Z 5 zur AWV zu melden. 

10) Zinsen auf Auslandsbonds fallen unter die Kennzahl 191. 

17) Als Eingänge si-nd die aus fremden Wirtschaftsgebieten zurückfließenden Zins- ujitl Tilgungszahlungen auf den inländischen Besitz an zuislands- 
bonds sowie ggf. Stornierungen zu melden. 

18) Soweit entsprechende Ausgaben Vorkommen, gilt die Kennzahl 997. 
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